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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 14.00 
Uhr. 
 
Präsident Weber: Ich eröffne die 25. Sitzung 
der Stadtbürgerschaft. 
  
 
Ich begrüße die anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien. 
 
Zur Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
wurde vereinbart, dass eine Behandlung des 
Tagesordnungspunktes 17, Ortsgesetz zur Än-
derung von Zuständigkeitsvorschriften zur 
Gründung eines Ordnungsamtes und zur Über-
tragung von Aufgaben aus dem Stadtamt auf 
den Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, in 
dieser Sitzung sichergestellt werden soll. 
 
Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden in-
terfraktionelle Absprachen getroffen, die Sie 
dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von 
heute, 13.00 Uhr, entnehmen können. 
 
 
Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute ver-
teilten weiteren Umdruck zu entnehmen. 
 
I. Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäfts-

ordnung 
 
1. Äußere Rekonstruktion des Lloyd-Hauptverwal-

tungsgebäudes in der Bremer Innenstadt 
Antrag des Abgeordneten Alexander Tassis 
(AfD) 
vom 22. Februar 2017 
(Drucksache 19/466 S) 

 
2. Verkauf des Lloydhofs aussetzen! 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 7. März 2017 
(Drucksache 19/470 S) 

 
3. Welche Fortschritte gibt es bei der Quartiersent-

wicklung im Umfeld der George-Albrecht-
Straße? 
Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 7. März 2017 
(Drucksache 19/471 S) 

 
4. Ehrengrabstätten in ganz Bremen - Ortsgesetz 

zur Änderung der Friedhofsordnung für die stadt-
eigenen Friedhöfe in Bremen 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 7. März 2017 
(Drucksache 19/472 S) 

 
Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der April-Sitzung. 
 
II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Ge-

schäftsordnung 
 
1. Standards im Straßen- und Wegebau gehören 

auf den Prüfstand 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 10. Oktober 2016 

 

2. Sanierungsstau auf Bremer Straßen 
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
vom 8. Februar 2017 

 
3. Beschleunigung bei der Umsetzung öffentlicher 

Bauvorhaben 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 7. März 2017 
 

4. Wie viele Spielflächen werden beim Neubau von 
Mehrfamilienhäusern errichtet? 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 7. März 2017 

 
Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? - Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. 
 
 
Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzei-
chen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft ist mit den 
interfraktionellen Absprachen einverstanden. 
 
(Einstimmig) 
 
Wir treten in die Tagesordnung ein. 
 
Fragestunde 
 
Für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft lie-
gen 13 frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor. 
 
 
Die erste Anfrage trägt den Titel „Was wird aus 
der Brachfläche in der Diedrich-Wilkens-
Straße?“. Die Anfrage ist unterschrieben von 
den Abgeordneten Lübke, Frau Neumeyer, Dr. 
vom Bruch, Röwekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Lübke! 
 
Abg. Lübke (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Seit wann und warum liegt die Grünfläche in der 
Diedrich-Wilkens-Straße, gegenüber der Cof-
fein Compagnie, brach, und von wem wird diese 
verwaltet? 
 
 
Welche Anstrengungen hat der Senat seit 2010 
unternommen, um die Fläche städtebaulich zu 
entwickeln, welche Entwicklungspotenziale, ne-
ben dem Wohnungsbau, sieht der Senat für die 
freie Fläche? 
 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/466%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/470%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/471%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/472%20S
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Welchen Einfluss hat das Geruchsgutachten 
von 2016 auf die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Fläche? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Bebauungsplan 2162 setzt 
seit dem 30. September 2005 für den beschrie-
benen Bereich Wohnbauland fest. Die Fläche 
wird von Immobilien Bremen verwaltet. Eine 
Vermarktung war aus unterschiedlichen Grün-
den bisher nicht möglich. Neben anfänglich feh-
lender Nachfrage am Wohnungsmarkt stehen 
jetzt die Ergebnisse des aktuellen Geruchsgut-
achtens einer Wohnnutzung entgegen. 
 
Zu Frage zwei: Ab dem Jahr 2010 wurde die 
Fläche überplant. Im nördlichen Teil entstand 
eine öffentliche Grünanlage, der sogenannte 
„Tamra-Hemelingen-Park“, der südliche Teil ist 
entsprechend den aktuellen Festsetzungen des 
Bebauungsplans weiterhin für Wohnungsbau 
vorgesehen. Im April 2014 wurde die Fläche 
von Immobilien Bremen zum Verkauf ausge-
schrieben. Die Ausschreibung endete ohne Er-
gebnis. Im Rahmen des Sofortprogramms Woh-
nungsbau des Senats 2015 wurde der Standort 
als Pilotprojekt ausgewiesen und sollte für die 
Realisierung von Wohn-Modulbauten entwi-
ckelt werden.  
 
Hierzu wurde eine städtebauliche Studie er-
stellt, deren Ergebnis seit April 2016 vorliegt. 
Parallel wurde ein Geruchsgutachten erarbeitet. 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Messwerte auf allen Beurteilungsflächen im 
Geltungsbereich der geplanten Baufläche deut-
lich über dem Immissionswert der Ge-
ruchsimmissions-Richtlinie für Wohnbebauung 
liegen. Zur Erörterung der damit verbundenen 
nachbarschaftlichen Situation hat der Senator 
für Umwelt, Bau und Verkehr im Sommer 2016 
Gespräche mit einem der Hauptemittenten - der 
nahegelegenen Coffein-Compagnie - aufge-
nommen. In den Gesprächen wurde deutlich, 
dass die Coffein-Compagnie eine Wohnbauent-
wicklung einschließlich der Errichtung einer Kin-
dertagesstätte, wie dies zwischenzeitlich vom 
zuständigen Fachressort geplant wurde, auf-
grund eigener Investitionsabsichten auf dem 
Werksgelände ablehnt. 
 
Sollte eine Wohnbebauung aufgrund der Kon-
fliktsituation nicht realisiert werden, sind die 
Entwicklungspotenziale neu zu definieren. Ziel 

ist nach wie vor, das Hemelinger Zentrum zu 
stärken und aufzuwerten.  
 
Zu Frage drei: Bei Überlegungen zur Entwick-
lung der Fläche sind die Ergebnisse des Ge-
ruchsgutachtens zu beachten, wobei die techni-
schen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
des Immissionskonfliktes noch nicht abschlie-
ßend geprüft sind. - Soweit die Antwort des Se-
nats! 
 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Lübke, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Lübke (CDU): Habe ich Sie richtig ver-
standen, dass Sie wegen des Geruchsgutach-
tens die Wohnbebauung dort ausschließen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Die Ergebnisse des Ge-
ruchsgutachtens sind dergestalt, dass eine so 
deutliche Überschreitung der Grenzwerte vor-
liegt, dass eine Wohnbebauung dort kaum zu 
realisieren sein wird. 
 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Lübke, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage?- Bitte sehr! 
 
Abg. Lübke (CDU): Ist Ihnen bekannt, dass die 
Firma Coffein-Compagnie - ich sage einmal, 
wenn dort eine Grünfläche entstehen könnte - 
sich dann auch finanziell daran beteiligen 
würde? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich habe davon gehört. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Lübke, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Lübke (CDU): Haben Sie auch davon ge-
hört, dass die Coffein-Compagnie die Fläche 
kaufen und dort eine Grünfläche oder einen 
Park errichten wollen würde? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Auch davon habe ich ge-
hört. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Lübke, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Lübke (CDU): Wie geht es jetzt weiter? 
Gibt es einen runden Tisch? Die Fläche liegt 
schon so viele Jahre brach, da muss es ja ir-
gendwie vorangehen. Wie ist an dieser Stelle 
der Plan des Senats? 
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Man wird mit den verschie-
denen Akteuren sprechen müssen. Wir werden 
uns wahrscheinlich auch einmal gemeinsam mit 
dem Wirtschaftsressort die Thematik an-
schauen und dann auch sicherlich in dem Stadt-
teil diskutieren, wie wir jetzt die Entwicklung dort 
voranbringen können. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Crueger! - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (SPD): Herr Senator, verstehe 
ich Sie recht, die Gespräche werden geführt zu 
den Themen, die Herr Lübke angesprochen hat, 
und wir werden in der Baudeputation regelmä-
ßig, das heißt, vielleicht schon in vier oder acht 
Wochen, darüber in Kenntnis gesetzt, wie der 
Stand der Gespräche ist und wie es an der 
Stelle vorangeht? Kann ich das so mitnehmen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich kann jetzt keinen Ter-
min fest zusagen, aber wir werden selbstver-
ständlich in der Deputation über den Fortgang 
der Gespräche berichten. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor.  
 
 
Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff „Er-
halt des Unibades“. Die Anfrage ist unter-
zeichnet von dem Abgeordneten Tassis. 
 
Bitte, Herr Kollege Tassis! 
 
Abg. Tassis (AfD): Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Wie steht der Senat aktuell zum Erhalt 
des Unibades, insbesondere unter Berücksich-
tigung der neuen Diskussionen und des detail-
lierten Erhaltungsplanes der Bürgerinitiative 
„Pro Unibad“? 
 
Zweitens: Kann darüber hinaus sich der Senat 
auf eine langfristige Planung einlassen, die 
nach Errichtung eines DB-Haltepunktes an der 
Uni den Standort Unibad neu zu einem gesamt-
städtischen Sport- und Freizeitschwerpunkt ge-
staltet? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Senatorin Stahmann. 
 
Senatorin Stahmann: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 
 

Zu Frage eins: In den Jahren 2013 und 2014 
wurden die unterschiedlichen Szenarien für ein 
Gesamtkonzept zur Schaffung adäquater 
Schwimmmöglichkeiten umfassend geprüft und 
bewertet. Beteiligt waren daran die Akteure aus 
allen Bereichen des Schwimmsports sowie die 
zuständigen Senatsressorts. Im Jahr 2014 hat 
der Senat beschlossen, von einer Sanierung 
des Universitätsbades Abstand zu nehmen und 
stattdessen darum gebeten, die Vorplanung für 
die Variante I, Neubau Hallenbad am Standort 
Horn und Sanierung Westbad, zu konkretisie-
ren. Grund für diese Entscheidung waren die 
gutachterlich ermittelten Sanierungskosten am 
Unibad in Höhe von mindestens 18 Millionen 
Euro.  
 
Von der Bürgerinitiative „Pro Unibad“ gibt es 
keinen vorgelegten Erhaltungsplan für das Uni-
bad. Vielmehr wurden die gutachterlich ermittel-
ten Kosten kommentiert und Vorschläge zu 
möglichen Einsparungen unterbreitet. Diese 
Kommentare halten einer näheren Prüfung 
nicht stand, viele Vorschläge können nicht um-
gesetzt werden, wie in einer Stellungnahme der 
Bremer Bäder GmbH aus dem Januar 2015 be-
reits ausführlich dargelegt wurde. Dazu gehört 
unter anderem der Verzicht auf Maßnahmen 
zur Wärmedämmung, eine etappenweise Sa-
nierung, der Verzicht auf die Sanierung der 
Glasfassade, die Reparatur der vorhandenen 
Fliesen statt sie auszutauschen, der Verzicht 
auf den Austausch des über 40 Jahre alten 
Hubbodens.  
 
Zu Frage zwei: Sowohl das Unibad als auch das 
Horner Bad als zukünftiger Standort des neuen 
Hallenbades sind über den öffentlichen Perso-
nennahverkehr sehr gut zu erreichen. Aus Sicht 
des Senats ist zu bezweifeln, dass durch die 
Einrichtung eines neuen Haltepunktes weitere 
Zielgruppen für das Unibad erschlossen wer-
den. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht 
vor. 
 
 
Die dritte Anfrage beschäftigt sich mit dem 
Thema „Wartezeiten auf dem Standesamt“. 
Die Anfrage ist unterschrieben vom Abgeordne-
ten Tassis. 
 
Bitte, Herr Abgeordneter! 
 
Abg. Tassis (AfD): Ich frage den Senat:  
 
Erstens: Wie erklärt sich der Senat bis zu vier-
stündige Wartezeiten bei Anmeldungen für 
Neugeborene auf dem Standesamt Bremen? 
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Zweitens: Wie sind die ersatzweise bis zu acht-
wöchigen Terminfristen für das Anliegen zu er-
klären, und hat der Senat Abhilfe getroffen? 
Drittens: Welche Gründe müssen vorliegen, 
dass der Antrag für einen Kinderpass für Bürger 
zum Beispiel aus Bremen-Huchting in Bremen-
Nord gestellt werden muss, ist das der Regel-
fall, und wenn ja, seit wann? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Ehmke. 
 
 
Staatsrat Ehmke: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu den Fragen eins und zwei: Wartezeiten von 
bis zu vier Stunden sind weder im Standesamt 
Bremen-Mitte noch im Standesamt Bremen-
Nord zu verzeichnen. In Bremen-Mitte ist in 
Ausnahmefällen bei ungünstigsten Vorausset-
zungen eine Wartezeit von bis zu drei Stunden 
nicht auszuschließen, jedoch ist dies nicht die 
Regel. Kunden mit Termin werden unverzüglich 
bedient. 
 
Die nächsten freien Termine für Vorsprachen 
für Geburtsbeurkundungen sind zurzeit mit ei-
ner Wartezeit von etwa zweieinhalb bis drei Wo-
chen verbunden. Eine weitere Verkürzung der 
Wartezeiten ist nach Ernennung und bereits be-
gonnener Qualifizierung neuer Standesbeam-
tinnen und -beamten im Laufe der zweiten Jah-
reshälfte zu erwarten.  
 
Zu Frage drei: In Bremen sind für die Beantra-
gung von Ausweisdokumenten und damit auch 
Kinderreisepässen alle drei BürgerServiceCen-
ter zuständig. Dies gilt unabhängig davon, in 
welchem Stadtteil Bremens die Antragstellen-
den wohnen. Jede Bürgerin und jeder Bürger 
kann selbst entscheiden, welches BürgerSer-
viceCenter sie aufsuchen möchten. - Soweit die 
Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Tassis (AfD): Ich habe mir die Wartezei-
ten ja nicht ausgedacht, sondern sie sind mir 
von drei Bürgern so berichtet worden. Wie er-
klären Sie sich diese Dinge? Es war Mitte Feb-
ruar, und ihnen wurde für Ende März ein Ersatz-
termin genannt, also in zwei Wochen, wenn die 
vierstündige Wartezeit, die ihnen von den Fach-
kräften mündlich in Aussicht gestellt wurde, 
nicht genutzt werden sollte. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 

Staatsrat Ehmke: Mir ist Ihre Quelle nicht be-
kannt, deshalb kann ich das jetzt schwer nach-
vollziehen. Der Betroffene kann sich aber natür-
lich an unser Haus wenden, uns das noch ein-
mal vortragen, und dann werden wir selbstver-
ständlich nachvollziehen, wer ihm dort welche 
Auskunft gegeben hat, ob sie zutreffend war o-
der nicht und warum das in diesem Einzelfall zu 
Problemen geführt hat. 
 
 
Ich habe ja bereits darauf hingewiesen, dass wir 
im Standesamt Bremen im Moment zwar nicht 
mehr solche großen Probleme haben wie noch 
im letzten Jahr, aber auch drei Stunden Warte-
zeit sind ja nicht besonders schön, insbeson-
dere dann, wenn man zu Hause ein neugebore-
nes Kind hat und sich eigentlich lieber dort auf-
halten möchte als im Wartezimmer des Stan-
desamtes, insofern können dabei ja auch drei 
Stunden schon relativ lästig sein. Deshalb sind 
wir auch willens, dort weitere Verbesserungen 
zu erreichen. 
 
 
Wenn es dort aber im Einzelfall Probleme gege-
ben hat, dann ist der Bürger oder die Bürgerin 
herzlich dazu eingeladen, sich bei uns im Res-
sort zu melden, und dann prüfen wir das. Das 
gilt natürlich auch für alle anderen Bürgerinnen 
und Bürger, die mit der Dienstleistung nicht ein-
verstanden sind, die wir dort absolvieren. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die vierte Anfrage steht unter dem Betreff „Po-
litische Kundgebungen im Weserstadion“. 
Die Anfrage ist unterschrieben vom Abgeordne-
ten Tassis. 
 
Bitte, Herr Abgeordneter! 
 
Abg. Tassis (AfD): Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Welche politischen Hintergründe in 
Bremen sind dem Senat bekannt, die beim 
Spiel am 21. Januar 2017 - Werder Bremen ge-
gen Borussia Dortmund - zur Kundgebung fol-
gender Transparentbahnen führten: „Ihr auf der 
Straße, wir im Stadion - Solidarität mit Kurdis-
tan“? 
 
Zweitens: Sieht der Senat Handlungsbedarf, 
um künftig politische Kundgebungen auf Trans-
parenten oder Ähnlichem im Weserstadion ein-
schränken zu lassen, und sieht der Senat ins-
gesamt die Pflicht, innenpolitische Streitigkeiten 
ausländischer Staaten in Bremen keinen Raum 
gewinnen zu lassen? 
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Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Ehmke. 
 
Staatsrat Ehmke: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Über die Hintergründe kann 
keine Aussage getroffen werden, da dies nur 
Spekulationen wären. 
 
Zu Frage zwei: Politische Äußerungen können 
von jedem zu jeder Zeit in und an jedem Ort ge-
tätigt werden, wenn sie nicht gegen das gel-
tende Recht und/oder die Ordnung verstoßen. 
Im Übrigen gilt im Weserstadion das auf den 
Veranstalter übertragene Hausrecht. - Soweit 
die Antwort des Senats! 
 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Tassis (AfD): In diesem Fall bin ich von 
einem türkischstämmigen Bürger angespro-
chen worden, der sich - wie soll ich es sagen? - 
gestört fühlte oder wie auch immer. Deswegen 
ist meine Frage, ob der Senat jetzt in dem auf-
geheizten Verhältnis zwischen Deutschland 
und der Türkei wirklich nicht auf die Frage zwei 
antworten möchte, dass solche Kundgebungen 
in so öffentlichen Räumen wie dem Wesersta-
dion künftig untersagt werden könnten. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
 
Staatsrat Ehmke: Der Senat ist weiterhin der 
Auffassung, dass die Meinungsfreiheit in 
Deutschland vollumfänglich gilt und zu schüt-
zen ist. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 
 
Dazu gehört auch, dass man mit politischen 
Meinungen konfrontiert wird, die man nicht teilt, 
meinem Vorgesetzten ist das beim letzten Spiel 
von Werder Bremen auch passiert. Das bereitet 
einem nicht immer Freude, aber die Seite des 
politischen Eingreifens, ob der SV Werder Bre-
men und die Bremer Weser-Stadion GmbH zu 
einer entsprechenden Einschränkung im Rah-
men ihres Hausrechts kommen oder wollen, 
muss von dort beurteilt werden, das ist nicht 
Aufgabe des Senats. Ein polizeiliches oder 
sonstiges Einschreiten der öffentlichen Hand ist 
hier meines Erachtens aber nicht erforderlich. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 

Die fünfte Anfrage befasst sich mit dem Thema 
„Umgestaltung des Rembertikreisels“. Die 
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordne-
ten Dr. Buhlert, Buchholz, Frau Steiner und 
Fraktion der FDP. 
 
Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert! 
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie bewertet der Senat die verkehrli-
che Notwendigkeit des Rembertikreisels? 
 
Zweitens: Inwiefern wird Potenzial gesehen, 
dass durch dessen Umgestaltung Bauflächen 
entstehen können und der Stadtraum sinnvoller 
gestaltet werden kann? 
 
Drittens: Welche Möglichkeiten zur Umgestal-
tung des Rembertikreisels sieht der Senat, und 
welche Planungen werden dort verfolgt? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Rembertikreisel ist histo-
risch betrachtet als Verknüpfungspunkt des 
Breitenwegs als Nordtangente mit der in den 
Nachkriegsjahren geplanten Osttangente durch 
das Ostertor vorgesehen gewesen. Entspre-
chend dimensioniert wurde er Ende der Sechzi-
gerjahre gebaut. Da diese Planungen nicht wei-
terverfolgt werden, besteht keine verkehrliche 
Notwendigkeit, den Kreisverkehr in der heuti-
gen Dimensionierung aufrechtzuerhalten. Die 
verkehrlich notwendige Sicherstellung der Er-
reichbarkeit und Verknüpfung der angrenzen-
den Quartiere sowie eine ausreichende Qualität 
im Verkehrsablauf lassen sich auch mit alterna-
tiven Straßenraumgestaltungen erreichen. 
 
Zu Frage zwei: Städtebaulich werden im Rah-
men einer Umgestaltung des Rembertikreisels 
große Potenziale gesehen, wie der Generie-
rung neuer, zentraler Bauflächen, der Qualifi-
zierung des Stadtraums sowie der Vernetzung 
der bestehenden Quartiere. Im Rahmen der Ak-
tualisierung des Leitbildes für die Bahnhofs-
vorstadt wurden hierzu neue Konzepte erarbei-
tet.  
 
Zu Frage drei: Das Projekt Rembertikreisel soll 
neu aufgestellt werden. Städtebauliches Ziel ist 
die Bündelung des Verkehrs und Nutzung der 
frei werdenden Flächen zugunsten einer Quar-
tiersentwicklung. Im Kern wird ein Rückbau des 
Kreisverkehrs zugunsten einer vierstreifigen 
Stadtstraße vorgeschlagen und so auch bereits 
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im Innenstadtkonzept Bremen 2025 sowie aktu-
ell bei der Aktualisierung des Leitbildes Bahn-
hofsvorstadt berücksichtigt. 
 
Im weiteren Verfahren ist in einem ersten Schritt 
ein Immissionsgutachten zu erstellen, das die 
Feinstaubsituation im Zusammenhang mit einer 
künftigen Bebauung untersucht und bewertet. 
Darauf aufbauend sollen in einer immobilien-
wirtschaftlichen Machbarkeitsstudie die Auf-
wendungen für einen möglichen Straßenumbau 
mit den zu erwartenden Grundstücksverkäufen  
gegenübergestellt werden, um die wirtschaftli-
chen Aspekte zu prüfen. Erst nach positiver Be-
wertung dieser Grundlagenermittlung können 
konkrete städtebauliche Planungen begonnen 
werden. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Senator, wenn 
ich richtig informiert bin, wurde einmal Anfang 
der Neunzigerjahre ein Planaufstellungsbe-
schluss für diesen Bereich gefasst. Greifen Sie 
diesen mit Ihren Arbeiten wieder auf, oder wer-
den dort dann neue Planaufstellungsbe-
schlüsse für eventuell anders geschnittene Be-
reiche gezogen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!  
 
Senator Dr. Lohse: So weit reicht meine Erin-
nerung jetzt nicht zurück. Was den Planaufstel-
lungsbeschluss Anfang der Neunzigerjahre an-
geht: Ich werde das im Ressort recherchieren. 
Noch einmal, wir brauchen zwei Voraussetzun-
gen, zum einen, dass wir immissionsschutz-
rechtlich für den Bereich sagen können, dort 
Wohnbebauung entwickeln zu können. Ich 
habe diese Frage vor fünf Jahren gestellt, als 
ich relativ neu in Bremen war. Damals sagte 
man mir, dass die verkehrsbedingten Schad-
stoffimmissionen so hoch seien, dass man das 
Thema noch nicht aufgreifen könne. Die Werte 
sinken aber allmählich, das heißt, es ist jetzt ein 
günstiger Trend. Wir müssen sehen, ob es jetzt 
schon ausreicht, und wir müssen uns die immo-
bilienwirtschaftliche Situation anschauen und 
dann parallel natürlich auch am Planungsrecht 
arbeiten. Ich kann Ihnen aber den Sachstand 
gern noch einmal nachreichen. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Nein, ich wollte nur für 
die Beantwortung danken und eben darauf hin-
weisen, dass es schon längere Zeit ein solches 
Thema ist, wie Sie aus den Bemerkungen der 
Neunzigerjahre schließen können!) 
 

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. 
 
 
Die sechste Anfrage befasst sich mit dem 
Thema „Neuaufstellung der Müllabfuhr“. Die 
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordne-
ten Buchholz, Dr. Buhlert, Frau Steiner und 
Fraktion der FDP. 
 
Bitte, Herr Kollege Buchholz! 
 
Abg. Buchholz (FDP): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Welche Regelungen treffen die Mitte 
2018 auslaufenden Verträge für die Grundstü-
cke, die Nehlsen und ENO derzeit für den Müll-
umschlag nutzen, für Nach- und Weiternutzun-
gen? 
 
Zweitens: Inwiefern und mit welchem Ergebnis 
wurden Gespräche geführt, um im Zuge der 
Neuaufstellung der Müllabfuhr die derzeit für 
den Umschlag genutzten Grundstücke dauer-
haft durch künftige Betreiber nutzen zu können? 
 
Drittens: Welche Flächen stehen der Anstalt öf-
fentlichen Rechts beziehungsweise dem neuen 
privaten Mitgesellschafter im Falle einer Neuan-
siedlung für den Müllumschlag und als Firmen-
standort alternativ zur Verfügung? 
 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Die auslaufenden Verträge ent-
halten keine Regelungen zum Rückfall bezie-
hungsweise zum Rückkauf der aktuell von 
Nehlsen beziehungsweise ENO genutzten 
Grundstücke. Diese Grundstücke befinden sich 
entweder im Eigentum der Firmen oder sind 
langfristig an die Firmen verpachtet.  
 
 
Zu Frage zwei: Mit ENO/Nehlsen wurden inten-
sive Verhandlungen geführt, diese haben aber 
hinsichtlich der Grundstücke zu keinem Ergeb-
nis geführt. 
 
Zu Frage drei: Das zukünftige Logistikkonzept 
sieht vor, dass die wesentlichen Abfallfraktio-
nen soweit erforderlich vom jeweiligen Entsor-
ger der Abfallfraktion umgeschlagen werden. 
Die Entsorgungsunternehmen werden rechtzei-
tig vor Auslaufen der bestehenden Verträge im 
Rahmen von europaweiten Vergabeverfahren 
ausgewählt. - Soweit die Antwort des Senats! 
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Präsident Weber: Herr Kollege Buchholz, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Buchholz (FDP): Ich möchte gern wis-
sen, wie ein Mitbewerber sich tatsächlich 
gleichwertig positionieren soll, wenn ihm nicht 
gewährleistet wird, dass die Grundstücke, die 
derzeit zur Verfügung stehen, auch ihm zur Ver-
fügung stünden. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Das ist jetzt zunächst ein-
mal eine Feststellung gewesen. Sie wissen es 
nicht. 
 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Buchholz, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Buchholz (FDP): Wie kann gewährleistet 
werden, dass ein eventueller Mitbewerber mit 
den gleichen Konditionen im Wettbewerb steht, 
in dem ihm die Grundstücke übertragen wer-
den, beziehungsweise es ihm ermöglicht wird, 
diese Grundstücke zu nutzen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Der Wettbewerb läuft der-
gestalt, dass diejenigen Unternehmen, die sich 
auf die Ausschreibung bewerben, sehen müs-
sen, wie sie entweder auf eigenen Grundstü-
cken die Tätigkeiten durchführen können oder 
aber, wie sie sich Grundstücke verschaffen. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Buchholz, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Buchholz (FDP): Herr Senator, sehen Sie 
es aber nicht auch so, dass dann für auswärtige 
Bewerber ein gewisser Wettbewerbsnachteil 
besteht? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich weiß ja nicht, welche 
auswärtigen Bewerber mit welchem Zugriff auf 
welche Flächen hier ein Angebot abgeben wer-
den. Die Frage lautet ja, welche Alternativen wir 
gehabt hätten. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Die siebte Anfrage trägt den Titel „Digitales 
Steinzeit bei den freiwilligen Feuerweh-
ren?“. Die Anfrage ist unterschrieben von den 
Abgeordneten Fecker, Frau Dr. Kappert-Gon-
ther, Frau Dr. Schaefer und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. 
 

Bitte, Herr Kollege Fecker! 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Wir 
fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Standorte der Freiwilligen 
Feuerwehr Bremen verfügen über einen Inter-
netzugang und ein WLAN? 
 
Zweitens: Sieht der Senat in diesem Bereich 
Handlungsbedarf, und wenn ja, welche Planun-
gen verfolgt er zur Verbesserung der Situation? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Staatsrat Ehmke. 
 
Staatsrat Ehmke: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Aktuell verfügt kein Standort der 
19 Freiwilligen Feuerwehren der Stadtge-
meinde Bremen über einen Internet- oder 
WLAN-Zugang. 
 
Zu Frage zwei: Der Senat hat die Anregung für 
WLAN bei den Freiwilligen Feuerwehren als 
sehr positiv aufgegriffen. Die Einrichtung von 
WLAN soll geprüft und wenn möglich, zunächst 
an den Schwerpunktwehren realisiert werden. - 
Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Staatsrat, ist dieser Zustand bei Ihnen im Ress-
ort nie als Problem aufgelaufen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
Staatsrat Ehmke: Bis zu mir jedenfalls nicht, 
vielleicht hat er hat mich übersprungen, das will 
ich nicht vollständig ausschließen, aber er ist 
dann als Problem nicht zurückgekommen. Nein, 
der Verband der Feuerwehren ist mit diesem 
Problem auch nicht auf mich persönlich zuge-
kommen. 
 
(Heiterkeit) 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Die 
nächste Frage wäre dann sozusagen die Frage 
nach dem Internetzugang bei der Innenbe-
hörde, aber das lasse ich jetzt. Herr Staatsrat, 
Sie haben eben geantwortet, dass Sie zu Be-
ginn vorrangig bei den Schwerpunkt-Feuerweh-
ren planen. Das war ja sehr allgemein. Gibt es 
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ein Zeit-/Maßnahmenpaket, das für diese Ant-
wort hinterlegt ist? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
 
Staatsrat Ehmke: Wir beabsichtigen, ab Mitte 
dieses Jahres den Zugang an den drei schwer-
punktmäßigen Feuerwehren zu realisieren und 
dann im Jahr 2018 die anderen Feuerwehren zu 
erschließen. Wir haben an den drei Schwer-
punkt-Feuerwehren die technischen Vorausset-
zungen für den Anschluss an das bremische 
Verwaltungsnetz im Prinzip bereits geschaffen. 
Da hängen aber jetzt irgendwelche Prüfgeräte 
an der Internetleitung. Es müssen also noch die 
Zugänge zu den Computern geschaltet werden, 
und darüber hinaus müssen wir für das WLAN 
noch eine andere Lösung finden, weil das über 
das bremische Verwaltungsnetz nicht funktio-
niert. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Aber 
am Ende des Tages ist sichergestellt, dass die-
jenigen, die sich ehrenamtlich für die Gesell-
schaft in den freiwilligen Feuerwehren engagie-
ren, mit ihrem Smartphone und mit den techni-
schen Geräten, die sie haben, dann auch vor 
Ort ins WLAN kommen? Oder ist das ähnlich 
geschützt wie teilweise im öffentlichen Bereich 
und bringt am Ende den ehrenamtlich Tätigen 
nichts? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
Staatsrat Ehmke: Ich würde vorschlagen, dass 
wir noch einmal im Detail dann auch mit den 
Nutzern erörtern, wie wir es ausgestalten. Wir 
müssen in der Tat eine Lösung finden, die prak-
tikabel für die ehrenamtlich Tätigen ist. Wir ha-
ben - auch das ist schon deutlich geworden - 
durchaus auch sinnvolle dienstliche Einsatz-
möglichkeiten für das Internet bei den freiwilli-
gen Feuerwehren, jedenfalls tätigkeitsbezo-
gene, aber es geht natürlich in der Tat darüber 
hinaus darum, dass diejenigen, die ihr Ehren-
amt im gesellschaftlichen Interesse dort ausü-
ben, auch den Zugang zu entsprechender Inter-
netverbindung haben. Das streben wir an, das 
wollen wir erreichen, und wir werden es in ver-
schiedenen Schritten erreichen. Es handelt sich 
jetzt nicht um Millionenbeträge, aber am Ende 
wird dies natürlich trotzdem Geld kosten. Ich 
finde jedoch, dass das eine sinnvolle Anregung 
ist, die wir aufgreifen. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Scharf! - Bitte sehr! 
 

Abg. Scharf (CDU): In der Anfrage wird von 
dem Internetzugang beziehungsweise WLAN 
gesprochen. Was ist mit den Endgeräten? 
Diese brauchen wir dann doch auch, sonst wird 
das ja nicht funktionieren. Würden Sie die End-
geräte dann auch beschaffen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
Staatsrat Ehmke: Nun ja, das kommt auf die 
Endgeräte an! Also, wenn wir dann eine Com-
puterverbindung haben und einen Computer für 
die entsprechenden Nutzungen zur Verfügung 
stellen, dann gehe ich davon aus, dass wir auch 
dafür eine Lösung finden werden. Das ist jetzt, 
glaube ich, im Verhältnis zu den sonstigen In-
vestitionskosten eine leistbare Herausforde-
rung, sonst bringt das ja auch nichts. Eine Voll-
ausstattung mit mobilen Geräten beabsichtigen 
wir gegenwärtig nicht, aber da, so habe ich den 
Abgeordneten Fecker verstanden, geht es ja 
auch mehr darum, dass die vorhandenen priva-
ten Geräte dann entsprechend genutzt werden 
können. Klar ist jedoch, wenn wir zum Beispiel 
für Schulungszwecke oder für die Kommunika-
tion mit der Berufsfeuerwehr über E-Mail die 
entsprechenden Leitungen legen, dann muss 
dort auch ein Gerät vorhanden sein, sonst 
ergibt das keinen Sinn. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Mustafa Öztürk! - Bitte sehr! 
 
Abg. Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Ich wurde zu einer Nachfrage angeregt. 
Haben Sie Erkenntnisse darüber, dass Men-
schen bei der freiwilligen Feuerwehr mobile 
Endgeräte bei sich führen, während sie im 
Dienst sind, und somit auch das WLAN nutzen 
können, oder wäre das dann ausgeschlossen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
Staatsrat Ehmke: Nein! Wir haben natürlich 
nach den vorliegenden Rückmeldungen auch 
bei der Freiwilligen Feuerwehr Bremen mit der 
großen Altersspreizung, die es dort gibt, ein un-
terschiedliches Nutzungsverhalten an mobilen 
Endgeräten, das ist so, während dies bei den 
Jugendfeuerwehren vielleicht etwas üblicher ist 
als bei denen, die schon im fortgeschrittenen 
Lebensalter sind. Wir haben alle möglichen 
Konstellationen. Es ist jedoch natürlich so, dass 
wir das Interesse haben - und auch so habe ich 
den Kollegen Fecker verstanden -, denjenigen, 
die Ihre Freizeit im gesellschaftlichen Interesse 
aufbringen und nicht zu Hause vor dem Fernse-
her oder in einem Lokal in der Nähe sitzen oder 
sonst etwas tun, sondern sich vor Ort bei den 
freiwilligen Feuerwehren für die Gesellschaft 
einbringen, dann auch diese Form von kleinem 
Komfort zu bieten und diesen Personen einen 
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mobilen Internetzugang zu ermöglichen. Das ist 
die Idee, die sich dahinter verbirgt.  

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 

Die achte Anfrage steht unter dem Betreff 
„Ausreichende Integrationsangebote in der 
Zentralen Aufnahmestelle, ZASt, im ehema-
ligen Vulkangebäude?“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Grönert, 
Röwekamp und Fraktion der CDU. 

Bitte, Frau Kollegin Grönert! 

Abg. Frau Grönert (CDU): Wir fragen den Se-
nat: 

Zu welcher Entscheidung sind die Bundesagen-
tur für Arbeit und das Jobcenter bezüglich der 
Einrichtung eines Dienstsitzes in der Zentralen 
Aufnahmestelle, ZASt, gekommen? 

Wie ist der Stand der Gespräche mit der Prä-
ventionsstelle der Polizei mit dem Ziel, ein re-
gelmäßiges Angebot zu etablieren, in dem 
Flüchtlinge über Abläufe sowie Rechte und 
Pflichten in Deutschland aufgeklärt werden? 

Plant der Senat weitere Integrationsmaßnah-
men in der ZASt, welche über das bereits be-
stehende Angebot hinausgehen? 

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Stahmann. 

Senatorin Stahmann: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren!  
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 

Zu Frage eins: Der Mietvertrag mit der Bunde-
sagentur für Arbeit und dem Jobcenter wurde 
zum 15. Februar 2017 geschlossen. Die Bunde-
sagentur für Arbeit wird zum 1. März 2017 mit 
zwei Personen und das Jobcenter Bremen zum 
1. April 2017 mit einer Person den Betrieb in der
Lindenstraße aufnehmen.

In der Lindenstraße soll ein sogenanntes An-
kunftszentrum beider Behörden entstehen. In 
Gruppeninformationsangeboten und Einzelge-
sprächen sollen Geflüchtete über die Voraus-
setzungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt in-
formiert und bei der Aufnahme einer Beschäfti-
gung unterstützt werden. Das Angebot ist frei-
willig und für alle Geflüchteten offen, auch wenn 
sie in anderen Unterkünften leben oder in pri-
vatem Wohnraum. 

Zu Frage zwei: Die Präventionsstelle der Polizei 
Bremen hat bereits ein Konzept zu Informatio-
nen und vertrauensbildenden Maßnahmen für 
Zuwanderer erstellt. In Kürze werden die Moda-
litäten und die Voraussetzungen für eine Um-
setzung des Konzepts seitens der Polizei, dem 
Senator für Inneres und der Senatorin für Sozi-
ales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ver-
einbart.  

Zu Frage drei: Integrationsmaßnahmen finden 
für verschiedene Zielgruppen in verschiedenen 
Altersstufen statt. Kinder werden durch Lehr-
kräfte der Bildungsbehörde vor Ort unterrichtet. 
Sprachkursträger führen Deutschkurse für Er-
wachsene durch. Diese Kurse beinhalten auch 
eine Erstorientierung und erste Aspekte einer 
Wertevermittlung. Eine Ergänzung erfolgt durch 
ehrenamtliche Angebote, die Kinderbetreuung 
ist sichergestellt.  

Weitere integrative Maßnahmen wie beispiels-
weise Fahrradprojekte, Nähwerkstatt, Kontakt-
café, Sportangebote und Kunstprojekte bietet 
der Träger der Unterkunft an. 

Über Fortführung und gegebenenfalls auch 
Ausbau von Integrationsmaßnahmen wird be-
darfsweise und unter Berücksichtigung der ver-
fügbaren Haushaltsmittel entschieden. - Soweit 
die Antwort des Senats! 

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? 

(Abg. Frau Grönert [CDU]: Nein, heute sind 
keine Fragen offen geblieben! Es freut mich, 
dass es klappt! - Vielen Dank!) 

Zusatzfragen liegen nicht vor. 

Die neunte Anfrage trägt die Überschrift „Ano-
nymisierung von Bürgeranträgen in Ortsäm-
tern“. Die Anfrage ist unterschrieben vom Ab-
geordneten Tassis. 

Bitte, Herr Abgeordneter! 

Abg. Tassis (AfD): Ich frage den Senat: 

Erstens: Was war der Grund für die Anweisung 
der Senatskanzlei vom 28. Oktober 2016 an die 
Ortsämter, Namen von Bürgern in deren einge-
brachten Anträgen nicht mehr zu anonymisie-
ren? 

Zweitens: Wie wird die lokal gegenteilige An-
weisung begründet, sodass im Ortsamt West 
weiterhin anonymisiert werden durfte? 
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Drittens: Nimmt der Senat die gerichtliche Eil-
entscheidung vom 17. Februar 2017 zur Kennt-
nis, und will er diese befolgen, die es dem Orts-
amt West künftig ebenfalls untersagt zu anony-
misieren, und wenn nein, warum nicht? 
 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Dr. Joachim. 
 
Staatsrat Dr. Joachim: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins und zwei: Das Ortsamt West hat 
in der Vergangenheit nach Abstimmung mit der 
Landesbeauftragten für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit sowie mit Zustimmung der Se-
natskanzlei Bürgeranträge durch Schwärzun-
gen anonymisiert. Die Senatskanzlei hatte als 
Folge zunächst alle Ortsämter angewiesen, 
personenbezogene Daten in Bürgeranträgen 
vor Weiterleitung an den Beirat unkenntlich zu 
machen. Diese Entscheidung wurde nach Bera-
tung mit den Ortsamtsleitungen wieder ausge-
setzt.  
 
 
Die Senatskanzlei hielt es auf Grundlage der 
Beratungen mit den Ortsamtsleitungen für erfor-
derlich, einen praxisgerechten Umgang einer 
Anonymisierung zu entwickeln. Es gab keine lo-
kal gegenteilige Anweisung, vielmehr unterblieb 
eine Anweisung zur Änderung der Verfahrens-
weise im Ortsamt West im Hinblick auf den beim 
Verwaltungsgericht Bremen vorliegenden Eil-
antrag. 
 
Zu Frage drei: Der Senat nimmt die Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts zur Kenntnis und 
wird das Ortsamt West anweisen, schriftlich ein-
gereichte Bürgeranträge künftig nicht vor 
Kenntnisnahme der Beiratsmitglieder zu anony-
misieren. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage?  
 
(Abg. Tassis [AfD]: Nein, vielen Dank! Das ist ja 
auch das, was ich hören wollte!) 
 
Zusatzfragen liegen nicht vor. 
 
 
Die zehnte Anfrage befasst sich mit dem Thema 
„Aktuelle Situation der Grundschulen im 
Bremer Westen“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Dr. vom Bruch, Rö-
wekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Abgeordneter! 
 

Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Wir fragen den 
Senat: 
 
Wie bewertet der Senat die derzeitige Lage, ins-
besondere an Grundschulen im Bremer Wes-
ten, in Bezug auf die Umsetzung und Qualität 
der inklusiven Beschulung und der personellen 
Situation? 
 
Welche Kenntnisse hat der Senat von einer 
neuerlich negativen Situationsbeschreibung 
durch dortige Schulleiter und Eltern, und welche 
konkreten Maßnahmen wurden durch den Se-
nat seit Februar 2016 unternommen, um die 
vormals schon schwierige personelle Lage an 
den Grundschulen im Bremer Westen zu ver-
bessern? 
 
Welche Ursachen sieht der Senat für die Ent-
wicklung, und welche zusätzlichen kurz- bezie-
hungsweise mittelfristigen Maßnahmen wird der 
Senat nun angesichts einer erneut verschärften 
Situation an den Grundschulen im Bremer Wes-
ten ergreifen? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Die Lage an den Grundschulen 
im Bremer Westen gestaltet sich unterschied-
lich. Grob lässt sich für alle Schulen sagen: 
Trotz einer Steigerung der Ressourcenzuwei-
sung konnte bislang keine zufriedenstellende 
Unterrichtsvertretung erreicht werden. Insge-
samt wurden den elf Grundschulen des Bremer 
Westens 170 Stunden mehr für die Wahrneh-
mung der Inklusionsaufgaben zur Verfügung 
gestellt, was im Vergleich zum vorherigen 
Schuljahr einer Steigerung von mehr als 27 Pro-
zent entspricht. Ebenso konnte die schulische 
Sozialarbeit in diesem Stadtbereich ausgewei-
tet werden. Leider ist es aufgrund des aktuellen 
bundesweiten Fachkräftemangels nicht gelun-
gen, die erhöht zugewiesene Ressource auch 
an jeder Schule durch qualifiziertes Personal 
abzudecken.  
 
 
Zu Frage zwei: Die in der Fragestellung ange-
sprochene Situationsbeschreibung durch Eltern 
und Schulleitungen im Bremer Westen lag dem 
Senat bis zum Zeitpunkt der Fragebeantwor-
tung nicht vor. Aus der schulaufsichtlichen Auf-
gabe der Senatorin für Kinder und Bildung 
ergibt sich ein regelmäßiges Controlling und ge-
gebenenfalls Nachsteuern bei der Personalver-
sorgung.  
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Zur Stärkung wurde 2016 die Ressource für In-
klusionsaufgaben sowie für die schulische So-
zialarbeit erhöht. Um die aufgrund des aktuellen 
Lehrkräftemangels unbesetzten Stellen oder 
wegen Krankheit nicht erteilten Unterrichtsstun-
den aufzufangen, wurde eine Vielzahl von Ver-
tretungsmaßnahmen in die Wege geleitet. An 
den Standorten, die trotzdem von zum Teil er-
heblichem Unterrichtsausfall bedroht sind, un-
terstützt die zuständige Schulaufsicht die Schu-
len in besonderem Maße. 
 
Zu Frage drei: Krankheitsausfälle und Elternzei-
ten stellen die Grundschulen vor große Heraus-
forderungen. Die angespannte Fachkräftesitua-
tion verstärkt dies. Die Sicherung des Fachkräf-
tebedarfs steht im Zentrum der Arbeit der Sena-
torin für Kinder und Bildung. Zum Beispiel 
wurde am Landesinstitut die Ausbildungskapa-
zität für angehende Lehrkräfte um weitere 50 
Plätze erhöht, um dem wachsenden Personal-
bedarf Rechnung tragen zu können. Somit wer-
den im Jahr 2017 100 Referendarinnen und Re-
ferendare mehr ausgebildet als im Vorjahr. Dar-
über hinaus wird allen Lehrkräften der Sonder-
pädagogik, von denen zu erwarten steht, dass 
sie ihr zweites Staatsexamen erfolgreich ab-
schließen werden, vorab ein schriftliches Ein-
stellungsangebot unterbreitet. Die Einstellung 
wird dann nach dem Bestehen des zweiten 
Staatsexamens umgesetzt. 
 
 
Zur Stärkung der Inklusion im Bremer Westen 
sind gegenwärtig zwei ZuP-Leitungsstellen aus-
geschrieben, die in Abstimmung mit den Schul-
leitungen schnellstmöglich besetzt werden sol-
len. Zudem wurde unter Beteiligung von Schul-
leitungen ein Vorschlag für die stadtweite Neu-
organisation der ZuP erarbeitet, der sich in der 
abschließenden Beratung befindet. - Soweit die 
Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Senatorin, 
von den Schulen wird zurückgemeldet, dass es 
gerade in der jüngeren Vergangenheit, insbe-
sondere auch signifikant durch Krankheitsaus-
fälle, immer wieder zu Engpässen gekommen 
ist. Insofern können diese Schulen nicht auf das 
warten, was Sie in Ihrer Antwort angedeutet ha-
ben, nämlich zum Beispiel auf die Auswirkun-
gen einer verstärkten Einstellung von Referen-
daren und Ähnliches. Ich hätte gern gewusst, 
was Sie diesen Schulen kurzfristig sagen, die 
insbesondere zum Beispiel eben durch Krank-
heitsausfälle betroffen sind. 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!  
 

Senatorin Dr. Bogedan: Zu den kurzfristigen 
Maßnahmen habe ich eben etwas allgemeiner 
formuliert geantwortet. Für die Anlässe der Ver-
tretung haben wir eine ganze Reihe von Maß-
nahmen ergriffen, beispielsweise setzen wir für 
die Vertretung jetzt fest angestellte Lehrkräfte 
ein. Wir haben Einstellungen, die eigentlich zum 
1. August hätten erfolgen sollen, jetzt vorgezo-
gen. Wir haben an einem Standort - das ist zwar 
keine schöne Maßnahme, aber eben eine Maß-
nahme zur Sicherung des Unterrichts oder zur 
Vermeidung weiteren Unterrichtsausfalls - die 
doppelte Besetzung aufgehoben, um den Un-
terricht in den einzelnen Klassen weiter fortset-
zen zu können. 
 
Wir haben teilweise die Aufteilung von Lern-
gruppen anders verteilt, wir haben den Schullei-
tungen, wo es besonders arg ist, verstärkt die 
Schulaufsicht bei der Gestaltung der Unter-
richtspläne und der Vertretungspläne zur Seite 
gestellt. Wir haben Master-Studierende an den 
Schulen eingesetzt und diesen Studierenden, 
um sie an den Schulen zu halten, teilweise eine 
Zusage gegeben, dass sie auf jeden Fall in der 
nächsten Runde für einen Referendariatsplatz 
mit dabei sind, damit wir sie eben nicht an eine 
andere Schule beziehungsweise nach Nieder-
sachsen verlieren. 
 
Des Weiteren haben wir eine ganze Reihe von 
Studierenden im Moment an den Schulen im 
Einsatz, um die Vertretung im Unterricht sicher-
zustellen, und wir haben die Klassenleitungs-
funktionen an andere Stellen übertragen, so-
dass wir versuchen, diese Schulen, so gut es 
geht, zu stabilisieren. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Dr. vom Bruch, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte 
sehr!  
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Senatorin, es 
wird von den Schulen auch zurückgemeldet, 
dass es manchmal gar nicht unbedingt daran 
liegt, dass keine Stellen oder keine Einstel-
lungsmöglichkeiten vorhanden sind, sondern in-
zwischen der Eindruck besteht, dass sich ei-
gentlich im Prinzip so gut wie niemand mehr auf 
diese Stellen bewirbt, das heißt also insbeson-
dere eigentlich, um es deutlich zu sagen, kaum 
noch jemand in den Bremer Westen möchte, wo 
ein besonderer Engpass besteht. Was wollen 
Sie tun, um diesem Eindruck entgegenzuwirken 
und die Attraktivität der Arbeit dort zu erhöhen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Genau, das haben 
Sie gerade gesagt, wir müssen dafür Sorge tra-
gen, dass durch Krankheitsausfälle und 
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Schwangerschaftsvertretungen, die dort im Mo-
ment zu einem personellen Engpass führen, 
keine Negativspirale in Gang gesetzt wird, und 
das heißt für uns natürlich auch, dass wir über 
Maßnahmen nachdenken, wie die Arbeit an die-
sen Schulen so unterstützt werden kann, dass 
es auch für andere Lehrkräfte attraktiv ist, sich 
auf diese offenen Stellen zu bewerben. Eine 
ganz konkrete Maßnahme hierfür ist, für den 
Vertretungsfall - die Krankheitsstellen sind ja 
besetzt, und wir wollen auch, dass die Men-
schen wieder auf diese Stellen zurückkehren 
können - der Vertretungslehrkraft trotzdem die 
Möglichkeit zu geben, eine Festanstellung zu 
bekommen. Ich glaube, das können wir unmit-
telbar machen. 
 
Des Weiteren müssen wir natürlich darüber 
nachdenken, dass wir insgesamt in diesen 
Stadtteilen eine Situation haben, dass die Lehr-
kräfte an den Grundschulen in einem hohen 
Maße mit Aufgaben bedacht sind, die über das 
eigentliche Unterrichtsgeschehen hinausge-
hen. Sie nehmen eine ganze Reihe von sozial-
politischen Aufgaben wahr, und darauf werden 
wir sicherlich eine Antwort finden müssen, wie 
man auch dies angemessen berücksichtigen 
kann. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Dr. vom Bruch, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte 
sehr!  
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Senatorin, es 
wird des Weiteren zurückgemeldet, dass von 
den Schwierigkeiten, Nachwuchs zu finden, 
Menschen zu finden, die die Stellen besetzen 
wollen, insbesondere die Leitungen der ZuP be-
troffen sind. Trifft das zu, und welche zusätzli-
chen Maßnahmen wollen Sie da ergreifen, um 
diese besonders wichtige Unterstützungsein-
heit, die ja eine hohe Bedeutung auf dem Weg 
zur Inklusion hat, zu besetzen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich habe es ja eben 
vorgelesen, dass wir gerade mit den Grund-
schulen an einer Struktur arbeiten, mit der das 
eben möglich wird. Bei den letzten Haushalts-
beratungen sind wir gerade davon ausgegan-
gen, dass es, wenn wir die ZuP-Verbünde auf-
lösen, allein ausreichend ist, um die Stellen bei 
den ZuP besetzen zu können. Diese Ressource 
steht dann jetzt im Sommer auch zur Verfü-
gung. Es zeigt sich aber die von Ihnen gerade 
beschriebene Problemlage, dass es im Moment 
schwierig ist, die Köpfe zu gewinnen, und des-
halb geht es für uns noch einmal darum, in Ab-
sprache mit den betroffenen Grundschulen ein 
Modell zu entwickeln, wie dann die Ressourcen 

auch dort ankommen, wo wir sie am bittersten 
nötig haben. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Dr. vom Bruch, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte 
sehr!  
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Senatorin, 
ich habe den Eindruck, dass manche der Schu-
len sich am Rande der Überforderung befinden, 
auch angesichts der sozialen und der gesell-
schaftlichen Situation, nicht zuletzt auch durch 
die verstärkte Zuwanderung. Mich würde inte-
ressieren, welche Bereiche der Zusammenar-
beit Sie mit anderen Ressorts suchen, damit 
diese Situation entschärft wird, die nach mei-
nem Eindruck zumindest nicht nur von den 
Schulen und dem Bildungsressort bewältigt 
werden kann. 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Wir arbeiten ganz eng 
mit dem Sozialressort zusammen, denn das, 
was ich eben gesagt habe, betrifft natürlich an 
vielen Stellen die sozialpolitischen Aufgaben, 
die wahrgenommen werden, beispielsweise 
das Thema Fallkonferenzen: Das sind ja ge-
meinsame Veranstaltungen, wo eben zur Unter-
stützung der Kinder, wenn, sagen wir einmal, 
ein Verdachtsfall vorliegt, der eine besondere 
Unterstützung erfordert, mit dem Amt für Sozi-
ale Dienste ganz eng zusammengearbeitet 
wird. Wir haben gerade im Bremer Westen eine 
sehr vitale Einbindung der Schulen auch in den 
Stadtteilen, und bei den Aufgaben, die dort 
auch in der sozialpolitischen Verantwortung 
wahrgenommen werden, gibt es eine ganz 
enge Kooperation der Schulleitungen. Das ist 
sicherlich etwas, das dadurch, dass die Schulen 
so eng in diesen Netzwerkstrukturen arbeiten, 
aus meiner Sicht eher dazu beiträgt. Das ist ein 
Thema, dem wir uns aus Sicht der Schule wid-
men müssen, denn wenn unsere Lehrkräfte 
sehr viel Zeit dafür aufwenden müssen, für die 
Unterstützung der Lern- und Bildungsprozesse 
die Kinder auch in einer anderen Weise zu be-
gleiten, dann müssen wir aber natürlich auch 
dafür sorgen, dass diese Lehrkräfte auch noch 
ausreichend Ressourcen, Zeit und Kraft zur 
Verfügung haben, um sich auf das zu konzent-
rieren, was ihre Aufgabe ist, nämlich die Unter-
richtsvorbereitung, die Qualität der Bildungspro-
zesse. Das ist eher der Teil, bei dem wir im Mo-
ment überlegen, wie wir auf diese andere Art 
des Einbindens der Lehrkräfte in diesen Stadt-
bezirken aus schulischer Sicht umgehen. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Dr. vom Bruch, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte 
sehr!  
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Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Senatorin, 
Sie haben in Ihrer Antwort sinngemäß zum Aus-
druck gebracht, dass Sie zum Zeitpunkt der Er-
stellung der Antwort diesen, ich sage jetzt ein-
mal nicht technisch, Brandbrief nicht kannten. 
Vorausgesetzt, es gibt diesen Brief, und das 
glaube ich, dann wäre das ja bereits der zweite 
Brief, der aus dem Bremer Westen bekannt 
wird. Wären Sie bereit, mit uns über die Auswir-
kungen und die möglichen Maßnahmen auch 
noch einmal in der Deputation verstärkt zu spre-
chen, wenn Ihnen dieser Brief dann auch be-
kannt ist? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das können wir sehr 
gern machen. Ich bin am 21. März im Bremer 
Westen auf der Bremer Bildungskonferenz, um 
mich dort auch mit den Akteuren im Stadtteil 
darüber auszutauschen. Schon auch in der 
nächsten Sitzung der Deputation am 29. März 
werde ich darüber berichten können. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Vogt! - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Sie haben eben 
gesagt, dass der Brief Ihnen zum Zeitpunkt der 
Erstellung der Antwort nicht vorlag. Können Sie 
trotzdem sagen, ob das, was in dem Brief be-
nannt worden ist, zutrifft? Zum Beispiel, dass 
von elf ZuP-Stellen derzeit nur drei besetzt 
sind? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich kann nicht sagen, 
ob das, was in dem Brief steht, richtig ist, weil 
er mir auch bis heute noch nicht vorliegt. Ich 
kann aber erklären, dass es richtig ist, dass im 
Moment diese ZuP-Stellen nicht besetzt sind. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Vogt Vogt (DIE LINKE): Ist es dar-
über hinaus zutreffend, dass die Fallzahlen im 
Bereich der Inklusion im letzten Jahr im Bremer 
Westen von 1 445 auf 1 843 angestiegen sind? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ja, die Fallzahlen 
sind angestiegen, aber das kommt mir jetzt ein 
wenig zu viel vor, und ich müsste das überprü-
fen. Diese Zahl kann ich so nicht bestätigen. Die 
mir vorliegenden Zahlen waren niedriger. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Sie haben vorhin 
auch die Fallkonferenzen angesprochen. Wenn 
die Fallzahlen so steigen - Sie haben gesagt, es 
sind auch sozialpolitische Aufgaben -, dann 
muss man ja auch noch einmal darauf hinwei-
sen, dass die Teilnahme an den Fallkonferen-
zen im Schulgesetz verankert ist. Sehen Sie da 
Möglichkeiten, auch entsprechend mit Zuwei-
sungen zu entlasten, wenn in bestimmten 
Stadtteilen die gesetzlich vorgeschriebene Teil-
nahme an den Fallkonferenzen um ein erheb-
lich deutliches Maß über dem in anderen Stadt-
teilen liegt?  
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das habe ich eben 
angedeutet. Wir müssen uns natürlich Gedan-
ken machen, wenn die Situation so ist, wie wir 
es gerade analysiert haben, wie wir sicherstel-
len, dass für diese Lehrkräfte die gleichen Be-
dingungen gegeben sind, ihren Unterricht vor-
zubereiten, für kulturelle Bildungsprozesse zu 
sorgen, wie in anderen Stadtteilen. Die Ver-
gleichbarkeit, sagen wir, der Lebensverhält-
nisse beziehungsweise der schulischen und bil-
dungsmäßigen Voraussetzungen, das sehe ich 
schon als meine Aufgabe an, mich dieser Frage 
von der Seite auch entsprechend zu widmen. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Vogt, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ist dem Ressort 
bekannt, wie viele Lehrkräfte im Bremer Westen 
in Teilzeit arbeiten? Wurde das einmal erho-
ben?  
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das ist erhoben wor-
den, aber auch da müssen Sie jetzt Nachsicht 
mit mir haben, denn - das habe ich eben ver-
gessen zu sagen - eine Maßnahme ist unter an-
derem, dass wir aus der Lehrerschaft gerade 
Mütter in Elternzeit gebeten haben, zumindest 
in Teilzeit in den Schulen zu arbeiten. Insofern 
haben wir selbstinduziert die Teilzeit auch noch 
einmal erhöht, haben uns aber insgesamt ange-
schaut, wie man die Versorgung mit Fachkräf-
ten auch dadurch stabilisieren kann, dass man 
sich auf einen Weg begibt, auf dem man es den-
jenigen, die beispielsweise in einer kleineren 
Teilzeit arbeiten, durch arbeitsorganisatorische 
Maßnahmen ermöglicht, zum Beispiel an eine 
vollzeitnähere Teilzeit heranzukommen. Das ist 
ein Pfad, der noch nicht zur Gänze beschritten 
wurde, sondern für den wir jetzt natürlich in An-
betracht der Situation, wenn wir uns die Zahlen 
noch einmal genauer angesehen haben, Maß-
nahmen überlegen.  
 



Stadtbürgerschaft 1221 25. Sitzung/07.03.17 
 

Das ist etwas, das ich mit Begleitung eben er-
wähnt habe: Die Schulaufsichten begleiten die 
Schulleitungen an diesen Schulen im Moment 
besonders eng, um genau auf dem kurzen 
Dienstweg beziehungsweise in kurzen Zeitab-
ständen dort Rücksprache zu halten, damit man 
eben auch schnell auf Bedarfe vor Ort reagieren 
kann und nicht nur in den langwierigen üblichen 
Gesprächen über Zielleistungsvereinbarungen. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Vogt, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Diesbezüglich 
habe ich eine weitere Frage. Der Fachkräfte-
mangel ist bekannt, und die Maßnahmen, die 
jetzt ergriffen werden, können ja im Moment 
noch nicht wirken. Es gibt auch ältere Kollegen 
und Kolleginnen, die in Teilzeit arbeiten, ganz 
einfach, weil die Arbeitsbelastung in bestimm-
ten Schulen so besonders hoch ist. Gibt es 
Überlegungen, die Kolleginnen und Kollegen in 
die Vollzeit zurückzuholen, indem man die Ar-
beitsbedingungen für sie erleichtert? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das ist eines der The-
men, die wir uns angeschaut haben, jetzt erst 
einmal in den anderen Fällen, die tatsächlich 
über Mutterschutz und Elternpflichten versucht 
haben, ihre Arbeitsbelastungen zu reduzieren, 
aber es wird sicherlich das nächste Thema sein, 
wenn noch einmal genauer hingeschaut wird, 
welche Möglichkeiten es an der Stelle gibt. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Es gibt ja auch 
Grundschulen im Bremer Westen an ganz 
schwierigen Standorten mit sehr hoher Migrati-
onsquote und einem großen, ich sage einmal, 
sozial auffälligen Umfeld, an denen die Schul-
leitungen nicht besetzt sind, nicht nur, weil 
Schulleiterinnen und Schulleiter in Pension ge-
gangen sind, sondern auch, weil sie langzeiter-
krankt sind. Gibt es vom Ressort in dem Zusam-
menhang Überlegungen, diese Schulen gezielt 
zu stützen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Also, wir wissen, dass 
wir über eine spezielle Schule reden, und dort 
wir sind dabei. Da wird es auch Gespräche ge-
ben, wie man die stellvertretende Schulleitung 
in besonderem Maße unterstützen und Res-
sourcen zur Verfügung stellen kann, um die Si-
tuation aufzufangen, dass die Schulleitung 
eben nicht besetzt, aber trotzdem faktisch vor-
handen ist.  

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Krümpfer! - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Krümpfer (SPD): Frau Senatorin, 
Sie haben eben die Maßnahmen beschrieben, 
die Sie ergreifen wollen, um den Ausfall von Un-
terrichtsstunden weiter zu reduzieren. Haben 
Sie ein Zeitfenster, in dem Sie alle diese Maß-
nahmen auch möglichst umsetzen wollen, so-
dass wir dann in einem entsprechenden Ab-
stand in der Deputation auch vielleicht in erfreu-
licher Weise einen Bericht erhalten? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ja! Bei einigen der 
von mir beschriebenen Maßnahmen geht es 
nicht darum, diese zukünftig durchzuführen, 
sondern das wird bereits gemacht, um die 
Schulen entsprechend zu unterstützen. Andere 
Maßnahmen, wie ich sie eben dargestellt habe, 
müssen sukzessive noch hinzukommen, weil 
wir auch sehen, dass mit den Maßnahmen, die 
wir bislang ergriffen haben, eben noch nicht der 
ausreichende Effekt erzielt worden ist, dieses 
Thema entsprechend zu unterstützen. 
 
 
Ich setze aber jetzt ganz stark darauf, dass wir 
auch durch das Vorziehen von Einstellungen, 
die wir sonst zum 1. August vollzogen hätten, 
einen stabilisierenden Effekt haben werden, 
und insofern lautete mein Angebot ja eben be-
reits, dass ich gern in der Deputation auch noch 
einmal Details zu dieser Lage berichten werde, 
und vor allem auch vor dem Hintergrund der Bil-
dungskonferenz, die wir am 21. März im Bremer 
Westen mit den Akteuren vor Ort durchführen 
werden. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die elfte Anfrage trägt die Überschrift „Was 
wird aus dem Bettenhaus im Hulsbergvier-
tel?“. Die Anfrage ist unterschrieben von den 
Abgeordneten Frau Neumeyer, Strohmann, Rö-
wekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Strohmann! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Inwiefern findet das Bettenhaus auf dem Ge-
lände des Klinikums Bremen-Mitte derweil Be-
rücksichtigung im städtebaulichen Konzept für 
das neue Wohnquartier? 
 
Welche alternativen Nutzungsmöglichkeiten 
werden sowohl für das Gebäude als auch für die 
Fläche innerhalb des Senats diskutiert? 
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Wann wird abschließend eine Entscheidung 
über den Abriss oder Verbleib des Bettenhau-
ses getroffen? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Erhalt des Bettenhauses ist 
in dem städtebaulichen Konzept für das neue 
Hulsbergviertel nicht vorgesehen. Allerdings ist 
der Entwurf des Bebauungsplans so aufgestellt, 
dass das Bettenhaus erhalten und nachgenutzt 
werden könnte.  
 
Zu Frage zwei: Der Bebauungsplanentwurf 
sieht für das Grundstück des Bettenhauses ein 
Mischgebiet vor. Dies dient dem Wohnen und 
der Unterbringung von Gewerbebetrieben. In 
der Neubauvariante ist Wohnnutzung im Erdge-
schoss ausgeschlossen, um eine öffentlich-
keitswirksame Nutzung beispielsweise in Form 
von Läden oder sozialen Einrichtungen zu er-
möglichen. Damit ist ein weites Spektrum an 
Nutzungsmöglichkeiten gegeben. Es ist beab-
sichtigt, auch sozial geförderte Wohnungen vor-
zusehen. 
 
Zu Frage drei: Für die Entscheidung über den 
Abriss oder Verbleib des Bettenhauses kann 
noch kein Zeitpunkt benannt werden. Nach dem 
vorgesehenen Planungsrecht besteht zumin-
dest die Möglichkeit, die abschließende Ent-
scheidung erst nach dem Satzungsbeschluss 
zum Bebauungsplan zu treffen. - Soweit die 
Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Es gibt ja Interessen-
ten für dieses Bettenhaus. Wie geht man dann 
mit diesen Interessenten um, damit sie eine ver-
bindliche Aussage bekommen, ob und was sie 
bekommen, da sie ja auch kalkulieren müssen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Das ist im Grunde genom-
men eine Fragestellung, die zwei Dinge betrifft: 
Zum einen geht es um den Erhalt dieser Immo-
bilie, dieses Hauses, das Gesprächsgegen-
stand ist, und zum anderen geht es um eine 
Baugruppe oder Genossenschaft, die auf dem 
dortigen Gelände ein geeignetes Objekt sucht. 
Wir sind dort im Gespräch, und ich meine, dass 
es in meinem Kalender sogar eine Verabredung 
für einen Termin gibt - zumindest haben wir vor, 
jetzt zeitnah einen Termin mit ihnen zu machen 

-, um die beiden Fragestellungen noch einmal 
mit ihnen zu erörtern. Möglicherweise sind die 
Frage des Erhalts des Hauses und die Frage, 
ob diese Genossenschaft dort zum Zuge 
kommt, nicht zwingend unauflösbar miteinander 
verknüpft. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Nein, die hatte der Se-
nator eben schon mit beantwortet!) 
 
Es gibt eine weitere Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Bernhard. - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Es ist doch 
so, dass sozialer Wohnungsbau vorgesehen ist 
und es die Vorschrift gibt, dass Geschäfte be-
ziehungsweise soziale Einrichtungen, Initiati-
ven und Vereine im Erdgeschoss zu verankern 
sind. All das sind ja Pläne, die genau diese Ge-
nossenschaft praktisch plant und umsetzen will. 
Warum gibt es dann hier nicht eine klare Ent-
scheidung, hier nur von einem „könnte“ zu spre-
chen, sondern eine feste Zusage zu geben? 
Das kann ich eigentlich nicht nachvollziehen. 
Warum ist das so? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Es ist ja so, dass noch im-
mer nicht abschließend geklärt ist, wie die Nut-
zung des Bettenhauses oder eines Nachfolge-
gebäudes und das Organisieren des Parkens - 
auch für das Klinikum -, das ja in unmittelbarer 
Nachbarschaft geschehen soll, am zweckmä-
ßigsten gestaltet wird. Es hat von der GEG, die 
letztendlich über die Flächen verfügt, die Argu-
mentation gegeben, dass es erheblich wirt-
schaftlicher ist und am Ende auch besser nutz-
baren Wohnraum zur Folge hat, wenn man mit 
Abriss und Neubau arbeitet. Genau darüber ist 
aber noch nicht abschließend entschieden. 
 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Würden Sie 
mir denn zustimmen, dass aber die Planungen 
der Genossenschaft mit all den Vorhaben, die 
bisher als Konzept auf dem Tisch liegen, her-
vorragend in das Hulsbergquartier und das, was 
man dort eigentlich inhaltlich plant, hineinpas-
sen würden, jetzt vielleicht unabhängig vom 
Mobilitätskonzept?  
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich sage es einmal so: Es 
ist der erklärte Wille - und das halte ich auch für 
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richtig -, dort auch Räume für solche Genossen-
schaften und Initiativen zu schaffen. Ob das 
zwingend mit der Unterbringung in der Altimmo-
bilie des Bettenhauses optimal verbunden sein 
muss, daran habe ich auch persönlich gewisse 
Zweifel, weil das Haus einmal für einen anderen 
Zweck gebaut wurde und deshalb auch immer 
die Frage ist, wie die Raumachsen, die Fenster-
achsen und die Gebäudegeometrie für die Nut-
zung sind, die man dort zukünftig unterbringen 
will. Genau um diesen Punkt drehen sich ja die 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen der ver-
schiedenen Konzepte. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Haben Sie 
denn eine adäquate Alternative? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich möchte dort jetzt nicht 
in die Details gehen. Das Gelände ist relativ 
groß, und es gibt eine ganze Reihe von Immo-
bilien auf dem Gelände. 
 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Gottschalk (SPD): In der Diskussion mit 
der Initiative haben wir eigentlich immer sehr 
stark betont, dass es wichtig ist, dass ein Finan-
zierungskonzept erarbeitet und als Grundlage 
auf jeden Fall auch eine Bank gefunden wird, 
die dieses ganze Objekt mit diesen doch erheb-
lichen Umbau- und Renovierungsmaßnahmen 
finanziert, und wir haben auch immer darum ge-
beten, dass sich auch die Initiative - gerade 
auch wegen des Zeitdrucks - bemüht, eine sol-
che Bank zu präsentieren, damit man weiß, 
dass es gegebenenfalls auch finanziert werden 
kann. Ist Ihnen bekannt, ob die Initiative eine 
solche Bank gefunden hat, die ernsthaft bereit 
wäre, das zu finanzieren? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Das ist mir zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht bekannt, dazu kann ich nichts 
sagen. Ich kann Ihnen sagen, dass die Initiative 
mich angeschrieben und um ein Gespräch ge-
beten hat. Dieses Gespräch wird es geben, und 
dort werden wir genau solche und auch weitere 
Fragen klären. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Ist Ihnen bekannt, 
dass eine Bank schon einmal eine Kreditzusage 
gegeben hat, ohne zu wissen, ob die Immobilie 
überhaupt gebaut werden kann? 

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Das ist mir offen gestan-
den so nicht bekannt. Ich glaube, dass man dort 
ein bisschen konkreter in der Planung werden 
muss, aber wir beabsichtigen genau das, um 
auch unseren Teil dazu zu tun, damit man dort 
entsprechend konkret werden kann. 
 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Gottschalk (SPD): Die Frage des Kolle-
gen Strohmann provoziert mich, dann doch 
noch einmal nachzufragen! Es ist klar, dass 
man regelrechte Finanzierungszusagen natür-
lich nur bekommt, wenn tatsächlich auch ein 
klares Finanzierungskonzept vorliegt. Fakt ist 
aber - und das ist die Frage -: Ist Ihnen auch 
bekannt, wenn man ein solches Finanzierungs-
konzept entwickeln will, dass zunächst einmal 
auch eine Bank signalisieren wird, ob sie ernst-
haft bereit ist, in einen solchen Prozess einzu-
steigen? 
 
(Senator Dr. Lohse: Die Frage habe ich jetzt 
nicht gehört, aber ich glaube, ich ahne, was Sie 
fragen wollten!) 
 
Ist Ihnen bekannt, dass normalerweise bei Vor-
haben in dieser Größenordnung sicher gerade 
bei solchen schwierigen Entscheidungen, die 
zu treffen sind, natürlich auch ein klares und be-
lastbares Signal vorhanden sein muss, dass 
man einen Finanzier hat, der ernsthaft prüft, 
diese Sache zu finanzieren? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich sage es einmal so: Ich 
selbst habe in meinem Leben so große Immo-
biliengeschäfte noch nicht getätigt. Von den Im-
mobiliengeschäften, an denen ich beteiligt war, 
kenne ich es so, dass dies jeweils Zug um Zug 
geschieht, wo man sich einander annähert und 
das schrittweise konkretisiert, und ich nehme 
an, dass es hier genauso sein wird. 
 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die Frage-
stunde beendet. 
 
 
Aktuelle Stunde 
 
Für die Aktuelle Stunde ist von der Abgeordne-
ten Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE folgen-
des Thema frist- und formgerecht eingebracht 
worden: 
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Teilabwicklung beim Gesamthafenbetriebs-
verein, GHB: Wie ohnmächtig ist die Politik? 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator 
Günthner. 
 
Bevor ich der ersten Rednerin das Wort erteile, 
begrüße ich auf der Besuchertribüne recht herz-
lich Beschäftigte des Gesamthafenbetriebsver-
eins, GHB. 
 
Seien Sie ganz herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit mindes-
tens Mai letzten Jahres drängt die Arbeitgeber-
seite im Gesamthafenbetrieb darauf, dass der 
GHB sich aus dem Logistikbereich im Hafen 
komplett zurückzieht und auf Hafenarbeit im en-
geren Sinne beschränkt. 
 
Am letzten Dienstag hat hier in der Bürgerschaft 
der Ausschuss für Personal und Arbeit, APA, 
des GHB getagt und eigentlich Nägel mit Köp-
fen gemacht, das heißt, mehr als 500 Men-
schen in Bremen und Bremerhaven droht der 
Verlust ihrer Jobs, zumindest in der bisherigen 
Form. Am Sonntag wurden die Beschäftigten 
auf einer Betriebsversammlung darüber infor-
miert. Wie es für sie weitergehen soll, das ist im 
Moment noch unklar. 
 
Um es einmal eben deutlich zu machen, diese 
Jobs sind nicht in Gefahr, oder die Menschen 
verlieren ihre Jobs beim GHB nicht dadurch, 
dass diese Arbeit nicht mehr existiert, oder 
durch Rationalisierung, sie verlieren sie aus 
dem einzigen Grund, dass der Job, den sie in 
den letzten zehn, zwanzig Jahren gemacht ha-
ben, immer billiger gemacht und auch in Zukunft 
schlechter bezahlt werden oder zumindest un-
ter schlechteren Bedingungen erfolgen soll. 
Das ist ein Vorgang, der uns hier in der Bürger-
schaft durchaus beschäftigen muss. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Die Auseinandersetzung um die Logistikabtei-
lung zieht sich jetzt fast ein Jahr hin. Es gab 
auch hier von uns schon Anträge. Es gab Aus-
einandersetzungen in den Deputationen, im 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Häfen 
im Lande Bremen, Berichtsbitten und Anhörun-
gen. Am Ende ist die Entscheidung aber so ge-
fallen, wie sie gefallen ist, und es macht ziem-
lich deutlich, dass die Politik da nur zugeschaut 
hat oder zuschauen musste. Deutlich wurde 

dies in der letzten Woche, die Abgeordneten 
wurden am Mittwoch im Häfenausschuss vor 
vollendete Tatsachen gestellt. Sie konnten die 
Entscheidung, die am Tag vorher gefallen war, 
nur noch zur Kenntnis nehmen, und die Vorlage 
für die Sitzung, die Berichtsbitte, über die ei-
gentlich diskutiert werden sollte, war zu dem 
Zeitpunkt schon völlig obsolet. Für die Politik ist 
das ein peinlicher Vorgang, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Deswegen haben wir die Aktuelle Stunde auch 
unter die Fragestellung gestellt: Wie ohnmäch-
tig ist die Politik? Denn das fragen sich tatsäch-
lich viele, nicht nur die Betroffenen, die Beleg-
schaft beim GHB, sondern die Frage stellen 
sich auch viele, die den Vorgang in den Medien 
verfolgen oder Menschen kennen, die beim 
GHB oder insgesamt im Hafen arbeiten. Der 
Senat hat im Zusammenhang mit der Auseinan-
dersetzung in den letzten Monaten eine Haltung 
nach dem Motto angenommen: Das geht uns 
nichts an, das sind Auseinandersetzungen zwi-
schen privaten Tarifparteien. Ich finde, das 
kann man so nicht stehen lassen, 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
denn erstens setzt die Landespolitik die Rah-
menbedingungen, und zweitens sitzt der Senat 
im APA mit am Verhandlungstisch, nämlich 
durch die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft, und 
die BLG ist ein Unternehmen, das mehrheitlich 
im öffentlichen Besitz ist. Der Wirtschaftssena-
tor sitzt im Aufsichtsrat, des Weiteren die Fi-
nanzsenatorin und der Oberbürgermeister von 
Bremerhaven. Die Stadt Bremen hat die Mehr-
heit in der BLG, sie kann in letzter Instanz ei-
gentlich Ansagen machen. Aufgrund dessen 
muss die Politik sich die Frage nach ihrer Mit-
verantwortung oder auch nach ihrer Mitschuld 
für anstehende Arbeitsplatzverluste gefallen 
lassen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte 
einmal einen Blick zurück wagen. Gesamtha-
fenbetriebe sind eine soziale und auch eine his-
torische Errungenschaft, darüber waren sich 
auch hier im Haus immer alle einig. In Bremen 
wurde der GHB gegründet, wie in allen anderen 
deutschen Hafenstädten auch, um die Hafenar-
beiter vor unsteter Beschäftigung zu schützen. 
Das war auch die Funktion des GHB, Tagelöh-
nertum und völlig prekäre Arbeit im Hafen zu 
verhindern. Die Hafenarbeiter sollten beim GHB 
angestellt bleiben, auch wenn es gerade einmal 
keine Arbeit im Hafen gab. Der GHB, und das 
ist wichtig an der ganzen Auseinandersetzung, 
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sollte das Vorrecht haben, dem Hafenbetrieb 
zusätzliches Personal zu stellen. 
 
Die Logistikabteilung, über die wir hier reden, 
wurde im Jahr 1989 gegründet, die Arbeiten 
wurden zuvor durchaus von Hafenarbeitern ge-
leistet. Lagerarbeiten, Zulieferungen, Vertrieb, 
Vorbereitung der Waren für den Transport, das 
war alles ursprünglich einmal originäre Hafen-
arbeit, aber die Hafenlogistik ist natürlich im 
Zuge der Modernisierung zunehmend aus die-
sem Bereich herausgelöst worden, und heute 
ist der Bereich der Hafenlogistik durchaus ge-
wachsen. Die Verbindung zur eigentlichen Ha-
fenarbeit besteht unseres Erachtens weiter. 
 
Die Satzung des Hamburger GHB besagt übri-
gens meines Wissens immer noch, dass dieser 
Bereich weiterhin zur Hafenarbeit gehört. Die 
gesetzliche Situation in Deutschland ist nämlich 
so, dass die Gesamthafenbetriebe selbst defi-
nieren können, was Hafenarbeit ist. 
 
In Bremen und Bremerhaven gibt es dazu keine 
Festlegung, aber ich habe mir die Satzung noch 
einmal angeschaut. Es hat sich in den letzten 
Jahren schleichend durchgesetzt, dass die Lo-
gistik ein eigener Bereich ist. Vor allen Dingen, 
und das ist für die Debatte hier entscheidend, 
hat sich durchgesetzt, dass der GHB in diesem 
Bereich nicht das Vorrecht hat, als Erster das 
Personal für die Hafenbetriebe zu stellen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, diese Einschränkung 
ist nicht zwingend, das ist eine politische Ent-
scheidung, und deswegen gehört die Debatte 
auch hier ins Haus. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Diese schleichende Entscheidung ging ziemlich 
lange gut, so lange, bis mit der Agenda 2010 die 
Liberalisierung der Leiharbeit kam, und seitdem 
gerät auch der Gesamthafenbetrieb in diesem 
Bereich massiv unter Druck. Zwischen 15 und 
20 verschiedene private Leiharbeitsfirmen sind 
zum Beispiel bei der Bremer Lagerhaus-Gesell-
schaft heute im Einsatz, und seitdem das so ist, 
sagt auch die BLG zu den Beschäftigten des 
GHB: „Ihr müsst billiger werden, sonst nehmen 
wir euch nicht mehr!“ Das ist eigentlich der Kern 
der Sache in dieser Auseinandersetzung, und 
alle anderen Begründungen in den letzten Jah-
ren sind meines Erachtens nur vorgeschoben. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich will sie aber trotzdem noch einmal nennen. 
Zunächst hieß es, die Logistik gehöre eigentlich 
nicht zur Hafenarbeit, nur das, was direkt an der 
Hafenkante passiert, sei Sache des GHB. Dann 
hieß es, die Belegschaft sei nicht flexibel genug. 
Dann verlautete, es gehe sowieso nur um ein 

einziges Hochlager, und zwischendurch ging es 
immer mal wieder darum, wir müssten angeb-
lich den Ball flach halten, denn sonst komme die 
EU und zerschlage uns die ganze Konstruktion. 
 
Wenn man sich all diese Begründungen einmal 
anschaut, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann 
hält nichts davon einer näheren Überprüfung 
stand. Der Betriebsrat hat eine Betriebsverein-
barung unterzeichnet, worin die Belegschaft 
den Bedürfnissen nach Flexibilisierung sehr, 
sehr weit entgegenkommt, meines Erachtens 
bis an die Schmerzgrenze. Es geht auch nicht 
nur um das Tchibo-Hochlager, sondern es geht 
ebenfalls um die Autoteile, die die BLG für 
Daimler nach Südafrika verschickt. Der Vor-
gang Port Package ist in der EU weitgehend ab-
geschlossen. Das Ergebnis muss einem nicht 
gefallen, aber zumindest sind die Gesamthafen-
betriebe auf der sicheren Seite. Insofern sind all 
diese Argumente in den letzten Monaten und 
Jahren ziemlich vorgeschoben gewesen. Wenn 
man sich jetzt die Berichtsbitte der letzten Sit-
zung und die Äußerungen anschaut, die auch 
der GHB getätigt hat, dann geht es am Schluss 
doch nur ums Geld. 
 
Der Betriebsrat hat nämlich zwischenzeitlich 
durchaus auch einmal öffentlich festgestellt, 
dass die großen Hafenbetriebe teilweise sehr 
großzügige Rabatte erhalten haben und Tarifer-
höhungen nicht in der Umlage abgebildet wor-
den sind. Das wurde zwar in den vergangenen 
eineinhalb Jahren teilweise geändert, aber es 
reicht eben nicht dafür, was die Hafenbetriebe, 
allen voran die BLG, für die Personalleistungen 
zu zahlen bereit sind. Da stelle ich mir natürlich 
die Frage oder stellt sich unsere Fraktion insge-
samt die Frage, wie das sein kann. Wie kann 
das denn sein, wenn die Bezahlung der Arbei-
terinnen und Arbeiter beim GHB, die in der Dis-
tribution arbeiten, knapp über dem Mindestlohn 
liegt? Wie kann denn das sein, wenn die priva-
ten Leiharbeitsfirmen sehr viel höhere Auf-
schläge für ihre Arbeitsverwaltung nehmen als 
der GHB und der GHB dann trotzdem viel teurer 
sein soll als die privaten Personaldienstleister? 
Zu welchen Bedingungen wird denn dann bei 
den anderen Personaldienstleistern gearbeitet? 
 
Es kann, und das ist ein entscheidender Punkt 
für uns, ganz offensichtlich nur sein, dass dieser 
Bereich, dass private Leiharbeitsfirmen sich an 
einer Grenze gesetzlicher Vorschriften bewe-
gen, ein Teil der Kalkulation der Bremer Lager-
haus-Gesellschaft ist. Die Leiharbeitsfirmen 
nehmen, selbst wenn der Mindestlohn gezahlt 
wird, nämlich oft im Hafen die Erfassung der Ar-
beitszeiten nicht so genau. Es werden Über-
stunden nicht angerechnet, und es gibt im Gro-
ßen und Ganzen keine Betriebsräte. Wenn das, 
was die Personaldienstleistungen des GHB die 
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Betriebe kosten, die kaum über dem Mindest-
lohn liegen, also immer noch zu teuer ist, dann 
liegt im gesamten Bereich der Hafenlogistikar-
beit eine Grauzone vor. Die BLG nutzt das an 
der Stelle aus und sagt dem GHB, schaut ein-
mal, wie billig die anderen sind, das müsst ihr 
auch sein! 
 
Es ist meine feste Überzeugung, und da komme 
ich fast zum Schluss: Wenn die Bedingungen 
im Hafen inzwischen so sind, dann ist das für 
uns ein Anlass zu sagen, dass wir den GHB ge-
rade im Logistikbereich dringender brauchen 
denn je in den letzten 25 Jahren! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn das der Anlass ist, dass die BLG den 
GHB so drückt, dann herrschen im Hafen tat-
sächlich wieder Verhältnisse, gegen die der 
GHB damals in den Fünfzigerjahren ursprüng-
lich gegründet wurde. Dann herrschen da näm-
lich wieder Tagelöhnertum, Hire and Fire und 
Prekarisierung, und die betriebliche Mitbestim-
mung wird umgangen. 
 
(Abg. Kastendiek [CDU]: Das ist blanker Popu-
lismus!) 
 
Deswegen, Herr Kastendiek, brauchen wir 
nämlich genau das Instrument des Gesamtha-
fenbetriebs, das wir haben, auch für den Lo-
gistikbereich.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Mir ist völlig klar, Herr Kastendiek, dass der 
Konkurrenzkampf zwischen den Logistikbetrie-
ben extrem hart ist. Die BLG macht praktisch 
keine Gewinne in dem Bereich, das weiß ich, 
ich habe mir die Berichte auch angeschaut, und 
die Margen gehen gegen null. Alle Logistikfir-
men arbeiten tatsächlich in einem Verdrän-
gungswettbewerb, zu Bedingungen, die ich ei-
gentlich schon fast Kannibalisierung nenne, mit 
Dumpingpreisen, denen kaum jemand stand-
halten kann. Ich bin aber der Meinung, dass es 
Grenzen gibt, die wir nicht überschreiten dürfen, 
Herr Kastendiek, und das sind die Tarifverträge, 
das sind die arbeitsrechtlichen Bestimmungen, 
und das ist der Mindestlohn, schlichtweg und 
ergreifend, das sind die gesetzlichen Voraus-
setzungen. Genau das gerät nämlich im Hafen 
wieder in Gefahr. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Abschließend kann ich sagen, der Senat hat die 
Dinge, die bei der BLG nicht gut funktionieren, 
viel zu lange laufen lassen, aber das ist nicht 
das Einzige! Der Senat müsste sich eigentlich 

generell darum kümmern, dass die Arbeitsbe-
dingungen im Hafen besser kontrolliert werden, 
bei allen! Ich bin der Meinung, das darf man 
nicht an den Zoll delegieren. Hier müssen im 
Bereich der Personaldienstleistungen schärfere 
Kontrollen her, ob Mindestlohn gezahlt wird, ob 
Tarife eingehalten werden, ob Arbeitsschutz ge-
geben ist und ob die Arbeitsstunden korrekt er-
fasst werden. Wenn es ein solches Kontrollsys-
tem gäbe, davon sind wir nämlich fest über-
zeugt, dann wäre auch der GHB weiterhin kon-
kurrenzfähig, denn er hält sich an die Vorgaben, 
alle anderen Personaldienstleister offenbar 
nicht. 
 
Ich halte die Entscheidung zur Schließung der 
Logistikabteilung für grundfalsch. Ich glaube, 
das Gegenteil wäre richtig. Es wäre richtig, 
wenn der GHB auch für den Logistikbereich das 
Vorrecht der Personalgestellung hätte. Ich 
finde, das wäre eine moderne Hafenpolitik. Das 
Mindeste, das ich jetzt erwarte, das Allermin-
deste, aber das ist eigentlich die schlechteste 
aller Lösungen, ist, dass diejenigen, die durch 
die Entscheidung, die am letzten Dienstag ge-
troffen worden ist, jetzt von Entlassung bedroht 
sind, von den Hafenbetrieben, allen voran der 
BLG, einer stadtbremischen Gesellschaft, kom-
plett übernommen werden, und zwar zu den Be-
dingungen, die sie bislang hatten, zu den An-
rechnungen ihrer Arbeitszeiten und zu den An-
rechnungen aller ihrer Vorrechte, die sie haben. 
Alles andere wäre unverantwortlich. - Danke! 
 
(Beifall DIE LINKE)  
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Reinken.  
 
Abg. Reinken (SPD): Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist sicherlich richtig, 
dass will ich einmal vorweg sagen, dass man 
eine solche Frage auch im Rahmen einer parla-
mentarischen Aktuellen Stunde diskutiert, denn 
wenn es um das Schicksal von 600 Menschen 
geht, wo wäre denn sonst der Ort, an dem man 
das ansprechen soll, wenn nicht auch im Parla-
ment? 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Ich will allerdings auch sagen, dass ich es ei-
gentlich für richtig gehalten hätte, dass wir es im 
Rahmen des Landtags diskutieren, denn wir re-
den über den GHB Bremen, über den GHB Bre-
men und Bremerhaven, wir reden auch darüber, 
dass ein Personalaustausch zwischen Bremen 
und Bremerhaven geplant ist, und wir reden 
über ein Konstrukt der Hafenwirtschaft des Lan-
des. Wir diskutieren es jetzt aber hier, also dis-
kutieren wir es eben jetzt hier. 
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Wir hatten in der letzten Woche eine hafenpoli-
tische Konferenz der Sozialdemokratischen 
Bürgerschaftsfraktion. Unmittelbar davor hat 
der Ausschuss für Arbeit und Personal, APA, 
zusammengesessen und die Entscheidung ge-
troffen. Wir haben das zum Anlass genommen, 
zu Beginn unserer Konferenz zwei Vortragsblö-
cke zuzulassen, die nicht auf der Tagesordnung 
standen und mich auch beeindruckt haben, und 
ich will Ihnen auch sagen, aus welchen Richtun-
gen: Im ersten Diskussionsblock haben eine 
Kollegin und drei Kollegen des Gesamthafenbe-
triebs Bremen ihre Situation dargestellt - und 
das kann einen natürlich nicht kaltlassen -, ihre 
Sorge um den Arbeitsplatz, aber auch, wie 
lange sie dort schon beschäftigt sind, wie sie in 
Arbeit sind und welche Leistungen sie für die 
bremische Logistik gebracht haben. 
 
Ich sage einmal sehr deutlich: Hier arbeiten 
Menschen seit Jahren in der Distribution, sie 
sind nicht verantwortlich für die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten des GHB und auch nicht für die 
schwierigen Verhältnisse in der Distribution, 
und wir müssen diesen Kolleginnen und Kolle-
gen und diesen Menschen natürlich helfen, das 
ist doch selbstverständlich. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Der zweite Diskussionsblock, der mich aber 
auch beeindruckt hat - und da möchte ich ein 
paar andere Akzente setzen als Sie, Frau Vogt 
-, war der Diskussionsbeitrag von Torben See-
bold von ver.di, dem Fachgruppenleiter für die-
sen Bereich, der sich in seinem Diskussionsbei-
trag völlig irgendwelcher einseitigen Vorwürfe in 
Richtung Senat, in Richtung Politik, selbst in 
Richtung Hafenwirtschaft enthalten und sehr 
deutlich gesagt hat, dass der Beschluss des 
Ausschusses für Arbeit und Personal, der unge-
fähr eine Stunde davor gefasst worden war, ein-
stimmig gefasst wurde und ein Beschluss der 
Sozialpartner von ver.di und den Vertretern der 
Hafenwirtschaft im Unternehmensverband Bre-
mische Häfen gewesen ist. Das beeindruckt 
mich insofern - nicht, dass ich das toll finde, 
ganz im Gegenteil, dabei stelle ich diesen Be-
schluss nicht infrage -, als ich darüber feststel-
len kann, dass sich die ver.di-Vertreter offen-
sichtlich zusammen mit den anderen Arbeitneh-
mervertreterinnen und Arbeitnehmervertretern 
im Ausschuss für Personal und Arbeit auch im 
zweiten Schritt Gedanken darüber machen, 
was eigentlich aus dem gesamten Konstrukt 
des GHB wird. Ich glaube, diese beiden As-
pekte muss man jetzt und auch in Zukunft dis-
kutieren. 
 
Zum ersten Aspekt: Es ist eine Entscheidung, 
die aktuell circa 600 Menschen trifft, 89 in Bre-
merhaven und 515 in Bremen. Das kann uns 

nicht gleichgültig sein, und das ist es auch nicht. 
Für uns ist völlig klar, dass jemand jetzt nicht 
ohne Schutz auf den Arbeitsmarkt geworfen 
werden darf, der jahrelang beim GHB gearbeitet 
hat. Die Träger des GHB, die Betriebe der Ha-
fenwirtschaft, sind jetzt gemeinsam mit den So-
zialpartnern als Teil der Sozialpartner in der 
Verantwortung, Lösungen zu finden. 
 
Für die Beschäftigten des GHB gilt bisher der 
DC-Tarifvertrag. Ich habe mit Interesse zur 
Kenntnis genommen, dass der Geschäftsführer 
des GHB im Hafenausschuss gesagt hat, dass 
nicht die Lohnfrage entscheidend ist. Wenn es 
so ist, müssen die Lösungen, die gefunden wer-
den, auch so aussehen, dass die Kolleginnen 
und Kollegen in künftigen Konstruktionen nicht 
zu schlechteren tariflichen Bedingungen arbei-
ten. Das ist doch selbstverständlich, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
und die Verantwortlichen auf der Seite der So-
zialpartner wissen im Zweifel, wie man so etwas 
regeln kann, auch im Rahmen von Verhandlun-
gen, im Rahmen von Verhandlungen über einen 
Sozialplan oder was auch immer. 
 
Das Zweite ist, es ist doch auch selbstverständ-
lich, wenn Menschen, die über Jahre in diesem 
Sektor gearbeitet haben - in der Logistik, in der 
Distribution -, in eine neue Konstruktion oder in 
einen anderen Betrieb wechseln, dann kann es 
nicht sein, dass sie sich dann dort erst einmal 
wieder drei bis vier Monate im Rahmen einer 
Probezeit bewähren müssen. Auch dort müs-
sen Regelungen gefunden werden, die diese 
Kolleginnen und Kollegen schützen, die bisher 
gute Arbeit geleistet haben, auch das gehört 
dazu. Es war ja im Übrigen auch ein guter An-
fang, dass die BLG zum Jahreswechsel 
2015/2016 bereits insgesamt circa 700 Leute 
aus dem Bereich der Distribution übernommen 
hatte, auch das wollen wir an dieser Stelle nicht 
kleinreden oder verheimlichen. 
 
Ich glaube, es ist richtig, darauf zu bestehen, 
auch seitens der Politik, dass die Verhandlun-
gen, die die Sozialpartner jetzt aufnehmen - die 
Betriebe der Hafenwirtschaft und der GHB auf 
der einen und die Betriebsräte und ver.di auf der 
anderen Seite -, auch in diesem Sinne unter-
stützt werden und Lösungen dabei gefunden 
werden, die den Menschen helfen, denn wir hel-
fen den Menschen nicht mit politischen Parolen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Der zweite Komplex ist aber natürlich - und des-
wegen habe ich das mit dem einstimmigen Be-
schluss des APA und auch das, was der Kollege 
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Seebold auf unserer Hafenkonferenz gesagt 
hat und wie ich es interpretiere -, vorangestellt: 
Es geht auch darum, dass wir die GHB-Struktur 
als die entscheidende Struktur stabilisieren, die 
im Übrigen wir Sozialdemokraten an der Küste 
geschaffen haben, zusammen mit den Gewerk-
schaften, 
 
(Beifall SPD) 
 
um die unständige Arbeit im Kernbereich der 
Hafenarbeit unmöglich zu machen und dort für 
soziale Sicherheit zu sorgen. GHB-Strukturen 
gibt es in Bremen, Bremerhaven und Hamburg, 
und überall dort, wo sie organisiert sind, sind sie 
richtigerweise - bei uns im Rahmen eines Ver-
eins, in Hamburg im Rahmen einer gGmbH - 
Angelegenheit der Sozialpartner. Das halte ich 
für richtig, das muss so bleiben, und sie müssen 
auch den Kern dieser sozialen Verantwortung 
im Bereich der Hafenwirtschaft wahrnehmen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Der GHB hat nach wie vor 1 400 Beschäftigte in 
Bremen und Bremerhaven, und selbst, wenn 
dieses Konzept irgendwann so durchkommt, 
sind es immer noch circa 130 in Bremen und 
circa 1 200 bis 1 300 in Bremerhaven. Auch für 
diese Menschen muss Sicherheit hergestellt 
werden. Ich sage das ausdrücklich, weil man 
natürlich über die Ausweitung der GHB-
Funktionen nachdenken kann. Ich bin dafür, 
dass man sagt, diese Arbeitsverhältnisse im 
Bereich von Logistik und Distribution sind nicht 
in Ordnung, aber ich sage auch ausdrücklich, 
es gibt viele Leute, die an der Küste unterwegs 
sind, denen diese sozialverträglichen GHB-
Strukturen in Hamburg, Bremen und Bremer-
haven - in Lübeck sind sie ja vor Kurzem insol-
vent gegangen - ausdrücklich ein Dorn im Auge 
sind, weil sie ein letztes Glied in der Liberalisie-
rung der Wertschöpfungskette sind. 
 
Schauen Sie sich an, was auf den Straßen los 
ist, schauen Sie sich an, was überwiegend in 
der Lagerei los ist, und dann schauen Sie sich 
an, was im Kernbereich der Hafenwirtschaft los 
ist! Dort haben wir in allen Hafenstädten gesi-
cherte Verhältnisse, und es gibt viele Leute, die 
sagen, das ist doch auch irgendwie störend. Ich 
vermute einmal, dass die Tatsache, dass der 
APA hier zu einer Entscheidung gekommen ist 
- auch mit den Stimmen der Arbeitnehmer -, 
auch ein bisschen davon getragen ist, dass 
man diesen Kernbereich der Arbeitnehmerüber-
lassung im Hafen zur Verhinderung von unstän-
diger Beschäftigung organisieren und schützen 
muss.  
 
Zwei Aufgaben stehen jetzt - nicht vor uns, denn 
wer sind wir denn, dass wir glauben, dass wir 

die Verhandlungen, die die Sozialpartner jetzt 
führen, von hier aus bestimmen können? - auf 
der Tagesordnung: Die eine ist, für die Beschäf-
tigten soziale und Arbeitsplatzsicherheit zu 
schaffen. Dafür stehen wir als SPD, das haben 
unser hafenpolitischer Sprecher und unsere ar-
beitsmarktpolitische Sprecherin unmittelbar da-
nach erklärt, und das erkläre ich auch hier 
heute. 
 
Die zweite ist, den weiteren Weg des GHB in 
eine sichere Zukunft zu begleiten. 
 
(Beifall SPD) 
 
Da kann man jetzt suggerieren, das müsste ir-
gendwie der Senat alles bestimmen. Die Vorge-
schichte, die ich kenne, schließt eine Bestim-
mung durch die Politik aus. Ich glaube, es ist 
richtig, dass der Wirtschaftssenator jetzt die Be-
teiligten an den Tisch gerufen hat und ruft, und 
ich bin sicher, dass seine Intervention auch mit 
hohen Erwartungen verbunden ist, er aber auch 
mit seiner Intervention, die Beteiligten an den 
Tisch zu holen, dazu beitragen wird, dass man 
diesen Zielen, wie ich sie formuliert habe, auch 
näher kommt. 
 
Ich sage, das ist jetzt auch der Beginn der Ver-
handlungen in den Betrieben, was dabei her-
auskommt, wird am Ende zusammengerechnet, 
und wir werden am Ende sehen, bei den Ver-
handlungen, die wir begleiten, die wir unterstüt-
zen wollen, wie das im Interesse der Kollegin-
nen und Kollegen, aber auch im Interesse des 
GHB gelöst wird. Dann schauen wir noch ein-
mal darauf. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Bücking. 
 
Abg. Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Wenn Sie sich Folgendes klarmachen, schwere 
Arbeit, 1 600 Euro brutto als Verdienst, eine 
kleine Familie und seit eineinhalb bis zwei Jah-
ren, seit einem halben Jahr Unsicherheit, Unsi-
cherheit über die Perspektive sowie über die 
Frage, wird es in Zukunft Arbeitslosengeld sein 
oder Hartz IV, wird es Anschlussarbeit geben, 
welche Arbeitsbedingungen und welche Ar-
beitswege werden es sein, wenn Sie sich dafür 
einen Moment Zeit nehmen, sich einzufühlen, 
dann können Sie sich vorstellen, was da jetzt 
geschieht und woher der Zorn kommt, der das 
Kollegium bewegt. Es ist insofern eine riesige 
Verantwortung, wenn wir in der Öffentlichkeit 
über diese Frage reden, möglichst wahrhaftig 
und sortiert zu sprechen und keine falschen Pa-
rolen auszugeben.  
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Dem Gesamthafenbetrieb droht die Insolvenz, 
wenn er seine bisherige Geschäftstätigkeit nicht 
korrigiert. Nahezu fünf Millionen Euro Minusbe-
trag im Jahr, jeden Monat 300 000 bis 400 000 
Euro im Sektor der Distribution kann der Betrieb 
nicht verkraften. Das geht nicht. Er muss korri-
gieren, sonst ist das ganze Konstrukt gefährdet. 
Unweigerlich muss hier gebremst werden, und 
das passiert jetzt auch. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ob es ein sozialpartnerschaftlich organisierter 
Betrieb ist, wo die Gewerkschaft und die Ge-
meinschaft der Hafenunternehmen zusammen 
die Verantwortung tragen, oder ob ein ganz nor-
males Unternehmen, vor dieser Entscheidung 
kann man sich nicht drücken, wenn man das 
Ganze nicht gefährden will, und DIE LINKE ist 
mit ihrem Vorschlag auf dem Holzweg, genau 
das Gegenteil vorzuschlagen, wenn sie sagt, 
der GHB soll gerade seine Aktivität im Bereich 
der Distributionslogistik ausdehnen. Das ist Irr-
sinn, das kann man nicht ernsthaft vorschlagen! 
Wir hatten in der Vergangenheit bei der Bremer 
Lagerhausgesellschaft eine Leiharbeitsquote 
von 80 Prozent in diesem Sektor! Das müssen 
Sie sich einmal kurz klarmachen, 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das gibt es doch 
immer noch!) 
 
und der GHB mit seiner Leiharbeit war gewis-
sermaßen der Partner. Die Reaktion ist doch 
richtig zu sagen, bei Tchibo soll es in Zukunft 
einen höheren Anteil fest angestellter Kollegin-
nen und Kollegen geben. Deswegen hat die 
BLG erst 700 und jetzt noch einmal 300 Perso-
nen auf dem Zettel, die sie einstellt, und schafft 
damit eine Belegschaft, die sich besser organi-
sieren kann, die besser in der Lage ist, sich bei 
ver.di und mit ihren Vertrauensleuten und Be-
triebsräten zu Wort zu melden und ihre sozialen 
Interessen zu vertreten. Das ist doch als Ant-
wort auf die Situation vernünftig, in die hier im 
Übrigen beide Unternehmen geraten, die BLG 
und der GHB. Deswegen, weil es so wichtig ist, 
im Kernbereich des Hafens diese segensreiche 
Erfindung des GHB zu verteidigen, müssen wir 
ihn vor dem Ausbluten in der Distributionslogis-
tik schützen. Diese Position tragen wir mit, sie 
scheint uns einleuchtend zu sein. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Jetzt wird erzählt, die Hafenbetriebe hätten den 
GHB unterfinanziert. Jetzt wird gesagt, der GHB 
sei nicht flexibel genug gewesen. Es wird be-
hauptet, es sei eine finstere Absicht, den GHB 
an dieser Stelle ausbluten zu lassen, das sei 
eine Absicht, die die Hafenbetriebe verfolgen 
würden. Ich würde die Hafenbetriebe und die 

dort handelnden Unternehmen nie freisprechen 
von ihrem Versuch, den Vorteil zu suchen. Die 
Entscheidungen aber, die bisher auf der Seite 
des GHB getroffen worden sind, liefen alle da-
rauf hinaus zu sagen, in Ordnung, wir können 
das mit diesen Umlagen organisieren, wir kön-
nen das mit diesem Tarifvertrag organisieren, 
wir können in dieser Sozialpartnerschaft im 
Rahmen dieser Verträge unseren Teil dazu bei-
tragen, und es hat sich herausgestellt, es funk-
tioniert nicht! Es ist deswegen richtig, diese 
Schlussfolgerung zu ziehen. 
 
 
Was kann die Politik tun? DIE LINKE schlägt 
vor, wir sollten den Weg gehen, auch die Arbeit 
im Distributionssektor, also im Hochregal und 
bei der Autologistik zu dem bevorrechtigten Be-
reich des GHB zu machen. Ich bin sicher, dass 
der Senator sich gleich darauf noch einmal be-
ziehen wird und sich mit den rechtlichen Prob-
lemen beschäftigt hat, die mit einer solchen 
Idee verknüpft sind. Nach meinem Wissens-
stand kann ich davor nur warnen. Ich glaube, 
die Dinge, die wir damit erreichen würden, ent-
halten so viele Risiken, dass es klüger wäre zu 
sagen, wir machen die klassische Hafenarbeit 
mit dem GHB und lassen die Finger davon, im 
großen globalisierten Sektor der Logistik in die 
Konkurrenz zu gehen. 
 
 
Ein letzter Gesichtspunkt noch einmal! Es liegt 
ja auf der Hand, dass im Bereich dieser drama-
tisch kostengetriebenen Produktionsweise rund 
um die großen Logistikunternehmen Amazon, 
DHL, jetzt die Tchibo-Leute, ein Wettbewerb 
herrscht, der keine Luft zum Atmen für die dort 
beschäftigten Menschen lässt. Es liegt ja auf 
der Hand, dass von ihnen Dinge verlangt wer-
den, die kein vernünftiger Arbeitsmarktpolitiker 
rechtfertigen kann. Herr Reinken hat dazu 
schon zwei, drei Sätze gesagt.  
 
 
Was sind die Gegenmittel? Meiner Meinung 
nach nicht der GHB, sondern der Druck auf die 
Unternehmen, einen Sockel von fest eingestell-
ten Beschäftigten zu bilden, dann da die Vo-
raussetzungen für gewerkschaftliche Organisa-
tion zu schaffen, für selbstbewusstes Vertreten 
der eigenen Interessen und auf diese Weise da-
für zu sorgen, dass dieses Herabdrücken auf 
die unterste Etage des Lohnniveaus ein Ende 
hat! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
In diese Richtung, glaube ich, geht die Reise 
weiter. Politik wird jetzt gemacht, indem über 
die Zusammenhänge aufgeklärt wird, indem die 
Sozialpartner an einen Tisch gerufen werden, 
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sofern sie da noch nicht sind, und indem wir ge-
meinsam dafür wirken, dass wir mit Verstand 
und nicht mit Parolen diese Dinge klären. - 
Danke! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Buchholz. 
 
Abg. Buchholz (FDP): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Der Titel der Aktuellen 
Stunde „Wie ohnmächtig ist die Politik“ bezogen 
auf die Teilabwicklung beim Gesamthafenbe-
triebsverein ist eine Frage, die durchaus gestellt 
werden darf und wahrscheinlich angesichts des 
Verlusts von in Bremen zumindest 515 Arbeits-
plätzen gestellt werden muss. Dennoch ist die 
Herangehensweise der Kolleginnen und Kolle-
gen der LINKEN doch etwas eigenartig, gleich-
wohl aus ihrer Sicht natürlich verständlich, denn 
im Juni letzten Jahres haben sie hier in der 
Stadtbürgerschaft einen Antrag eingebracht, in 
dem sie den Senat auffordern wollten, Einfluss 
auf die BLG auszuüben. Da war die Situation 
des Gesamthafenbetriebsvereins schon in eine 
Schieflage geraten, und wörtlich hieß es: „Die 
Personalversorgung durch private Leiharbeits-
firmen sollte zurückgedrängt werden.“ Das aber 
kann nicht die Aufgabe der Bremischen Bürger-
schaft sein! Der Wettbewerb zwischen Leihar-
beitsfirmen - und auch der Gesamthafenbe-
triebsverein ist letzten Endes ein Verleih, eine 
Verleihfirma - kann von uns nicht beeinflusst 
werden. Versuche sind erlaubt, aber sie werden 
nicht erfolgreich sein. 
 
 
Die Entwicklung des Gesamthafenbetriebsver-
eins ist hier bereits angeklungen. Die Kapitalre-
serven waren komplett abgeschmolzen, die 
Zahlungsfähigkeit konnte nur durch Gelder der 
Hafenunternehmen gesichert werden, die ja 
Mitglieder des Gesamthafenbetriebsvereins 
sind, und infolgedessen musste gehandelt wer-
den. Dass dabei ein Schnitt gemacht werden 
musste, ist mehr als bedauerlich, aber er hat 
den Gesamthafenbetrieb letzten Endes retten 
können. 
 
 
Deswegen ist die Position der Freien Demokra-
ten: Es ist natürlich besonders bedauerlich für 
diese Mitarbeiter, für jeden einzelnen und ihre 
Familien, die von dieser Abwicklung des DC-
Bereichs betroffen sind. Wir können nur hoffen 
und dazu auffordern, dass die BLG möglichst 
viele dieser Mitarbeiter zu vernünftigen Konditi-
onen, tariflichen Konditionen übernimmt. Das ist 
ein Teil der Verantwortung der BLG, die ja durch 
bremische Gelder auch in einer besonderen 
Verantwortung steht. 

Wir Freien Demokraten finden es aber richtig, 
dass der Gesamthafenbetriebsverein jetzt die 
Reißleine gezogen hat und den DC-Bereich ab-
wickelt, damit überhaupt ein Weiterleben des 
GHBV möglich ist. Die Entscheidung ist aus un-
serer Sicht betriebswirtschaftlich unumgäng-
lich, und sie hilft eigentlich dem GHB, wieder auf 
das Hafengeschäft, das eigentliche Kernge-
schäft zurückzukommen. Nur so kann er lang-
fristig auch existieren. 
 
Die restlichen Arbeitsplätze werden immerhin 
durch diese Entscheidung gesichert, und das ist 
ja auch etwas. Schließlich können die Hafenun-
ternehmer aufgrund des Wettbewerbs im DC-
Bereichs dem GHB keine ausreichende Vergü-
tung zahlen, und daher ist es dem GHB nicht 
mehr möglich, diese Geschäfte wirtschaftlich 
durchzuführen. 
 
(Abg. Frau Vogt [Die Linke]: Wenn man ständig 
Rabatte gewährt, ist das kein Wunder!) 
 
Das alles hat zu dieser Abwicklung geführt, und 
die Entscheidung des Senats, nicht über die 
BLG Einfluss zu nehmen - zumindest keinen di-
rekten Einfluss -, halten wir Freien Demokraten 
für richtig, denn der Staat hat in der Vergangen-
heit immer bewiesen, dass er nicht der bessere 
Unternehmer ist. 
 
Von einer Ohnmacht der Politik - im Übrigen 
finde ich den Begriff Politik viel zu allgemein ge-
fasst, Politik ist alles das, was mit der Polis zu 
tun hat, und da gibt es sehr viele Institutionen, 
die sich darum kümmern können, und dazu ge-
hören auch die Gewerkschaften - kann also gar 
keine Rede sein. Den wirtschaftlichen Struktur-
wandel halten auch die Stadt Bremen und auch 
die Bremische Bürgerschaft nicht auf. Ohn-
mächtig ist nur der, der gegen diese Verände-
rungen kämpft und vergisst, sie neu zu gestal-
ten.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Die sind ja nicht 
vom Himmel gefallen! Das sind ja gesetzliche 
Grundlagen!) 
 
Der GHB hat unserer Auffassung nach eine Zu-
kunft im Hafen, und das allein muss jetzt Ziel 
aller weiteren Kraftanstrengungen sein. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Grobien. 
 
Abg. Frau Grobien (CDU)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine Aktuelle 
Stunde zum Gesamthafenbetriebsverein, bean-
tragt von der Fraktion DIE LINKE, in der letzten 
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Woche die Debatte im Hafenausschuss, und 
bereits Mitte November letzten Jahres haben 
wir hier über den kriselnden Gesamthafenbe-
triebsverein diskutiert: Das Thema ist sensibel 
und sehr emotionsgeladen, wie wir eben schon 
gehört haben. DIE LINKE nennt das derzeitige 
Geschehen jetzt eine Teilabwicklung des Be-
triebs und macht vor allem die Politik dafür ver-
antwortlich. Das tröstet die Belegschaft, aber ob 
es hilft, mehr Unternehmen und Einzelunter-
nehmen der Hafenwirtschaft dazu zu bewegen, 
Arbeitnehmer zu übernehmen, da bin ich mir 
nicht ganz so sicher.  
 
Der GHB ist eine über 100 Jahre alte Sozialpart-
nerschaft, in der Tarifverträge zwischen Arbeit-
nehmern, vertreten durch ver.di, und den Ar-
beitgebern ausgehandelt werden. Allein ord-
nungspolitisch verbietet es sich, dass sich die 
Politik hier einmischt. 
 
(Zuruf Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]) 
 
Eigentlich will DIE LINKE eine Zusage der öf-
fentlichen Hand, alle Mitarbeiter beschäfti-
gungspolitisch abzusichern, und wenn sie im-
mer wieder von der Prekarisierung der Beschäf-
tigungsverhältnisse spricht, also Tarifverträge 
unter einen generellen Verarmungsverdacht 
stellt, dann ist das einfach klassenkämpferisch 
und populistisch. 
 
(Beifall CDU, LKR) 
 
Aber noch einmal zum Thema! Dass sich der 
Gesamthafenbetriebsverein seit Langem in ei-
ner wirtschaftlichen Schieflage befindet, ist uns 
Abgeordneten seit dem Frühjahr letzten Jahres 
bekannt, aber vielen anderen Akteuren in der 
Hafenwirtschaft bereits seit viel längerer Zeit. 
Wie gesagt, wir haben das Thema bereits im 
Sommer im Hafenausschuss des Parlaments 
diskutiert und uns von der neuen Geschäftsfüh-
rung des GHB unterrichten lassen. Auch da war 
schon klar, dass es strukturelle Veränderungen 
innerhalb des GHB geben muss, denn bei ei-
nem monatlichen Verlust von 300 000 bis 
400 000 Euro kann kein Unternehmer überle-
ben - ein normaler Mittelständler wäre schon 
lange am Ende -, und die existenzbedrohende 
Situation beim GHB dauert derzeit an. 
 
In der letzten Woche, wir haben es schon ge-
hört, hat der Ausschuss Personal und Arbeit 
des GHB einstimmig beschlossen, den defizitä-
ren Bereich der Distribution zu schließen. Das 
bedeutet für circa 600 Mitarbeiter eine unge-
wisse Zukunft. Wir sind uns alle hier im Parla-
ment einig, dass eine solche Situation für die 
Mitarbeiter schwierig ist und wir ihre Sorgen na-
türlich auch teilen. Natürlich stellt sie sich die 

Frage, wie es weitergeht und welche Ein-
schnitte sie bei einer möglichen Weiterbeschäf-
tigung in anderen Betrieben hinnehmen müs-
sen, Herr Bücking, Sie haben das wirklich sehr 
eindrucksvoll geschildert. Solchen existenz-
bedrohenden Situationen in Unternehmen ge-
hen aber doch auch jahrelange Fehlentwicklun-
gen voraus: nicht hinschauen, wegducken und 
lieb gewonnene Besitzstände wahren! 
 
Der Betriebsrat und die Mitarbeiter des Gesamt-
hafenbetriebs geben jetzt allein der BLG, die zu 
angeblichen Dumpingpreisen immer mehr Leih-
arbeitsfirmen im Distributionsbereich und Con-
tainerpacking beschäftigt, die Schuld an der Mi-
sere. Unterschiedliche Kosten und Umlagen 
und höhere Flexibilität im Einsatz haben offen-
bar dazu geführt, dass neue und weitere Perso-
naldienstleister im Distributionsbereich der BLG 
zum Einsatz kamen. Wer am Markt agiert, muss 
sich auch marktgerecht verhalten, so einfach ist 
eigentlich die Regel, und diese Regel wurde in 
Bremen offenbar nicht nur beim GHBV häufig 
nicht beachtet. 
 
Die unterschiedlichen Krisen in der maritimen 
Wirtschaft begleiten uns ja bereits länger, und 
es war in den letzten Wochen auch nicht nur die 
Krise des GHB. Auch diese Themen sind uns 
allen schon viel länger bekannt. Der Vorwurf, 
den man der Politik machen kann - insbeson-
dere den in den Aufsichtsgremien der BLG ver-
tretenen Senatoren Linnert und Günthner -, ist, 
dass sie nicht viel eher reagiert haben, denn 
auch ihnen war das Thema der nicht marktkon-
formen Erbringung der Leistungen im Logistik-
bereich durch die GHB-Mitarbeiter schon lange 
bekannt. Publicly owned and privately mana-
ged, öffentlicher Betrieb privatwirtschaftlich ge-
führt, wie man die BLG immer so schön tituliert, 
hat im Wettbewerb eben auch seine Grenzen. 
 
Dass das Logistikgeschäft für den Gesamtha-
fenbetrieb zu den Konditionen und den dort gel-
tenden Tarifen nicht wettbewerbsfähig organi-
siert werden kann, ist bekannt. „Jetzt rächt sich 
eine jahrelang verfehlte Geschäftsstrategie“, so 
hieß es auch richtigerweise erst in der letzten 
Woche in einem Kommentar im „Weser-Kurier“. 
Insofern ist es folgerichtig, auch das haben wir 
hier schon gehört, dass es in der Geschäftspo-
litik einen Strategiewechsel geben muss: Kon-
zentration auf das Kerngeschäft, den Hafenum-
schlag mit Sitz in Bremerhaven, das heißt aber 
auch Anpassung der Verwaltungsstrukturen an 
die erforderliche Größenordnung der Organisa-
tion. 
 
Für einen Großteil der betroffenen Mitarbeiter, 
nämlich verbindlich 317, gibt es eine fest zuge-
sagte Perspektive der Fortsetzung des Arbeits-
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verhältnisses bei der Bremer Lagerhaus-Ge-
sellschaft. Der Geschäftsführer des GHB ist 
derzeit bemüht, weitere Einzelunternehmer der 
Hafenwirtschaft aus den Bereichen Container-
packing und Distribution zu finden, die Mitarbei-
ter übernehmen. Hierbei stehen 30 bis 50 Ar-
beitsverhältnisse in Rede. 
 
Für die restlichen circa 100 bis 200 wird in Ab-
sprache mit der Gewerkschaft ver.di eine 
Transfergesellschaft gegründet, über die sich 
die Mitarbeiter weiterqualifizieren können und 
über die sie unter Umständen auch über tarifge-
bundene Zeitarbeitsfirmen weiterbeschäftigt 
werden. Es gibt also Perspektiven für alle Mitar-
beiter. Diese Verhandlungen sollte man durch 
öffentliche populistische Debatten nicht stören. 
Das verbietet sich schon ordnungspolitisch, 
denn ein Grundsatz muss weiterhin gelten: In 
die Verhandlungen zwischen den Tarifpartnern 
sollte und darf sich die Politik nicht einmischen. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Auch nicht bei öf-
fentlichen Betrieben?) 
 
- Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Senator Günthner. 
 
Senator Günthner*): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Lage beim GHB hat sich in den vergange-
nen Jahren, insbesondere ausgelöst durch den 
Kontraktbereich, weiter verschlechtert, weiter 
zugespitzt. Es ist auf die Zahlen hingewiesen 
worden. Wenn Sie jeden Monat einige Hundert-
tausend Euro Verlust machen, dann sind Sie in 
einer bedrohlichen Situation. Ich würde das 
Wort von der Insolvenz, das hier gefallen ist, 
nicht in den Mund nehmen, aber durchaus da-
rauf hinweisen, dass die Lage beim GHB insge-
samt bedrohlich ist, und da der GHB für uns ins-
gesamt eine historische Errungenschaft ist, wir 
immer das Interesse gehabt haben, gerade im 
Bereich der Häfen mit dem GHB einen entspre-
chend guten und leistungsfähigen Dienstleister 
zu haben, muss alles getan werden, um den 
GHB insgesamt in seiner Existenz zu sichern. 
 
 
(Beifall SPD)  
 
Deswegen ist das, ich will es noch einmal deut-
lich unterstreichen, was die Sozialpartner ge-
macht haben, höchst verantwortlich. Es ist so, 
dass die Sozialpartner ja nicht erst gestern an-
gefangen haben, sich mit der Situation zu be-
schäftigen. Ich habe heute hier den einen oder 
anderen Lösungsvorschlag gehört, bei dem ich 

denke, mein Gott, wenn es so einfach wäre, wä-
ren wahrscheinlich andere schon lange auf 
diese einfachen Lösungen gekommen.  
 
Es ist darauf hingewiesen worden, unter wel-
chem Druck der Logistikbereich insgesamt 
steht. Es ist übrigens auch darauf verwiesen 
worden, unter welchem Druck der Logistikbe-
reich selbst bei einem der größten Hafeneinzel-
betriebe in Bremen steht, wo auch nicht wirklich 
Geld damit verdient wird. Es ist nach meiner 
Auffassung sehr notwendig, wenn die Men-
schen, die jetzt beim GHB, dadurch dass sich 
aus der Kontraktlogistik zurückgezogen wird, 
erst einmal die Arbeitsplätze verlieren, nach Lö-
sungen für diese Menschen zu suchen, dabei 
aber auch aufzupassen, dass man nicht das 
Problem vom GHB in andere Hafeneinzelbe-
triebe verlagert und es damit nicht gelöst be-
kommt, sondern in anderen Betrieben dazu bei-
trägt, dass deren wirtschaftliche Lage sich wei-
ter verschlechtert. Insofern, finde ich, muss man 
das System Hafen auch immer im Gesamtzu-
sammenhang sehen und im Gesamtzusam-
menhang darauf schauen, in welch schwierigen 
Bedingungen wir uns hier befinden. 
 
Ich will erstens noch einmal deutlich darauf hin-
weisen, wir reden nur über den Logistikteil. Wir 
könnten jetzt in die Debatte einsteigen, wo ei-
gentlich der Hafenzaun aufhört. Ich sage nur, 
wenn Sie sich vor Augen halten, unter welchem 
enormen Kostendruck der Logistikbereich steht, 
weiß ich nicht, ob die Kolleginnen und Kollegen, 
ob die Betriebsräte in den Hafeneinzelbetrieben 
am Ende bereit wären, ein Verschieben des Ha-
fenzaunes zuzulassen mit dem Ergebnis, dass 
am Ende damit natürlich auch der Druck in die 
Hafenarbeit hinein noch stärker wird und wir da-
mit möglicherweise Probleme in die Hafenarbeit 
hineinziehen, die es dort bisher nicht gegeben 
hat. Insofern muss man, finde ich, sich auch das 
sehr genau anschauen. 
 
Es haben sich die Sozialpartner im GHB mit der 
Struktur des GHB beschäftigt. Wenn man den 
GHB in Bremen/Bremerhaven mit dem GHB in 
Hamburg vergleicht, dann fällt auf, dass die 
Verwaltung des GHB in Bremen/Bremerhaven 
deutlich größer ist, um es so zurückhaltend aus-
zudrücken, als die Verwaltung des GHB in 
Hamburg. All das sind nach meiner Auffassung 
Themen, die dazu beitragen werden, den GHB 
insgesamt wieder in ein solides Fahrwasser zu 
bringen. Insofern noch einmal von meiner Seite 
die Hochachtung vor dem, was die Sozialpart-
ner im APA beschlossen haben! 
 
Ich will zum Zweiten darauf hinweisen, dass es 
bisher gute Praxis der Hafeneinzelbetriebe ge-
wesen ist - in den vergangenen Jahren immer 
wieder praktiziert -, Kolleginnen und Kollegen 
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des GHB in die Hafeneinzelbetriebe zu über-
nehmen. Auf die Anzahl, die die BLG übernom-
men hat, ist hingewiesen worden. Ich finde, 
dass auch das im Hafen dazugehört, ein atmen-
des System zu organisieren, indem über den 
GHB eingestiegen und anschließend dann in 
den Hafeneinzelbetrieben weitergearbeitet wer-
den kann, weil das eben auch ein höheres Maß 
an Sicherheit gibt. Ich bin fest davon überzeugt, 
dass es notwendig ist, für möglichst viele der 
Kolleginnen und Kollegen, die jetzt beim GHB 
keine Perspektive mehr haben, in den Hafen-
einzelbetrieben eine Lösung zu finden. Ich er-
warte ebenfalls und sage das hier so deutlich, 
dass das, was bisher gegolten hat, wenn die 
Hafeneinzelbetriebe übernommen haben, wenn 
auch die BLG übernommen hat - gleicher Tarif, 
Anerkennung von Zeiten, die bei bisherigen 
Einstellungen vom GHB gegolten haben - natür-
lich auch in der Zukunft gilt.  
 
Ich sage auch deutlich, ich kann mir nicht vor-
stellen, dass eine Kollegin oder ein Kollege 20 
Jahre dort gearbeitet hat, und wenn sie oder er 
zukünftig weiter auf dem Arbeitsplatz sitzt, dann 
eine Probezeit ableisten muss. Ich weiß nicht, 
wozu das am Ende beitragen soll. Ich weiß 
nicht, was das am Ende bringen soll. Ich habe 
als Arbeitssenator, aber auch als Wirtschaftsse-
nator die feste Erwartung, dass wir hier zu gu-
ten, sozialverträglichen Lösungen kommen. Die 
Sozialpartner haben dafür den Weg bereitet, die 
Hafeneinzelbetriebe haben eine hohe Bereit-
schaft gezeigt, diesen Weg auch mitzugehen. 
Ich glaube, dass wir damit den GHB wieder in 
ein ruhigeres Fahrwasser bringen können, dass 
wir Lösungen für die Beschäftigen gemein-
schaftlich finden müssen, weil uns das Gesamt-
system GHB so wichtig ist, dass es um jeden 
Preis erhalten werden muss, und daher nehme 
ich das hier auch heute von dieser Debatte in 
der Bremischen Bürgerschaft mit. - Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zwei, drei Sa-
chen muss ich noch einmal sagen. Hier ist ein 
bisschen so getan worden, als wären die Rah-
menbedingungen, die im Hafen vorherrschen, 
völlig unbeeinflusst von der Politik. Es wurde 
außerdem immer auf die Rolle der Sozialpart-
ner verwiesen, die aber zum Teil doch tatsäch-
lich auch durch die Politik bestimmt werden. Es 
ist eben so, dass der größte Akteur im Bremer 
Hafen und im Bremerhavener Hafen die Bremer 
Lagerhaus-Gesellschaft ist, und, ehrlich gesagt, 
auch schon vor Ausweitung der gesetzlichen 

Bestimmungen zur Arbeitnehmerüberlassung 
haben die Frauen in der Distribution dort äu-
ßerst wenig verdient. Ich weiß das nämlich, weil 
ich mich dort selbst einmal um einen Job bewor-
ben habe. Es war zu Euro-Zeiten, es waren un-
ter sieben Euro Stundenlohn, und das lag noch 
vergleichsweise unter dem, was in anderen Ha-
fenbetrieben gezahlt wurde. Natürlich erwarte 
ich von einer stadtbremischen Gesellschaft, in 
der die Stadt Bremen die Mehrheitsverhältnisse 
hält, dass sie auch vernünftige Arbeitsbedin-
gungen anbietet. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Das Zweite ist, auch wenn wir in dem Bereich 
der Arbeitnehmerüberlassung die Gesetzge-
bung natürlich nicht im Land Bremen zurückdre-
hen können, so ist sie doch mitverantwortlich für 
die ganze Kannibalisierung im Logistikbereich 
auch in den Hafenbetrieben. Ich erwarte aber 
zumindest von der Stadt Bremen und von dem 
Land Bremen, dass sie in beiden Häfen, in den 
stadtbremischen Häfen, natürlich auch die Ver-
antwortung für Kontrolle ausüben. Ich habe das 
eben in meinem ersten Redebeitrag durchaus 
gesagt. 
 
Wenn die BLG sagt, der GHB ist ihr zu teuer im 
Bereich der Distribution, dann heißt das nichts 
anderes, als dass alle anderen Leiharbeitsfir-
men tatsächlich unterhalb der gesetzlichen Be-
dingungen agieren. Vielleicht nicht in der 
Summe des nominellen Mindestlohns - den 
werden sie zahlen -, aber in der Frage der Ar-
beitszeiterfassung! Natürlich ist da der Senat 
gefordert, dass die gesetzlichen Bestimmungen 
eingehalten werden, und wenn das nicht pas-
siert, dann kommen wir eben dazu, dass der 
GHB angeblich im Bereich dieser Personal-
dienstleistung zu teuer ist. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Da ist die Politik gefragt, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Das andere - ich kann mich leider 
nicht so aufregen, weil ich gesundheitlich etwas 
angeschlagen bin, sonst würde ich hier noch ein 
bisschen anders reden -, was mich richtig är-
gert, ist die Frage der Umlage für die Garantie-
lohnkasse. Da wird jahrelang nicht erhöht, da 
werden die Tariferhöhungen nicht eingestellt, 
und da werden tatsächlich Rabatte gewährt, die 
mehr als großzügig sind. Nun, und jetzt sagen 
einige meiner Vorrednerinnen und -redner, na 
ja, das war eben nicht bedarfsdeckend. Ja, wie 
denn auch, wenn tatsächlich die Umlage nicht 
angemessen erhöht wird? Ich finde, das Min-
deste, was man machen muss, ist, sich tatsäch-
lich diese ganze Konstruktion dann auch noch 
einmal genauer unter die Lupe zu nehmen. - Ich 
danke Ihnen! 
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(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
 
Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen. 
 
 
Entwicklung der Breminale 
Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 25. Oktober 2016 
(Drucksache 19/385 S) 
 
Dazu 
 
Mitteilung des Senats vom 29. November 
2016 
(Drucksache 19/415 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsrä-
tin Emigholz. 
 
Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf 
die Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich 
zu wiederholen. 
 
Sehr geehrte Frau Staatsrätin, ich gehe davon 
aus, dass Sie die Antwort des Senats, Drucksa-
che 19/415 S, auf die Große Anfrage der Frak-
tion der CDU nicht mündlich wiederholen möch-
ten. 
 
Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten 
werden soll. 
 
Das ist der Fall. 
 
Die Aussprache ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Rohmeyer. 
 
Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! In diesem Jahr feiert 
die Breminale ihren 30. Geburtstag. Aus einem 
kleinen Festival mit wenigen Zehntausend Be-
suchern im Jahr 1987 ist mittlerweile neben 
dem Freimarkt, neben dem Weihnachtsmarkt 
und der Osterwiese mit circa 200 000 Besuche-
rinnen und Besuchern pro Jahr wetterunabhän-
gig eine der größten Open-Air-Veranstaltungen 
in Bremen geworden, und die Freie Hansestadt 
Bremen gibt jedes Jahr mindestens 115 000 
Euro hinzu. Das ist ein Grund, dass wir hier 
auch einmal darüber reden sollten.  
 
Die Breminale ist mit keinem der Märkte zu ver-
gleichen, die ich eben aufgezählt habe. Es gibt 
dort ein buntes Treiben vom Sielwall bis zum Al-
tenwall, mittlerweile ist auch die Wiese hinter 
der Kunsthalle mit einbezogen, und ich habe 

eben schon das Wort wetterunabhängig er-
wähnt: Bei Wind und Wetter, bei Matsch, bei je-
dem Unwetter wird sie von ganz vielen Men-
schen aus ganz vielen Stadtteilen Bremens und 
aus dem näheren, vielleicht auch weiteren Um-
land besucht, ganz genau weiß man das nicht. 
 
(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vor-
sitz.) 
 
Die Breminale eröffnet Möglichkeiten für lokale 
Künstlerinnen und Künstler, für Gäste, die nur 
wegen der Breminale nach Bremen kommen, 
für Kleinkunst, für Literatur, für Musik und Tanz. 
Sie ist eigentlich so etwas wie der Freimarkt im 
Sommer. 
 
Warum reden wir darüber? Wir reden darüber, 
weil Bremen, wie gesagt, jedes Jahr mindes-
tens 115 000 Euro dazugibt. 60 000 Euro kom-
men, beantragt, aus dem Haushalt des Sena-
tors für Kultur, und 55 000 Euro kommen, bean-
tragt, aus dem Etat der Wirtschaftsförderung. 
Eigentlich sind wir uns ja alle einig, dass wir die 
Breminale haben wollen, aber die Frage ist: 
Warum müssen dann eigentlich jedes Jahr 
noch aufwendige Anträge gestellt werden? Das 
ist eine Frage, über die man einmal diskutieren 
sollte. 
 
Im Jahr 2007 hat es ja tatsächlich das einzige 
Mal in den 30 Jahren die Situation gegeben, 
dass die Breminale ausgefallen ist, und zwar 
wegen mangelnden Geldes. Seitdem hat es 
diese Vereinbarung mit der Aufteilung gegeben. 
Irgendwann hat die Wirtschaftsförderung ihre 
Mittel reduziert und der Senator für Kultur seine 
Mittel aus Projektmitteln - es gibt dafür jedes 
Jahr Projektmittel, es ist die Frage, ob es wirk-
lich nötig ist, dass dafür immer ein Antrag auf 
Projektmittel gestellt wird - zur Verfügung ge-
stellt, die seitens des Veranstalters Sternkultur 
beantragt wurden. Interessanterweise sind Ein-
nahmen und Ausgaben nicht ganz deckungs-
gleich. Im letzten Jahr gab es ein Defizit von 
knapp 10 000 Euro bei festgestellten Einnah-
men von 475 000 Euro und entstandenen Kos-
ten von 484 000 Euro, im Jahr davor waren es 
5 000 Euro, und vor drei Jahren betrug die Lü-
cke 50 000 Euro. 
 
Man hat Sternkultur dadurch kompensiert, in-
dem sie den Auftrag bekommen hat, den mitt-
lerweile abgesagten StadTraum für autofreie 
Sonntage durchzuführen, das ist ein anderes 
Politikum in dieser Stadt. 
 
Ist aber die Breminale das, was wir uns eigent-
lich von ihr versprechen? Ist die Breminale ein 
kostenloses Kulturfestival für alle? Wenn Sie 
mit Partner und Kindern über die Breminale ge-
hen, werden Sie sehr viel Geld los, denn die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/385%20S
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Preise können dort sicher nicht alle bezahlen. 
Die Breminale ruft mittlerweile sehr hohe Stand-
gebühren auf, und die Ausschank- und Verzehr-
betriebe geben diese Preise eins zu eins an alle 
Besucher weiter. Eine normale Bratwurst bei - 
ich nenne jetzt keine Namen, weil das in Bre-
men eine Glaubensfrage ist - zwei Bratwurstbe-
trieben in unmittelbarer Sichtweite der Bremi-
schen Bürgerschaft kostet zwischen 2,60 und 3 
Euro. Auf der Breminale kostet Sie schon 4 bis 
4,50 Euro, und für Getränke müssen Sie zwi-
schen 4 und 5 Euro pro Getränk bezahlen. 
Meine Damen und Herren, das ist eben kein 
Festival für alle, und darüber müssen wir dann 
auch reden, wenn wir Kulturpolitiker sagen, 
dass hier ein Kulturfestival für alle angeboten 
wird. 
 
 
Interessanterweise sind auch die Kosten für die 
Breminale Jahr für Jahr deutlich gestiegen: Die 
Gesamtkosten im Jahr 2012 lagen ausweislich 
der Mitteilung des Senats bei 292 000 Euro, im 
Jahr 2016 sind schon Gesamtkosten von 
484 000 Euro angefallen. Sicherlich hat es auch 
einen Anstieg der Anzahl der beteiligten Künst-
lerinnen und Künstler gegeben, aber nicht in 
diesem Ausmaß. Ich glaube, wir werden uns 
noch einmal mit dieser Frage beschäftigen 
müssen, ob Ausgaben, Standmieten und das, 
was Besucherinnen und Besuchern dort dann 
an Entgelten und Preisen für den Verzehr ab-
verlangt wird, tatsächlich noch in einem gesun-
den Verhältnis dafür steht, dass wir ja lesen, 
dass dies ein Kulturfestival für alle sein soll. Das 
bedeutet für uns dann auch, dass es nicht nur 
ein Kulturfestival für Besserverdienende sein 
darf. 
 
(Beifall CDU) 
 
 
Die Breminale bedient ja darüber hinaus auch 
noch andere Felder: Einige Euro nimmt sie 
dadurch ein, dass sie vegetarische und vegane 
Lebenswelten im Bereich der BioStadt Bremen 
propagiert, und es gibt einige Bereiche, in de-
nen es auch Verkaufsflächen gibt. Die Bremi-
nale ist auf öffentlichem Grund knapp einen Ki-
lometer lang und fünf Tage lang in dieser Stadt 
sehr präsent. Wenn wir wollen, dass sie nicht 
nur ein Festival derjenigen wird, die es jedes 
Jahr so haben wollen, wie es in den letzten 30 
Jahren war, dann müssen wir uns auch einer 
Debatte stellen, wie es eigentlich mit der Bremi-
nale weitergehen soll. 
 
Wir haben, glaube ich, auch Möglichkeiten zu 
sagen, was wir uns vorstellen, wenn wir schon 
etwas mehr als ein Viertel der Kosten tragen. 
Ich kann mir vorstellen, dass wir zum Beispiel 

noch sehr viel mehr den Bereich unserer Nach-
wuchskünstlerinnen und Nachwuchskünstler 
auf der Breminale sehen können und dass wir 
die überregionale Strahlkraft viel stärker entwi-
ckeln. 
 
Wir lesen, dass es eine Bewerbung für die Bre-
minale gibt. Wir haben uns an anderer Stelle 
schon durchaus darüber gestritten, wie die Wirt-
schaftsförderung den Standort Bremen im kul-
turellen Bereich bewirbt. Ich habe noch keine 
große Standortwerbung für die Breminale au-
ßerhalb des Dunstkreises der Fahrpläne der 
BSAG festgestellt. Ich glaube, da geht noch 
mehr. Diese Debatte halten wir zum 30. Ge-
burtstag der Breminale für nötig. 
 
 
Wir wünschen uns, dass die Breminale weiter 
ein lebendiges Kulturfestival bleibt. Ich würde 
mir wünschen, dass sie tatsächlich auch wieder 
ein Festival wird, an dem alle Bremerinnen und 
Bremer eine Freude haben und nicht nur die, 
die es sich leisten können, über die Breminale 
zu gehen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Bevor ich den nächs-
ten Redner aufrufe, begrüße ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich Herrn Maurer, den 
Organisator der Breminale.  
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
Als nächster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Bolayela.  
 
Abg. Bolayela (SPD): Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! Wir debattieren heute über 
die Breminale. Die Breminale ist im Laufe der 
Jahre zu einem Wahrzeichen von Bremen ge-
worden. Seit dem Jahr 1987 ist die Breminale 
ein etabliertes Kulturfestival und aus Bremen 
nicht mehr wegzudenken. 
 
(Beifall SPD) 
 
Sie hat überregionale Ausstrahlung, und so 
sollte es auch bleiben, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Die Breminale ist ein besonderer kul-
tureller Treffpunkt für junge und alte Menschen, 
hat kulturell viel zu bieten und vernetzt die vie-
len verschiedenen Künstlerinnen und Künstler 
in Bremen und Bremerhaven. Sie bietet ein Po-
dium für viele neue Künstler, aber auch viele be-
kannte Namen werden durch die Breminale in 
Bremen und Bremerhaven angezogen. Das ist 
es doch, was Bremen so lebendig macht. 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dieses Festival hat sich in den letzten 30 Jah-
ren sehr gut entwickelt und überregionale Aus-
strahlung erreicht. Die Breminale hat ein konti-
nuierlich hohes Publikumsinteresse. Jedes Jahr 
besuchen sie rund 200 000 Menschen. Sie ist 
ein Treffpunkt für Familien geworden, ein Ort 
der Begegnung, und das kostenlos für jeden. 
Auch Touristen kommen deswegen nach Bre-
men. Auch deshalb ist die Breminale ein Platz 
von Begegnung und Austausch über verschie-
dene Interessengruppen. Sogar die nicht künst-
lerischen Akteure sind dort vertreten, wie zum 
Beispiel Klimahaus, Greenpeace und die 
Flüchtlingshilfe. Sie sind dort und stellen ihre 
Arbeit und ihr Engagement den vielen Besu-
chern vor. Die Breminale sorgt dafür, dass viele 
Menschen in unserer Stadt mit weniger Geld 
Kultur und Kunst kostenlos genießen können. 
Wir Sozialdemokraten sind sehr froh und finden 
es richtig, dass dadurch die Zugangsbarrieren 
für Kunst und Kultur abgebaut werden. 
 
(Beifall SPD) 
 
Damit erreicht die Breminale Menschen aller 
sozialen Schichten in unserer Stadt und darum 
herum. Außerdem wirkt sich das auf Einzelhan-
del, Gastronomie sowie das Dienstleistungsge-
werbe aus. Wir begrüßen hier besonders die 
Kooperation mit Radio Bremen und vielen Kul-
tureinrichtungen in Bremen, und nicht zu ver-
gessen die privaten Sponsoren, die hier viel 
Geld sponsern, um diesem großen Event weiter 
zu helfen und es zu unterstützen. Besonders 
muss ich hier den Aspekt der Nachwuchsförde-
rung für junge Talente in Rock und Pop, Gospel 
und Populärmusik einbringen. 
 
Die Frage, die sich stellt: Was tut der Bremer 
Senat für diese wichtige Veranstaltung in Bre-
men? Ich meine, eine ganze Menge. Der Sena-
tor für Kultur allein hat von 2012 bis 2014 jedes 
Jahr 40 000 Euro zur Verfügung gestellt. 2015 
und 2016 jeweils 60 000 Euro. Hier hat sich die 
Summe sehr stark erhöht. 
 
Seit letztem Jahr, 2016, hat die Breminale, was 
hier nicht erwähnt wurde, darüber hinaus auch 
einen Haushaltstitel beim Kulturressort, der mit 
einer festen Förderung in Höhe von 60 000 
Euro Sicherheit und Planung schafft. Des Wei-
teren fördert die Wirtschaftsförderung Bremen 
die Unterstützung und bringt mehr Geld dazu, 
eine ganze Menge Geld. Wenn wir alles zusam-
menrechnen, zahlt die Stadt Bremen freiwillig 
ungefähr 24 Prozent der Gesamtkosten. 
 
Außerdem wird die Breminale regional, national 
und international von der Bremer Touristikzent-

rale und der Wirtschaftsförderung Bremen be-
worben, unter anderem über das Internet. Die 
Bremer Touristikzentrale vermarktet die Bremi-
nale in ihren Printmedien und nimmt das bremi-
sche Angebot mit auf die touristischen Messen, 
bindet sie in die E-Mails, Newsletter sowie in 
alle sozialen Medienkanäle ein. Die Wirtschafts-
förderung Bremen bewirbt die Breminale zudem 
jährlich in einer Tageszeitungsbeilage als einen 
Besuchsanlass für Bremen. Hier gibt es eine 
Auflage von 2,7 Millionen. Dazu muss man sich 
fragen, wie viel diese 2,7 Millionen Auflage kos-
ten. Also, hier kann man auch einmal stolz da-
rauf sein, was hier in Bremen getan wird! 
 
An dieser Stelle sagen wir Sozialdemokraten 
Danke an alle Freiwilligen für ihr großes Enga-
gement für unsere Stadt! Trotz Regen und 
Kälte, was es in der Vergangenheit gab, haben 
die Menschen dort diese Veranstaltung mit Be-
geisterung organisiert. Mit ihrem Engagement 
sind sie ein gutes Beispiel für unsere Gesell-
schaft. Wir bedanken uns für diese Arbeit! - Vie-
len Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kappert-
Gonther. 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen)*): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist schon gesagt wor-
den, zur Breminale gehen wir eigentlich immer 
alle, andauernd. Ich würde gern einmal wissen, 
wer überhaupt schon einmal bei der Breminale 
war!  
 
(Zurufe: Ich!) 
 
Und wer geht jedes Jahr dorthin? 
 
(Abg. Eckhoff [CDU]: Jetzt gehen wir in den 
Schulunterricht über!) 
 
Ja, das interessiert mich! Herr vom Bruch noch 
nie, ich würde es empfehlen! Ich möchte damit 
zeigen, es wäre ja auch so, wenn wir draußen 
schauen würden: Jedes Jahr kommen 200 000 
Menschen, und die meisten mehr als einmal o-
der den ganzen Tag. Die Breminale ist eine tolle 
Sache, und warum ist sie so toll? Weil es drau-
ßen und umsonst ist! Es ist ja nicht so, wie Sie 
es gesagt haben, Herr Rohmeyer, dass man 
dort mit den Taschen voller Geld hingehen 
muss, sondern Sie können die Konzerte und 
Darbietungen, die Atmosphäre, die Lesungen, 
alles kostenfrei erleben, und wenn Sie sich ein 
Butterbrot einstecken, dann brauchen Sie über-
haupt keinen Cent, und das finden wir gut so. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wenn man etwas konsumieren möchte, dann 
kostet das Geld, das ist klar, und über die Preise 
kann man geteilter Meinung sein, aber dass die 
Atmosphäre, die Konzerte, dieses ganze Erle-
ben ohne Kosten für die einzelnen Besucher 
möglich ist, das ist, finden wir, eine ganz tolle 
Sache, und wer schon einmal eine private Party 
organisiert hat, der weiß, wie das so ist mit der 
Organisation von Partys. Das ist wahnsinnig 
viel Arbeit, bis man das alles geschafft hat, bis 
man die Musikerinnen und Musiker eingeladen 
hat - bei einer privaten Party wäre es nur ein DJ, 
und das ist manchmal schon schwierig genug -
, bis man das Essen organisiert hat und so wei-
ter. Ich frage mich eigentlich jedes Jahr wieder, 
wie die Macherinnen und Macher der Breminale 
das überhaupt schaffen, da oben sitzen sie, 
Herr Maurer und Frau von Essen, wie Sie es 
schaffen, das finde ich sehr beachtlich! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE 
LINKE) 
 
Wie sie es schaffen, dass jedes Jahr auch im-
mer neue Künstlerinnen und Künstler kommen, 
das ist ja auch so ein bisschen wie Kulturtrüffel-
schweine, die überlegen, wer denn überhaupt 
im Moment angesagt ist. Das ist für mich und 
für ganz viele andere - ich denke, auch für die 
meisten hier im Hause - immer eine tolle Sache, 
wen man dort alles hören kann. Ich würde viele 
dieser Bands sonst nicht kennen. Ich finde das 
sehr gut, und das Jahr um Jahr. 
 
Wir haben es gehört, die Breminale wird 30 
Jahre alt. Das ist beachtlich, wenn man daran 
denkt, wie es am Anfang wahrscheinlich immer 
unsicher war, ob es läuft oder nicht. Inzwischen 
hat es bis auf ein Jahr immer mit der wirtschaft-
lichen Absicherung funktioniert. Das finden wir 
sehr gut, das finden wir richtig, und wir finden 
gut, dass die Breminale inzwischen einen Haus-
haltstitel hat. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wir finden aber auch - jetzt komme ich noch ein-
mal zu einer Weiterung -, wenn es schon einen 
Haushaltstitel gibt, dann kann man tatsächlich 
darüber nachdenken, ob man diese 60 000 
Euro, die das Kulturressort inzwischen zur Ver-
fügung stellt, nicht auch in eine institutionelle 
Förderung überführen könnte. Wir zumindest 
fänden das aus zwei Gründen richtig. 
 
Zum einen ist es dann wirklich definitiv verbind-
lich. Noch einmal, es hat zwar bisher immer 
funktioniert, war aber Jahr für Jahr so ein biss-
chen eine Wackelpartie, ob es wieder funktio-
niert. Die Kulturdeputation nimmt jedes Jahr im 

Voraus Ermächtigungen vor - das ist eine gute 
Sache, das machen wir gern -, aber die Frage 
ist, wenn man es ohnehin macht, ob man es 
dann nicht auch institutionell festschreibt. Wir 
finden, das wäre eine richtige Idee. 
 
Zum anderen ist es so, dass die 60 000 Euro im 
Moment aus dem Projektmitteltopf genommen 
werden, der eigentlich für die freie Szene ge-
dacht ist, und daraus ergibt sich immer eine ge-
wisse Unwucht. Wir finden, es wäre sinnvoll, 
das Geld institutionell zuzuschreiben, und der 
Projektmitteltopf stünde dann auch für die freie 
Szene zur Verfügung. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 
 
Ich weiß, dass wir auch innerhalb der Koalition 
immer wieder darüber nachgedacht haben, und 
ich denke, wir sollten in diese Richtung voran-
kommen. 
 
Herr Rohmeyer hat ja noch einmal die Frage an-
gesprochen, ob es überhaupt noch innovativ 
genug ist. Ich finde es bemerkenswert innova-
tiv. Wenn ich an die Erneuerung an der Him-
melswiese oberhalb der Kunsthalle denke, an 
dieses eher poetische Format, dort kann man 
sogar in die Sauna gehen, wenn man möchte! 
Ich habe es dort noch nie getan und weiß auch 
nicht, wer es getan hat, aber ich finde allein die 
Idee super, wie die Menschen dort dann so sit-
zen und das mit Holzöfen befeuert wird. Insge-
samt ist es dort oben atmosphärisch auch noch 
einmal anders als unten an der Weser. 
 
Auch wenn wir einmal an das Format der „Drei-
meterbretter“ denken, die vor einigen Jahren 
noch neben der Breminale als Off-Bühne be-
gonnen haben. Seit dem letzten Jahr gehören 
sie zum festen Programm und geben ganz 
neuen Bands aus Bremen und dem Bremer 
Umland eine Möglichkeit, auf einer offensicht-
lich selbst gezimmerten Bühne zu spielen, die 
schon optisch einen ganz großen Unterschied 
macht. Das finde ich super und auch innovativ, 
und ich freue mich, dass es die Breminale gibt. 
Wir freuen uns gemeinsam, dass es die Bremi-
nale gibt, und ich beende meine Rede mit einem 
Dank an die Macherinnen und Macher. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE 
LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Auf der Besuchertri-
büne begrüße ich recht herzlich Bewohnerinnen 
und Bewohner aus den Schlichtbauquartieren 
und eine Gruppe des Aktionsbündnisses Men-
schenrecht auf Wohnen. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
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(Beifall) 
 
Als nächste Rednerin hat das Wort die Abge-
ordnete Frau Kohlrausch. 
 
Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Seit fast 30 Jahren erfreuen sich 
Bremerinnen und Bremer, aber auch zahlreiche 
Gäste aus dem Umland an der Breminale. Als 
eintrittsfreies Kulturfestival ist sie zu einem fes-
ten Bestandteil und Publikumsmagnet des bre-
mischen Veranstaltungskalenders geworden. 
Wir wissen, dass die Organisatoren der Bremi-
nale eine gewisse Planungssicherheit für die 
Durchführung des Festivals benötigen. Daher 
hat die haushaltslose Zeit im ersten Halbjahr 
2016 die Organisatoren sicher vor eine große 
Herausforderung gestellt. Grundsätzlich wür-
den wir es allerdings begrüßen, wenn man lang-
fristig weg von einer Festbetragsfinanzierung 
und hin zu einer Fehlbetragsfinanzierung kom-
men würde.  
 
(Beifall FDP) 
 
 
Auch wenn die Einnahmen in den vergangenen 
Jahren kontinuierlich angestiegen sind, so stei-
gen auch die Kosten bei fast gleich bleibenden 
Besucherzahlen. Allerdings zeigt der Anstieg 
der Einnahmen aus Standplatzvermietungen 
doch, dass die Breminale für Händler und Gast-
ronomen eine attraktive Veranstaltung darstellt. 
Möglicherweise bestehen hier oder auch beim 
Sponsoring noch weitere Potenziale, um Ein-
nahmen zu generieren. Es kann sicherlich er-
strebenswert sein, dass die Breminale langfris-
tig zum großen Teil auf eigenen Beinen stehen 
kann. Dies würde die Veranstalter auch unab-
hängiger machen. Natürlich sollte das nicht zu-
lasten der hohen Qualität der künstlerischen 
und kulturellen Beiträge geschehen. Die FDP-
Fraktion spricht sich für eine Methodik aus, mit 
der unter geringem Aufwand die Besucher-
ströme und Motivationen der Besucher gemes-
sen werden können. Diese Ergebnisse, die im 
Idealfall auch die Regionen, aus der die Besu-
cher stammen, enthalten, können dann zur Pro-
gramm- und Marketingoptimierung genutzt wer-
den. Alles in allem stellen wir fest, dass die Bre-
minale ein Veranstaltungsformat ist, gegen des-
sen Förderung wir uns nicht stellen wollen. Sie 
lockt nicht nur zahlreiche Besucher nach Bre-
men, sondern schafft auch für die Bremerinnen 
und Bremer ein jährliches kulturelles Highlight. 
 
(Beifall FDP) 
 
Wir freuen uns auf den kommenden Sommer 
und auf viele bunte Veranstaltungen an der We-
ser. - Ich danke Ihnen! 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Strunge. 
 
Abg. Frau Strunge (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich bin ja schon einmal froh, dass sich die 
FDP der Finanzierung nicht entgegenstellt. Wir 
haben heute hier vom Podium bereits einiges 
über die Breminale gehört, aber auch ich 
möchte noch einmal sagen, für mich ist Bremen 
ohne Breminale gar nicht vorstellbar.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
  
Die Zirkuszelte am Osterdeich verzaubern je-
des Jahr rund 200 000 Besucherinnen und Be-
sucher. Hier trifft sich halb Bremen, und es gibt 
wenige andere Angebote für Kinder, Jugendli-
che und Erwachsene jeden Alters, die so an-
sprechend sind wie dieses Musik- und Kultur-
festival. Die Breminale ist auch deshalb etwas 
ganz Besonderes, weil hier Menschen einfach 
hinkommen, Musik hören, tanzen oder die Feu-
erkünstlerinnen und -künstler bestaunen kön-
nen, ohne dafür auch nur einen einzigen Cent 
zu bezahlen. Das zeigt, dass der freie Eintritt 
wirklich die Zugangshürden zu kulturellen Ver-
anstaltungen massiv abbauen kann. Hier zeigt 
sich außerdem, dass der Begriff, der vor allem 
in den Siebzigerjahren geprägt wurde, auch 
heute noch praktisch umgesetzt werden kann, 
denn die Breminale ist Kultur für alle. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das hat sie nicht nur als Leitziel, sondern sie er-
reicht tatsächlich ganz unterschiedliche Alters-
gruppen, verschiedenste Bevölkerungsgrup-
pen, die man in dieser Heterogenität wohl bei 
sehr wenigen kulturellen Angeboten in Bremen 
finden kann. 
 
Ich habe mich die ganze Zeit gefragt, was denn 
eigentlich Herr Rohmeyer mit dieser Anfrage 
wollte. 
 
(Heiterkeit, Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen) 
 
Mir war die Stoßrichtung einfach nicht so richtig 
klar. Will er da jetzt Gelder wegnehmen, oder 
will er da stärker bezuschussen? Ich war ganz 
gespannt auf Ihren Redebeitrag und habe jetzt 
verstanden, Sie finden, die Bratwurst auf der 
Breminale ist zu teuer. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es stellt sich die Frage, ob man deswegen jetzt 
eine Große Anfrage dazu stellen muss. 
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(Abg. Senkal [SPD]: Er hätte es auch gleich sa-
gen können, dass es ihm zu teuer ist!) 
 
Ich rede gern über die Breminale, und ich spre-
che meinetwegen auch über die dortigen Brat-
wurstpreise oder die Bierpreise, denn was man 
doch einmal festhalten muss: Erstens steht es 
jedem frei, ob er Bratwurst, Döner oder was 
auch immer auf der Breminale konsumiert oder, 
wie Frau Dr. Kappert-Gonther schon gesagt 
hat, sich da selbst etwas mitbringt. 
 
(Abg. Rohmeyer [CDU]: Wir reden über soziale 
Teilhabe! Das ist genau das Thema!) 
 
Man kann sogar seinen Kasten Bier mitbringen, 
wenn man das möchte, und das ist ein Riesen-
unterschied! Ich weiß nicht, ob Sie zum Beispiel 
das große Festival aus Bonn kennen, die 
Rheinkultur, die es früher gab, ein riesiges Fes-
tival, umsonst und draußen, aber da gab es 
ganz massive Taschenkontrollen, dorthin 
konnte man nichts mitnehmen. Das heißt, bei 
dem Event war es wirklich so, wenn das Bier o-
der das Essen teuer waren, dann hat das gege-
benenfalls Menschen ausgeschlossen. Das ist 
bei der Breminale absolut nicht der Fall. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Deswegen ist es wirklich Unsinn, wenn Sie sa-
gen, die Breminale ist kein Festival für alle in 
Bremen, denn das stimmt absolut nicht. 
 
Was ich auch noch einmal sagen möchte, ist 
der Punkt, ja, die Bierpreise sind teurer gewor-
den, und ja, das ist natürlich für Publikum mit 
einem kleineren Geldbeutel schmerzhafter als 
für Publikum mit einem größeren Geldbeutel. 
Da stimme ich Ihnen zu, aber warum wurde das 
gemacht? 
 
(Zuruf Abg. Rohmeyer [CDU]) 
 
Das wurde gemacht, damit die Personen, die 
die Breminale aufbauen, die dabei sind und wie-
der abbauen, keinen Stundenlohn von zehn 
Euro, sondern von elf Euro bekommen. Hierzu 
würde ich sagen: Und das ist richtig! 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Denn die Menschen müssen für ihre Arbeit eini-
germaßen fair bezahlt werden. 
 
Wenn Sie des Weiteren darüber sprechen, wie 
man die Breminale verändern kann: Ich finde ja, 
dass die Politik sich da auch manchmal ein biss-
chen zurückhalten und das eher den Kultur-
schaffenden überlassen sollte. 

Sie sprechen über Nachwuchsförderung. Mein 
Eindruck ist, dass die Breminale auch ihren Bei-
trag zur Nachwuchsförderung leistet. Aus mei-
ner Sicht trägt die Breminale auch dazu bei, 
dass sich in Bremen verschiedene Akteure und 
Künstlerinnen und Künstler miteinander vernet-
zen. Wenn Ihnen die Nachwuchsförderung so 
wichtig ist, dann können wir gern auch an ganz 
anderer Stelle darüber reden, wie man in Bre-
men den Nachwuchs fördern kann, wie man 
ganzjährig Auftrittsmöglichkeiten für junge 
Künstlerinnen und Künstler schafft, wie man 
einmal eine Ansprechstelle für Menschen an-
bietet, die sich professionalisieren wollen. Das 
wären doch Themen, bei denen wir sehr gern 
zusammenarbeiten könnten, Herr Rohmeyer. 
 
(Abg. Senkal [SPD]: Das haben wir auch mit der 
Musikszene!) 
 
Zusammenfassend möchte ich sagen, für mich 
ist die Breminale ein großartiges Festival mit 
vielfältigem Kulturprogramm. Die Gruppe der 
aktiven Künstlerinnen und Künstler vergrößert 
sich jährlich, das haben wir jetzt aus der Großen 
Anfrage entnommen. Die Besucherinnen- und 
Besucherzahlen steigen, zumindest gefühlt. Die 
Kosten steigen auch, die Einnahmeseite aller-
dings ebenfalls.  
 
Ich sehe es anders als Frau Kohlrausch, auch 
das möchte ich noch einmal sagen, ich glaube 
nicht, dass beispielsweise bei den Standgebüh-
ren noch so viel Luft nach oben ist, denn wenn 
Sie sich einmal die Zahlen genauer angeschaut 
haben, dann müssten Sie eigentlich festgestellt 
haben, dass sich die Standgebühren zwischen 
den Jahren 2013 und 2016 mehr als verdoppelt 
haben. Das mussten die Macherinnen und Ma-
cher tun, um eben mehr Einnahmen zu erzielen.  
 
Trotzdem stellt sich hier aber die Frage, wer 
sich denn jetzt den Stand auf der Breminale 
noch leisten kann. Da ist es ein wirtschaftliches 
Risiko, das da eben gerade auch auf kleinere, 
auf kreativere Akteure, die eben nicht Pommes 
Frites oder Bratwurst anbieten, sondern einmal 
etwas anderes, umgewälzt wird. Deswegen 
würde ich jedoch nicht sagen, dass wir jetzt 
noch den Machern von der Breminale vorschla-
gen, die Standgebühren noch stärker zu erhö-
hen, denn ich glaube, das ist der falsche Weg. 
Herr Rohmeyer, natürlich könnte man da viel-
leicht noch mehr herausholen, denn die Ge-
winnmargen sind natürlich bei Pommes Frites 
und Bratwurst wesentlich höher, als wenn man 
vegetarische Quesadilla oder so etwas anbie-
tet, wo einfach die Zubereitungszeit viel mehr 
kostet. Das ist aber doch auch das Besondere 
an der Breminale, dass man dorthin geht und 
sich anschaut, was es denn auf dem Festival 
gibt und konsumiert werden kann. Das ist doch 
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spannend! Es ist eben sogar nicht nur mit Mu-
sik, sondern auch mit einem kulinarischen Er-
lebnis verbunden, und ich finde, auch das muss 
unbedingt erhalten bleiben. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Ein wichtiger letzter Punkt! 
 
(Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss! Ich habe trotzdem 
noch einmal eine ganz konkrete Frage an die 
Staatsrätin Frau Emigholz. Es wurde jetzt von 
der SPD und von den Grünen gesagt, dass wir 
einen festen Haushaltstitel haben. Na ja, das ist 
ein bisschen kompliziert, es gibt den Projektmit-
teltopf, und innerhalb dieses Projektmitteltopfs 
war die Breminale fest gesetzt, weil wir gesagt 
haben, ja, wir wollen das auf jeden Fall. Das ist 
aber für mich kein fester Haushaltstitel, sondern 
für mich ist ein fester Haushaltstitel - 
 
(Glocke) 
 
ich komme zum Schluss! - ein Titel, der außer-
halb dieser Förderung steht und fest ist. Da 
möchte ich Sie einfach noch einmal fragen, wie 
sieht es damit aus? Wird es diese institutionelle 
Förderung im Jahr 2017 geben? Meine zusätz-
liche Frage: Wie ist die Situation bei den Ver-
handlungen mit der Wirtschaftsförderung Bre-
men,  
 
(Glocke) 
 
denn ich finde, auch die WFB könnte sich we-
sentlich stärker beteiligen! - Vielen Dank! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kappert-
Gonther. 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen)*): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich hatte mich nach der 
FDP noch einmal gemeldet, ich möchte aber 
vorher doch noch einmal anknüpfend an Frau 
Strunge zwei Dinge sagen. Wenn Sie hineinru-
fen, Herr Rohmeyer, es ginge um soziale und 
kulturelle Teilhabe, dann sage ich: Ja, genau, 
darum geht es! Hingehen, zuhören, sich freuen, 
sich treffen, Musik hören, vollkommen nieder-
schwellig, das ist kulturelle Teilhabe. Super! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Dann ist noch einmal die Frage der Bratwurst 
angesprochen worden. Wir finden, es ist eine 

super Entwicklung, dass der Bioanteil kontinu-
ierlich steigt. Im Übrigen steigt auch der Anteil 
von Biofleisch, aber auch von anderen vegeta-
rischen Produkten. 
 
Wenn ich schon hier über diese kulinarischen 
Besonderheiten spreche, dann möchte ich das 
Deichbankett erwähnen: Am Sonntag ist immer 
diese riesig lange mit Blumen geschmückte Ta-
fel aufgebaut, und alle Menschen können sich 
etwas zu essen holen. Man kann miteinander 
sprechen, ob es nun Wildfremde sind oder ob 
man sich mit Freundinnen und Freunden verab-
redet hat, das ist eine tolle Sache. Also, das 
Deichbankett, auch für den Kollegen Jan Saffe 
noch einmal erwähnt!  
 
Zum FDP-Vorstoß möchte ich aus der Sicht der 
Grünen, aber, wie ich glaube, auch für die Koa-
lition sagen, Ihre Meinung teilen wir ganz und 
gar nicht. Wir sind überhaupt nicht der Auffas-
sung, dass es hier um eine Ausgleichszahlung 
gehen sollte, eine Fehlbedarfszahlung, die Sie 
vorgeschlagen haben, sondern ganz im Gegen-
teil, wir plädieren für eine bessere und klarer ge-
fasste Absicherung. Darum schlagen wir ja 
auch eine institutionelle Förderung vor. - Vielen 
Dank!  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Strunge. 
 
Abg. Frau Strunge (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich weiß, dass ich eben meine Redezeit 
überzogen habe, deswegen mache ich es jetzt 
auch ganz kurz und gehe davon aus, dass ich 
nur noch ungefähr zwei Minuten spreche. 
 
Ich möchte doch noch einmal einen wichtigen 
Punkt ansprechen: Wenn man bei Großen An-
fragen die zentralen Fragen nicht stellt, dann 
bekommt man natürlich darauf auch keine Ant-
worten. Ich glaube, dass ganz zentrale Fragen 
in Ihrer Anfrage fehlen, nämlich die Fragen: Wer 
stemmt eigentlich die Breminale? Wer ist ei-
gentlich dafür verantwortlich, dass wir jedes 
Jahr diese märchenhafte Glücksinsel an der 
Weser wiederfinden? Sind eigentlich die not-
wendigen Personalkapazitäten vorhanden?  
 
Ich glaube, meine Damen und Herren, hier 
drückt der Schuh, denn die Organisatoren brau-
chen neben einer verlässlichen Planungssi-
cherheit durch einen Haushaltstitel, eine institu-
tionelle Förderung und verlässliche Gelder von 
der WFB vor allem eine personelle Unterstüt-
zung. Wenn immer mehr Künstlergruppen auf-
treten, wenn sich das Rahmenprogramm immer 
weiter ausweitet, wenn mehr Stände auf der 
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Breminale vertreten sind, dann erfordert das na-
türlich ein deutliches Plus bei der  Koordination, 
denn die Koordination muss irgendwie geleistet 
werden.  
 
Die Leitung der Breminale sagte in einem Inter-
view im Jahr 2016 ganz klar, der personelle Be-
reich müsste dringend aufgestockt werden. Ich 
glaube, das kann man nachvollziehen, wenn 
man sich überlegt, wieviel Aufwand mit der Or-
ganisation dieses Festivals verbunden ist. 
Wenn man dann sieht, dass das Personal aus 
zwei Gesellschaftern, die heute hier zu Gast 
sind, und zwei weiteren Praktikantenstellen be-
steht - nichts gegen Praktika, gerade wenn sie 
vergütet werden, kann das auch eine sehr inte-
ressante Arbeit sein, ich möchte den jungen 
Menschen auch gar nicht  die Arbeit nehmen, 
dieses Festival mit zu planen -, dann glaube ich, 
dass Praktikantinnenstellen keine festen Ar-
beitsplätze ersetzen können. Es kann nicht 
sein, dass man auf diese Stellen ausweicht o-
der die Gesellschafter für ihre verantwortungs-
volle und wichtige Arbeit nicht genügend Hono-
rar oder Gehalt bekommen, weil die notwendi-
gen Finanzmittel fehlen. Deswegen müssen wir 
uns insbesondere mit der WFB ins Benehmen 
setzen. - Vielen Dank!  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Staatsrätin Emigholz. 
 
Staatsrätin Emigholz*): Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Unab-
hängig davon, welche Tiefenschärfe die De-
batte zur Breminale erreicht hat, die inzwischen 
in dieser Stadt hoch gewollt und akzeptiert ist, 
ist es doch gut, wenn wir einmal über Projekte 
im Parlament reden, die von Erfolg gekrönt sind 
und auch damit Entwicklung Raum verschaffen. 
Das ist ganz wichtig.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Deswegen gilt, bevor ich auf Ihre konkreten Fra-
gen antworte, mein erster Dank den Veranstal-
tern der Breminale, denn ich glaube, wir müs-
sen zwischen ihnen und ihrem Beitrag, gerade 
die künstlerischen Projekte zu ermöglichen, und 
denen trennen, die mit der Gastronomie Geld 
verdienen. Es ein Gefälle vorhanden, und die-
ses Gefälle müssen wir im Auge haben. Wir 
müssen uns mit denjenigen beschäftigen, die 
das Festival veranstalten, die die Qualität orga-
nisieren, die die künstlerische Entwicklung initi-
ieren, auch für Künstlerinnen und Künstler aus 
der Region, und damit einen wertvollen Beitrag 
zur Entwicklung der freien Szene leisten, meine 
Damen und Herren! Das ist ganz, ganz wichtig, 
und das ist auch meine Auffassung. 

Ich denke, dass die Programmgestaltung nach 
wie vor bei denen liegen sollten, die etwas von 
Programmarbeit verstehen. Kunst- und Kultur-
förderung schafft Rahmenbedingungen und 
setzt sie nicht selbst. Trotzdem sollten wir uns 
jetzt einmal dem Wirrwarr der Haushaltslage 
zuwenden, damit es verstanden wird. Die De-
putationssprecherin hat gefragt, und deshalb 
kann man am einfachsten antworten. Das 
würde ich gern tun.  
 
Meine Damen und Herren, ich darf Sie zur all-
gemeinen Lektüre auf den Produktplan 22, der 
im Übrigen auf die Grundlage für die Kulturför-
derung hinweist, sowie auf den Haushaltstitel 
3288/686 11-6, das ist der Haushaltstitel der 
Breminale, hinweisen Ich darf Ihnen sagen, 
dass wir das, was Sie im Herbst 2014 als ver-
antwortliche Parlamentarier beschlossen ha-
ben, umgesetzt haben.  
 
 
Aus welchen Gründen ist es zu Irritationen ge-
kommen? Der Haushalt wurde nach der Wahl 
beschlossen, und wir haben mit der Förderung 
der Breminale, um sie notwendig zu machen, 
eine Vorabentscheidungsliste herausgegeben, 
und das hat zu diesen Irritationen geführt. Es 
gibt aber natürlich den Willen und die Umset-
zungsbereitschaft der Verwaltung, das zu tun, 
und das ist auch dokumentiert. 
  
 
Ich würde gern etwas zum jetzigen Verfahren 
und zu dem sagen, was Frau Strunge ange-
sprochen hat und was Frau Kappert-Gonther 
wichtig war. Wir werden uns darüber unterhal-
ten müssen, ob es vernünftig ist, die Projektbe-
reiche der freien Szene, bei denen wir insge-
samt sagen müssen, dass das eigentlich zu-
sätzliche Hilfen sind, damit sie arbeiten kann, 
die korrekterweise nicht sämtlichst in den Haus-
halt übertragen werden,  sodass wir dann tat-
sächlich den Topf, wie wir ihn jetzt aufgeteilt ha-
ben, für die institutsunabhängigen Projektge-
stalter freihalten. Darüber werden wir uns im 
Zuge der Haushaltsberatungen unterhalten, 
und ich lade Sie herzlich dazu ein, sich einzu-
bringen.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Auf die Breminale bezogen mache ich folgen-
den konkreten Vorschlag: Wir setzen uns mit 
Herrn Maurer und Frau von Essen im Zuge der 
Haushaltsberatungen noch einmal zusammen, 
um  Bedingungen zu diskutieren, wie es eigent-
lich weitergehen kann, weil es eine Trennung 
zwischen den wirtschaftlichen Akteuren und 
den künstlerischen Akteuren gibt, und wie man 
eine gemeinsame Klammer finden kann. Das ist 
der erste Teil meines Vorschlags.  
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Den zweiten Teil meines Vorschlags will ich 
Ihnen nachrichtlich zur Kenntnis geben: Wir ha-
ben bereits kollegial an den Senator für Wirt-
schaft geschrieben und darauf hingewiesen, 
dass wir die Verstetigung auch noch konse-
quenter gemäß Beschlussfassung beabsichti-
gen, die wir schon haben und die wir auch um-
gesetzt haben, und darum bitten, sich auch zu 
dieser Sache zu verhalten. Das obliegt den Kol-
legen aus der Wirtschaftsförderung. Das müs-
sen sie prüfen. Wir haben das an unsere Kolle-
gen auf der Arbeitsebene adressiert. Dann 
hätte man eine einheitliche Strukturierung. Das 
muss in den zuständigen Ausschüssen beredet 
werden, der Haushaltsgesetzgeber sitzt dann 
mit am Tisch. 
 
Insofern, glaube ich, haben wir für die Bremi-
nale eine wirklich gute Perspektive gefunden, 
um dieses Projekt zu entwickeln, und wir kön-
nen damit auch sagen, dass niedrigschwellige 
Arbeit abgesichert wird, und sie ist barrierefrei. 
Ich schließe mich all den Diskutanten an, die sa-
gen: Eintrittsfreiheit in dieser Form zu einem 
sehr hochwertigen Programm, das ist schon 
eine Leistung des Staates.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Der erste Schritt aus der Sicht des Kulturres-
sorts, das sage ich auch ehrlich, ist die Siche-
rung dieses Programms, dieser programmati-
schen Arbeit und dass wir den Zugang zu sol-
chen Projekten ermöglichen, denn der Eintritt in 
Konzerte dieser Klasse, die angeboten werden, 
ist auf dem freien Markt natürlich um ein Erheb-
liches teurer, das wissen wir doch alle. Deswe-
gen muss jeder für sich entscheiden, ob er sich 
selbst versorgt oder ob er sich etwas kauft, ge-
zwungen zum Kaufen ist er oder sie allerdings 
nicht. Das finde ich wichtig.  
 
 
Wichtig finde ich auch, dass wir dadurch eine 
erstklassige Sommerbespielung haben und zur 
Attraktivität der Stadt beitragen, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
denn die Kulturförderung ist natürlich immer von 
der eigenen Werthaltigkeit des Bereichs getrie-
ben, aber auch aktive Standortförderung, und 
sie soll auch die Bindung der Menschen an ihre 
Stadt weiter festigen. Ich glaube, dass wir uns 
alle in dem Punkt einig sind, sodass wir sagen 
können, die Bindung der Menschen an ihre 
Stadt, an das, was sie in ihrer Stadt erleben und 
was sie mitnehmen, selbst wenn wir in Gummi-
stiefeln zur Breminale gehen, heißt immer, dass 
die Breminale auch einen wichtigen Beitrag zu 
dem Projekt leistet: Bindung an die Stadt zu 
empfinden, Bindung zu realisieren! 

Ich bin allen dankbar, dass Bremen eine le-
benswerte Stadt ist und dieses Kulturprojekt - in 
besonderer Weise aus der freien Szene gestal-
tet - einen Beitrag dazu leistet.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Rohmeyer.  
 
Abg. Rohmeyer (CDU)*): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Die Formulierung 
mit dem Butterbrot, lieber Herr Kollege Senkal, 
wurde von der Kollegin Frau Dr. Kappert-Gon-
ther hier eingebracht. Wir werden uns das für 
die nächsten Teilhabedebatten merken,  
 
(Beifall CDU) 
 
dass hier einfach gesagt wird, dann sollen sie 
eben ein Butterbrot mitnehmen. Meine Damen 
und Herren, das kann nun auch nicht der An-
spruch sein! 
 
(Beifall CDU - Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Wenn es Ihnen passt, drehen Sie es so, ich 
nehme das soweit zur Kenntnis, aber ich will da-
raus jetzt hier keinen Butterbrot- und Bratwurst-
streit machen. 
 
Interessanter ist ja, und ich hatte es hier schon 
als Erster gesagt, dass wir zum Thema instituti-
onelle Förderung zumindest hier im Parlament 
alle dieselbe Meinung haben. Eine Botschaft 
von heute ist, dass die Staatsrätin immerhin an-
scheinend auch mitgeteilt hat, dass der Kultur-
senator - er oder seine Vertreterin im Amt, das 
weiß man nicht - dem Wirtschaftssenator einen 
Brief geschrieben hat, dass eben auch das Wirt-
schaftsressort zu einer Verstetigung und weg 
von den Projekten kommt. Damit haben wir 
doch zumindest etwas erreicht, meine Damen 
und Herren, wenn wir wollen - und darin waren 
wir uns auch, glaube ich, einig -, dass es die 
Breminale weiter regelmäßig geben soll.  
 
Für absurd halte ich, dass Sie, Frau Strunge, 
gesagt haben, dass wir uns jetzt noch über die 
Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Ge-
danken machen sollen. Ich hatte mit Frau von 
Essen auch im letzten Jahr ein Gespräch im 
Vorfeld, ich habe darin übrigens auch meine 
Meinung zu den von mir hier schon erwähnten 
Getränke- und Verzehrpreisen geäußert. Auf 
der Homepage sind sieben Menschen benannt. 
Das ist eine etwas andere Zahl als in der vorlie-
genden Antwort, aber es ist auch nicht unsere 
Sache, sondern es ist dann tatsächlich Sache 
von Sternkultur, wie das organisiert wird. Das 
kann dann auch nicht - -. 
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(Abg. Frau Strunge [DIE LINKE]: Aber sie brau-
chen doch das Geld dafür, Herr Rohmeyer, das 
verstehen Sie doch auch!)  
 
Ja natürlich, aber wir wollen auch keinen VEB 
Breminale daraus machen, liebe Frau Strunge! 
 
(Beifall CDU, FDP, LKR) 
 
Das muss man am Ende auch noch einmal fest-
halten. Darüber können wir dann tatsächlich po-
litisch auch unterschiedlicher Meinung sein, es 
soll am Ende kein Staatsbetrieb werden. Ich 
gehe schon davon aus, dass erfahrene Veran-
staltungsorganisatoren auch wissen, mit wie 
vielen Leuten sie in welcher Zeit was organisie-
ren können.  
 
Die Botschaft muss doch sein, und das nehme 
ich jetzt einmal aus der gemeinsamen Äuße-
rung mit, erstens: Wir wollen, dass es die Bre-
minale in abgesicherter Form in Zukunft weiter 
gibt. Das war eine Botschaft, eine Gemeinsam-
keit aller Fraktionen. Ich würde mir wünschen, 
dass wir diese Debatte - -. Darum habe ich 
diese große Anfrage gestellt, und Sie gestatten, 
dass ich die Fragen stelle, die ich stellen 
möchte, Frau Strunge! Wenn Sie Fragen stellen 
möchten, können Sie ja auch eine eigene An-
frage einreichen.  
 
(Beifall LKR) 
 
Sie haben es nicht gemacht, wir haben es ge-
macht, das ist der Unterschied. Wir wollen, dass 
wir dann auch zum 30. Geburtstag über die Bre-
minale reden. Das tun wir hier. Wir können uns 
dann gern in der Kulturdeputation, Frau Staats-
rätin, berichten lassen, was der Wirtschaftssen-
ator auf Ihr Schreiben geantwortet hat. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
 
Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.  
 
Die Aussprache ist geschlossen.  
 
Die Stadtbürgerschaft nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 14/415 S, auf die 
Große Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.  
 
 
Ermäßigte Eintrittsgelder für Sozialrentner 
Antrag des Abgeordneten Tassis (AfD) 
vom 10. Januar 2017 
(Drucksache 19/440 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Stahmann.  

Die Beratung ist eröffnet.  
 
Als erster Redner hat der Abgeordnete Tassis 
das Wort.  
 
Abg. Tassis (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kollegen des Hohen Hauses! Wir 
hatten gerade das Thema Teilhabe. Das Thema 
Teilhabe gilt, denke ich, auch für Sozialrentner 
unserer Stadt. Da sind mir doch einige Dinge 
zugetragen worden, dass das Angebot des Bre-
men-Passes und andere ermäßigte Eintrittsgel-
der und Angebote, die es in unserem Bundes-
land in der Stadt Bremen gibt, scheinbar doch 
auf etwas willkürlichen Füßen stehen. 
 
Zum einen war bis zum Ende des Jahres 2016 
eine wahrhaft skandalöse Regelung scheinbar 
im Schwange, jetzt durch das Eingreifen des 
Theaters am Goetheplatz selbst abgeschafft, 
aber man musste als Sozialrentner tatsächlich 
beim Theater darauf warten, bis die letzten Kar-
ten vergeben worden waren, und wenn alle Kar-
ten vergeben waren, konnten die älteren Rent-
nerinnen und Rentner aus Bremen-Nord oder 
woher sie sonst angereist waren, wieder nach 
Hause gehen. Es kann nicht sein, dass ein sol-
ches Angebot tatsächlich besteht! Dieses Prob-
lem ist abgeschafft, allerdings nicht dank des 
Bremer Senats, wenn ich es richtig verstanden 
habe, sondern dank des Engagements des 
Theaters am Goetheplatz selbst.  
 
Auch bei der Staatsbibliothek, also ebenfalls ei-
nem großen öffentlich-rechtlichen Betrieb hier 
bei uns, müssen Sozialrentner aus irgendwel-
chen Gründen anders als Studenten und an-
ders als Flüchtlinge einen Beitrag zahlen. Wa-
rum müssen sie das tun? Studenten sind nicht 
unbedingt, jedenfalls nicht zwingend, arme 
Leute, und Flüchtlinge sind ja neu Hinzugezo-
gene, die im Grunde nicht besser gestellt wer-
den sollten als Sozialrentner. Nun ist es völlig in 
Ordnung, dass beide Gruppen - -. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Was sind denn Sozi-
alrentner?) 
 
Sozialrentner sind Rentner, die unter dem nor-
malen Finanzierungsniveau liegen, also unter-
halb des Sozialhilfeniveaus Rente bekommen 
und dann quasi aufstocken. Diese Personen-
gruppe - wir diskutieren ja auch in der Sozialde-
putation über die Mietzuschüsse et cetera - 
muss also hinnehmen, dass Studenten und 
Flüchtlinge bessergestellt sind. Das kann so 
nicht sein, obwohl natürlich die Regelung an 
sich prima ist. Selbstverständlich sollen sich 
Flüchtlinge mit einem VHS-Deutschkurs gern 
umsonst - das ist selbstverständlich, das ist ja 
wunderbar, wenn der Bildungsdrang besteht - 
ihre eigene Literatur bei der Stadtbibliothek für 
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umsonst aussuchen, aber warum Sozialrentner 
dann einen Beitrag von 15 Euro zahlen müssen, 
erschließt sich der AfD nicht.  
 
 
Kurzum, die vier Punkte des Antrags sind in ei-
nen zusammenzufassen: Es sollte immer so 
sein, dass Sozialrentner als die ärmste und am 
längsten hier wohnende Bevölkerungsschicht 
dieser Stadt bei ihren vergünstigten Eintritten 
mindestens und beständig auf dem gleichen Ni-
veau behandelt werden wie Studenten und 
Flüchtlinge. Dafür ist Sorge zu tragen. Darauf 
zielt mein Antrag. - Vielen Dank!  
 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert das Wort.  
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Was wir 
hier erlebt haben, war der Versuch, Gruppen, 
die finanziell nicht gut gestellt sind, gegeneinan-
der auszuspielen und dadurch, dass man einen 
neuen Kampfbegriff prägt, dafür zu sorgen, 
Leute zu solidarisieren und andere zu entsoli-
darisieren. Das finde ich fatal, und das ist dane-
ben! 
 
(Beifall FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie ignorieren gänzlich, was es in dieser Stadt 
gibt, indem Sie hier versuchen, einen Keil zwi-
schen Gruppen zu treiben, zwischen die kein 
Keil gehört. Es gibt einfache und verbilligte Ein-
tritte in Bildungs- und Kultureinrichtungen. Na-
türlich müssen diese Einrichtungen, gerade 
wenn sie nicht vollstaatlich sind und in vollem 
Umfang auf Steuermittel zurückgreifen können, 
schauen, wie sie kalkulieren. Es gibt aber eben 
Möglichkeiten für Einkommensschwache, die 
auf staatliche Zuwendungen angewiesen sind.  
 
 
Herr Röwekamp hat ja gefragt, was Sie unter 
Sozialrentnern verstehen, um Ihren Begriff ein-
mal zu verwenden. Ich verstehe darunter Men-
schen, die Hilfe zum Lebensunterhalt und 
Grundsicherung im Alter erhalten. Die haben 
aber seit März 2015 - wie viele andere Gruppen 
in Bremen - die Möglichkeit, den Bremen-Pass 
zu erhalten. Diesen Bremen-Pass gibt es, den 
kann man beantragen und erhalten. Mit diesem 
Bremen-Pass kann man dann auch vergünstigt 
Eintritte bekommen.  
 
(Beifall FDP, SPD - Abg. Tassis [AfD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage.) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Herr Dr. Buhlert, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Tassis? 

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Nein, ich möchte zu-
sammenhängend ausführen. Es geht eben da-
rum, mit diesem Bremen-Pass Vergünstigun-
gen zu bekommen. Natürlich gibt es Unter-
schiede zwischen einzelnen Gruppen, aber 15 
Euro im Jahr für einen Stadtbibliotheksausweis 
halte ich für eine zumutbare Größenordnung, 
wenn man Teilhabeleistungen haben will. Mit 
diesem Bremen-Pass bekommen Leistungs-
empfänger der Grundsicherung, Arbeitssu-
chende, ALG-II-Bezieher, bekommen Empfän-
ger von Leistungen nach dem Sozialgesetz-
buch XII, von Hilfe zum Lebensunterhalt und 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung entsprechende Vergünstigungen. Leis-
tungsempfänger nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz bekommen solche Möglichkeiten, 
Bezieher von Hilfe zum Lebensunterhalt im 
Rahmen der Kriegsopferfürsorge können den 
Bremen-Pass nutzen und Empfänger von Leis-
tungen für Bildung und Teilhabe bei Bezug von 
Wohngeld oder Kinderzuschlag bis zum vollen-
deten 25. Lebensjahr. Ich finde, das ist eine 
große Leistung, die die Stadt hier erbringt. Sie 
ermöglicht nämlich eine Teilhabe, und insofern 
bedarf es Ihres Antrages wahrlich nicht. Er ist 
nichts anderes als der Versuch, hier Gruppen 
zu spalten!  
 
(Beifall FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat Frau Senatorin Stahmann das Wort.  
 
Senatorin Stahmann*): Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Dr. Buhlert, Sie haben es auf den Punkt ge-
bracht. Bremen hat eine ganz lange Tradition. 
Herr Tassis, vielleicht haben Sie das nicht rea-
lisiert, schon seit den Achtzigerjahren gibt es in 
Bremen verschiedene Pässe, um die kulturelle 
Teilhabe, um die Teilhabe von Menschen mit 
geringem Einkommen zu fördern. Darauf sind 
wir auch zu Recht stolz. 
 
Im Jahr 2015 hat das Bündnis für sozialen Zu-
sammenhalt im Rathaus getagt, auch Abgeord-
nete, die heute hier im Hause vertreten sind, 
waren damals an der Diskussion beteiligt. Wir 
haben uns seinerzeit dazu entschlossen, einen 
Bremen-Pass einzuführen, der verschiedene 
Berechtigte umfasst, und zwar eine viel größere 
Gruppe als die, die Sie hier eben versucht ha-
ben zu bezeichnen, nämlich die Leistungsemp-
fängerinnen und Leistungsempfänger der 
Grundsicherung,  Arbeitssuchende nach dem 
Arbeitslosengeld II fallen in den Kreis der Be-
günstigten, auch nach dem Sozialgesetzbuch 
des SGB II, dann die Leistungsempfängerinnen 
und Leistungsempfänger nach SGB XII und die 
Leistungsempfängerinnen und Leistungsemp-
fänger nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
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Selbst die Bezieherinnen und Bezieher von Hil-
fen zum Lebensunterhalt im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge sind Begünstigte. Sie kön-
nen den Bremen-Pass bekommen. 
 
Unter bremen.de finden sie ganz unbürokra-
tisch die Angebote, die fortlaufend ergänzt wer-
den, Angebote des Theaters bis hin zu ver-
schiedenen kulturellen Einrichtungen. Sie ha-
ben versucht, uns in 120 Sekunden zu eröffnen 
und eine Debatte zu führen, in der Sie die Mei-
nung vertreten, in Bremen seien die Rentner 
benachteiligt, und für die Flüchtlinge werde al-
les getan. Damit haben Sie ja recht schnell ge-
zeigt, welche Meinung Sie vertreten.  
 
Das ist nicht der Fall, Herr Tassis, sondern der 
Bremer Senat kümmert sich um alle Bremerin-
nen und Bremer, und dazu gehören auch die 
Menschen, die geflüchtet sind. Wir kümmern 
uns aber natürlich genauso um die Menschen, 
die hier schon ganz lange leben, und dafür ha-
ben wir zahlreiche Beweise. Die Debatte, die 
Sie hier eröffnen, ist einfach zu plump, und es 
ist einfach auch schäbig, das auf dem Rücken 
von Geflüchteten zu machen, die Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezie-
hen, die noch deutlich unter den Hartz-IV-
Sätzen liegen.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Ich sage es noch einmal: Ich halte das für abso-
lut schäbig und an den Haaren herbeigezogen!  
 
Wenn Sie Fälle nennen können, in denen Men-
schen benachteiligt werden, dann benennen 
Sie sie konkret in der Sozialdeputation. Wir ge-
hen diesen Fällen dann nach, wir klären sie auf, 
aber auf Ihre Manöver habe ich als Sozialsena-
torin wenig Lust. Eine Stadt ist nur stark, wenn 
Bevölkerungsgruppen nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Das, was Sie hier machen, 
mag vielleicht Vorwahlkampf sein, aber es taugt 
nicht für die Stadtbürgerschaft. - Danke schön! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Herr Tassis hat das 
Wort zu einer Kurzintervention. 
 
Abg. Tassis (AfD)*): Zwei Dinge gebe ich zur 
Kenntnis: Ich habe nur vom Bremen-Pass gere-
det, der im Bereich der Sozialrentner unzu-
reichend ist. Von anderen Gruppen sind mir 
keine Beschwerden zugetragen worden, son-
dern die beiden Beispiele, die ich genannt habe, 
sind eben Dinge, die ich doch erwähnenswert 
fand.  
 

Zweitens: Der Begriff Sozialrentner ist ein Be-
griff, der erst in der Sozialdeputation in der letz-
ten Woche in Bezug auf die Mietzuschüsse für 
die ganzen Wohnungen nach dem Sozialge-
setzbuch gefallen ist.  
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Das heißt, Sie waren 
letzte Woche nicht in der Sozialdeputation!) 
 
Insofern: Das ist ein völlig anerkannter, norma-
ler Begriff, der so ist, wie er ist.  
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Nein!) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Wer dem Antrag des Abgeordneten Tassis, 
AfD, mit der Drucksachennummer 19/440 S 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
DIE LINKE, FDP, LKR) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab.  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Einstimmig! Er hat 
nicht mitgestimmt!) 
 
 
Rückkehrrecht für Bewohnerinnen/Bewoh-
ner der Schlichtsiedlungen sichern! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 7. Februar 2017 
(Drucksache 19/455 S) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Obdachlosigkeit bekämpfen, Schlichtwoh-
nungen erhalten! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 11. Mai 2016 
(Drucksache 19/150 S) 
 
und 
 
Schlichtbauten abreißen - Neubau als 
Chance verstehen 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 24. Mai 2016 
(Drucksache 19/156 S) 
 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/455%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/150%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/156%20S
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sowie 
 
Obdachlosigkeit bekämpfen, Schlichtwoh-
nungen erhalten! 
Schlichtbauten abreißen - Neubau als 
Chance verstehen 
Bericht und Änderungsantrag der städti-
schen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, 
Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft 
vom 6. Februar 2017 
(Drucksache 19/453 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. 
Lohse. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort als Berichter-
statter der Abgeordnete Pohlmann.  
 
Abg. Pohlmann, Berichterstatter*): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Insbesondere auch ei-
nen herzlichen Gruß an die Bewohnerinnen und 
Bewohner der drei Schlichtwohnungsbereiche 
in Bremen, die heute als Besucher an der De-
batte teilnehmen, seien Sie herzlich gegrüßt! 
 
(Beifall SPD) 
 
Ich möchte als Sprecher der Deputation zu dem 
Bericht der städtischen Deputation für Bau vom 
6. Februar 2017 in der Stadtbürgerschaft wie 
folgt Stellung nehmen: Der Antrag, wie schon 
von der Präsidentin eben angekündigt, der 
Fraktion DIE LINKE, Obdachlosigkeit bekämp-
fen, Schlichtwohnungen erhalten, Drucksache 
19/150 S, und der Antrag der CDU-Fraktion, 
Schlichtwohnungen abreißen, Neubau als 
Chance verstehen, mit der Drucksachen-Num-
mer 19/156 S sind zur Beratung und zur Bericht-
erstattung an die städtische Deputation für Bau, 
Umwelt, Stadtentwicklung, Energie und Land-
wirtschaft überwiesen worden. 
 
  
Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt zu 
den inhaltlichen Punkten der Beratung und zu 
den Ergebnissen wie folgt Stellung nehmen: 
Zum ersten Bereich, die Schlichtwohnungen 
Am Sacksdamm/Alte Landwehr - -. 
 
(Unruhe - Glocke) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Ich bitte um Aufmerk-
samkeit! Bitte, Herr Pohlmann!  
 
Abg. Pohlmann, Berichterstatter: Die 
Schlichtwohnungen Am Sacksdamm/Alte Land-
wehr verfügen über eine Fläche von circa 9 200 

Quadratmetern und über rund 80 Wohneinhei-
ten. Der Zustand der Gebäude ist unterdurch-
schnittlich, fast keine Heizungsanlagen, kaum 
Warmwasser und schlechte Dämmung. Aus 
den genannten Gründen - soweit die sachliche 
Darstellung - strebt die Eigentümerin den Ab-
bruch dieser Wohnsiedlung und einen Neubau 
an. Die erforderlichen 25 Prozent für geförderte, 
bezahlbare Wohnungen sollen berücksichtigt 
werden.  
 
Die Wohnanlage Holsteiner Straße verfügt über 
rund 40 Wohneinheiten, davon sind aktuell 
noch acht vermietet. Nach Einschätzung der Ei-
gentümerin ist die Modernisierung der Wohnun-
gen wirtschaftlich nicht darstellbar. Wie es im 
Bericht ausgeführt wird, erwägt sie den Abriss 
und den Neubau von 60 Wohnungen an diesem 
Standort.  
 
Die Reihersiedlung verfügt über 52 Wohnein-
heiten, die einen sehr geringen Ausstattungs-
grad haben, derzeit wohnen noch circa 15 Miet-
parteien in dieser Anlage. Die Eigentümerin be-
absichtigt, diese Siedlung an einen sozialen 
Trägerverein zu verkaufen. Die Verhandlungen 
sind noch nicht abgeschlossen. Ich möchte da-
rauf hinweisen, dass das der Stand zum Zeit-
punkt der  Deputationssitzung gewesen ist. Wir 
werden mit Sicherheit gleich in der Debatte den 
Verhandlungsstand weiter konkretisieren kön-
nen, aber ich kann ja nur den Sachstand vortra-
gen, der zu dem damaligen Zeitpunkt vorgele-
gen hat.  
 
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Deputation hat zu den vorlie-
genden Anträgen folgende Beschlüsse gefasst: 
Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE: Die Depu-
tation empfiehlt der Stadtbürgerschaft, die Ziffer 
1 des Antrages abzulehnen. Begründung: Wa-
rum eine Milieusatzung gemäß Baugesetzbuch 
nicht anwendbar ist, wird in dem hier vorliegen-
den Bericht umfangreich dargelegt. 
  
Zum zweiten Punkt: Die Deputation empfiehlt, 
die Ziffer 2 des Antrags der Fraktion DIE LINKE 
in folgender Fassung zu beschließen, und ich 
möchte die Fassung hier zitieren: „Die Stadtbür-
gerschaft fordert den Senat auf, sofern die Ge-
spräche zwischen dem Verein Wohnungshilfe 
und der Vonovia nicht zu einem positiven Ab-
schluss kommen, dazu auch zur Errichtung und 
Entwicklung der Reihersiedlung Verhandlungen 
mit den Eigentümern der Immobilie, mit der 
GEWOBA, mit dem Verein für Innere Mission 
aufzunehmen.  
 
Ziel ist es, erstens, zu prüfen, ob die Siedlung 
tatsächlich baulich instand gesetzt werden 
kann. Zweitens ist ein sozialraumadäquates 
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Konzept für die Gestaltung, Belegung bezie-
hungsweise Vermietung und Betreuung der 
Siedlung unter Federführung des Sozialressorts 
zu erarbeiten. Dies soll Elemente des einfachen 
Wohnens für von Wohnungslosigkeit bedrohten 
Personen, aber auch die Integration von ande-
ren Zielgruppen beinhalten.“ 
  
Das sind die beiden Vorschläge, die wir entwi-
ckelt haben und die wir als Beschlussempfeh-
lung in der Stadtbürgerschaft nachher zur Ab-
stimmung stellen lassen wollen. 
  
Jetzt zum Antrag der CDU-Fraktion: Die Depu-
tation empfiehlt der Stadtbürgerschaft, die Ziffer 
1 des CDU-Antrags in folgender Fassung zu be-
schließen - ich zitiere den Beschlussvorschlag -
: „Die Stadtbürgerschaft nimmt den Abriss des 
zum Teil ausgebrannten und leer stehenden 
Gebäudekomplexe Holsteiner Straße 165 bis 
205 a und Am Sacksdamm/Alte Landwehr zur 
Kenntnis.“  
 
Die städtische Deputation - und das ist der 
nächste Beschlussvorschlag zum CDU-Antrag 
gewesen - empfiehlt der Stadtbürgerschaft, die 
Ziffer 2 des Antrags der CDU abzulehnen, da 
bereits seit geraumer Zeit intensive Gespräche 
mit der Vonovia laufen. 
  
 
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, soweit meine Ausführungen zu 
den Ergebnissen der Deputationsbefassung zu 
dem ganzen Paket der Schlichtwohnungen so-
wie zu der Beschlussempfehlung für die Stadt-
bürgerschaft. An dieser Stelle beende ich mei-
nen Bericht zu den Beratungen  und der Be-
schlussfassung der Baudeputation. - Danke 
sehr!  
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Bernhard.  
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Auch noch einmal ein herzliches Hallo an 
das Aktionsbündnis, an die Bewohnerinnen und 
Bewohner! Wir sind wieder an einem Punkt, an 
dem man fragen kann: Welche Verantwortung 
hat die Politik? Auch hier wird das deutlich. 
 
Seit die Vonovia die drei Schlichtsiedlungen 
übernommen hat, kämpfen die Bewohner für 
eine Perspektive für sich, für ihre Familien, für 
das Menschenrecht auf bezahlbaren Wohn-
raum, für ihren Verbleib im angestammten 
Quartier. Ich finde, eine solche Perspektive ist 
auch Aufgabe der Politik, und sie ist auch Auf-
gabe des Senats. 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn ich in der Vorlage des Ausschusses lese, 
die Vonovia wolle bezahlbare Wohnungen für 
eine Miete von acht Euro pro Quadratmeter er-
richten, dann muss ich sagen: Das ist keine Per-
spektive für die derzeitigen Bewohner, sie kön-
nen solche Mieten schlicht nicht bezahlen. Die 
richtige und beste Lösung wäre nach wie vor, 
maßvoll zu sanieren, sodass sie letztendlich 
dort bleiben beziehungsweise dorthin zurück-
kehren können.  
 
(Beifall DIE LINKE - Vizepräsident Imhoff über-
nimmt den Vorsitz.) 
 
Wie kann man das erreichen?  
 
Wir hatten beantragt, dass der Senat für die 
Schlichtwohnungen zum Schutze der Bewoh-
ner eine soziale Erhaltungssatzung erlässt, 
auch Milieuschutzsatzung beziehungsweise Mi-
lieuschutzverordnung genannt. Damit wären 
bauliche Veränderungen genehmigungspflich-
tig. Das heißt, es könnte renoviert werden, aber 
es gäbe eben keine Sanierungen, die letztend-
lich bedeuten, dass die Bewohner davon nichts 
haben, weil sie damit aus ihren Wohnungen 
verdrängt werden, und es kann nicht abgeris-
sen werden.  
 
Andere Kommunen machen so etwas. In Mün-
chen wohnen mehr als 250 000 Menschen in 
Wohnungen, die unter Milieuschutz stehen. 
München hat 21 solcher Erhaltungssatzungen 
für 141 000 Wohnungen. Berlin hat 33 Milieu-
schutzgebiete für 260 000 Wohnungen, das 
sind 18 Prozent aller Mietwohnungen in Berlin. 
Bremen hat keine einzige soziale Erhaltungs-
satzung. Hamburg arbeitet mit dem Instrument 
des Milieuschutzes, Frankfurt ebenfalls, Bre-
men nicht! Aus dem einzigen Grund, weil der 
Senat das unseren Wohnungsbaukonzernen 
nicht zumuten will!  
 
Als wir das erste Mal nach dem Milieuschutz ge-
fragt haben, hieß es noch, das gehe gar nicht. 
Inzwischen sagt der Senat, grundsätzlich wäre 
es möglich, aber im konkreten Fall gehe es 
eben gerade nicht. Die Schlichtsiedlungen wä-
ren als Gebiet nämlich zu klein für den Milieu-
schutz. Es gibt aber keine derartige Regel. 
München macht es nur für Gebiete mit mindes-
tens 1 500 Wohnungen, das ist richtig. In Berlin 
wurde aber auch schon eine Erhaltungssatzung 
für eine einzelne Wohnanlage gestattet, und 
zwar für 110 Wohnungen.  
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Und warum?) 
 
Und warum? Ja, warum? Das fragen Sie ein-
mal! Das scheiterte im Übrigen vor Gericht, 
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aber nicht aufgrund der Milieuschutzsatzung, 
sondern aufgrund anderer Formalfehler.  
 
(Abg. Crueger [SPD] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.) 
 
Des Pudels Kern ist doch letztendlich: Der Bre-
mer Senat will so etwas nicht, und dann werden 
eben irgendwelche Begründungen vorgescho-
ben. Richtig ist aber auch, beim Milieuschutz 
kann der Eigentümer darauf plädieren - und das 
ist eben der Punkt -, dass der Erhalt der Woh-
nungen ihm wirtschaftlich nicht zumutbar ist. 
Dann muss man aber eben sagen, gut, dann 
bezuschussen wir die Renovierung mit öffentli-
chen Mitteln.  
 
(Glocke) 
 
Vizepräsident Imhoff: Frau Kollegin Bernhard 
- -. 
 
Abg. Bernhard (DIE LINKE): Ich würde gern 
den Gedanken fortführen, ich komme gern in 
der zweiten Runde noch einmal darauf zurück! 
 
Es gibt im Baurecht kein verbrieftes Recht auf 
den Maximalgewinn. Genau der soll hier näm-
lich herausgeschlagen werden, und das kann 
man verhindern, wenn man es politisch will.  
 
Ich möchte noch einmal im Einzelnen auf un-
sere Anträge eingehen: Wir haben gefordert, 
dass es diesen Milieuschutz gibt, das ist das 
eine. Wir haben aber aktuell noch einen zweiten 
Antrag eingereicht, und darin geht es um das 
Rückkehrrecht. Das Rückkehrrecht bedeutet 
letztendlich für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner, dass sie diese Wohnungen an der Stelle, 
an der ihr sozialer Zusammenhalt existiert, wie-
der aufnehmen können, aber es heißt mindes-
tens, dass sie Wohnungen bekommen, die sie 
auch bezahlen können, beziehungsweise eine 
entsprechende Mietpreisbindung respektive 
Zusage oder Garantie für einen gewissen Zeit-
raum erhalten, damit sie überhaupt in der Lage 
sind, das perspektivisch für sich zu realisieren.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es handelt sich hier um Familien, die entspre-
chend große Wohnungen brauchen. Da kann 
man fragen, gibt es so etwas, können wir mit der 
Vonovia dahingehend verhandeln, dass genau 
das unter Bedingungen, die bezahlbar sind, zur 
Verfügung gestellt wird? Das ist doch das Min-
deste, was wir letztendlich an Verantwortung 
übernehmen können! 
 
Es gibt viele, die investiert haben, etwa in die 
Dämmung, in die Heizung, in die Ausstattung. 

Auch das sind Gelder, die letztendlich die Be-
wohner da hineingesteckt haben, die dann un-
wiederbringlich verschwunden wären, auch das 
muss man berücksichtigen.  
 
 
Ich möchte noch einmal sagen, wenn es hier in 
der Vorlage heißt, das Ressort gehe davon aus, 
dass in erster Linie die Eigentümerin für die Ver-
sorgung der Menschen aus beiden Siedlungen 
Sorge trägt, dann fragt man sich: In welcher 
Welt lebt denn der Senat überhaupt? Wieso 
sollte sich denn ein privater Wohnungsbaukon-
zern sozialer geben als wir als politisch Verant-
wortliche beziehungsweise der Bremer Senat? 
Das verstehe ich nicht. Was ist das für eine Er-
wartungshaltung?  
 
Ich muss sagen, es geht nicht darum zu sagen, 
hier sind die Bösen, da sind die Guten oder was 
auch immer, sondern da heißt es doch - -. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Doch! Darum geht 
nämlich!) 
 
Politische Verantwortung heißt, in Verhandlun-
gen mit dem Player zu treten, der auf dem Markt 
ist, und zu sagen, du möchtest das, wir möchten 
das, gibt es eine Grundlage, damit wir im Sinne 
der Bewohnerinnen und Bewohner, im Sinne 
unserer Bürgerinnen und Bürger hier in der 
Stadt, die nicht die soziale Potenz haben, um es 
zu schaffen, eine Perspektive auf dem Woh-
nungsmarkt geben? Darum geht es!  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich finde, dafür haben wir uns gemeinsam ein-
zusetzen, und deswegen haben wir auch die-
sen erneuten Antrag eingebracht. Ich wäre sehr 
dafür, dass wir uns damit auseinandersetzen! - 
Danke! 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Strohmann.  
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte 
Frau Bernhard, bei allem Verständnis für dieses 
Thema und bei aller Romantik - 
 
(Abg. Frau Bernhard ( DIE LINKE): Wieso Rom-
antik?) 
 
ich grüße von dieser Stelle aus namens der 
CDU-Fraktion das Aktionsbündnis und die Be-
wohner -, dort wohnen zu wollen, aber Ihre Pro-
paganda, die Sie hier machen, ist schon ziem-
lich grenzwertig.  
 
(Beifall CDU, SPD) 
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Dass Sie sich hier hinstellen und sagen mögen, 
dass es möglich sein, eine Milieusatzung zu er-
lassen! Sie haben die Städte genannt, wir reden 
über Hamburg, München und Frankfurt. Wir alle 
wissen, worum es eigentlich geht. Es geht da-
rum, dass irgendwelche Heuschrecken kom-
men, die Leute verdrängen, um irgendwelche 
Eigentumswohnungen zu bauen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ist die Vonovia 
keine Heuschrecke, die andere verdrängt?) 
 
 
Sehen Sie, Frau Vogt, das ist nämlich Ihr Prob-
lem, Sie müssen einmal Ihre Brille abnehmen. 
Die Vonovia ist eine private Wohnungsbauge-
sellschaft, aber sie ist doch keine Heuschrecke.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Sie hat auch nicht 
in der Holsteiner Straße vor, etwas anderes zu 
machen? Sie wohnen doch dort! Sie wissen 
doch, was sie dort machen wollen!) 
 
 
Frau Vogt, deswegen weiß ich auch, was sie 
dort macht. In Gröpelingen und Walle wohnen 
wahrscheinlich keine Millionäre. Dort besitzt die 
Vonovia Wohnungen, und sie vermietet sie zu 
sozial vernünftigen Mieten, und darum geht es.  
 
(Zuruf Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]) 
 
Eigentlich wollte ich das nur als Nebensatz er-
wähnen, weil ich genau diese Reaktion erwartet 
habe. Auf diese Weise kann man eigentlich 
keine Diskussionen führen. Man kann die Prob-
leme und den besten Weg diskutieren, aber 
das, was Sie hier machen, ist unredlich. Sie wol-
len hier im Grunde genommen nur öffentlich 
zum Ausdruck bringen, da sind die Bösen, und 
wir sind die Guten. Wir, die Linken, sind die Rä-
cher der Enterbten, und das ist nicht der Fall.  
 
(Beifall CDU) 
 
Die Wahrheit ist, wenn man sich mal diese 
Wohnungen anschaut - -. 
 
(Zuruf Abg. Frau Bernhard [DIE LINKE]) 
 
Entschuldigen Sie bitte, jetzt rede ich, Frau 
Bernhard, Sie können sich ja noch einmal mel-
den, denn wir haben ja noch eine zweite Runde 
verabredet!  
 
Ich kenne die Wohnungen. Ich kenne die Woh-
nungen in der Reiherstraße besonders gut, weil 
ich selbst dort wohne. Ehrlicherweise, dass wir 
heutzutage Menschen zumuten, in solchen Ver-
hältnissen zu wohnen - ohne warmes Wasser, 
mit Ofenheizung und dergleichen mehr -, ist ei-

gentlich eine ziemliche Schande für eine Stadt-
gesellschaft. So muss man das sehen! Deswe-
gen finde ich es auch richtig, dass man genau 
diesen Weg geht. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das finde ich völ-
lig richtig, und wo ist die Alternative? Wo denn?) 
 
Die Alternativen? Natürlich ist Wohnraum für 
die Betroffenen vorhanden. Bei aller Romantik, 
wo denn? Ja, wo denn wohl! 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Sie wissen doch, 
was mit den Bewohnern in der Holsteiner 
Straße los ist?) 
 
Frau Vogt, es ist alles gut, ich glaube, dass es 
richtig ist!  
 
Was passiert in Oslebshausen in der Reiher-
straße? Glauben Sie etwa, dass dort Villen ge-
baut werden? Wer zieht wohl in die Reiher-
straße? Erzählen Sie hier doch keinen Kokolo-
res! 
 
(Beifall CDU) 
 
Ich möchte abschließend für die erste Runde 
Sie bitten, für unseren Antrag zu stimmen! Im 
Grunde genommen sind drei Gebiete betroffen. 
Unser Antrag beschäftigt  sich noch einmal mit 
der Reiherstraße, denn für zwei Gebiete ist der 
Abriss bereits beschlossen.  
 
Wir sind der Meinung, dass wir die Chance für 
die Reiherstraße nutzen sollten, damit vernünf-
tige Wohnverhältnisse entstehen. Es ist nicht 
nur für die Bewohner wichtig, dass sie unter ver-
nünftigen Bedingungen leben, sondern auch für 
die Anwohner. In den letzten Jahren hat sich 
dort richtig Positives entwickelt. Man wird jetzt 
nicht gleich schief angeschaut, wenn man sagt, 
dass man in der Reiherstraße wohnt. Ich meine, 
es ist schon der richtige Schritt in die richtige 
Richtung.  
 
Ich sage Ihnen ganz ehrlich, wir schließen uns 
als CDU-Fraktion dem Beschluss des Beirats 
Gröpelingen an, der gegen die Stimmen der 
LINKEN mit den Stimmen der übrigen Fraktio-
nen beschlossen hat, die Reiherstraße neu zu 
bebauen. Ich glaube, das ist der richtige Weg, 
und dafür mache ich noch einmal Werbung.  
 
Der letzte Punkt, der von Ihnen in der Deputati-
onssitzung abgelehnt worden ist, befasste sich 
mit dem Abriss in der Reiherstraße. Ich bitte 
jetzt Herrn Pohlmann oder vielleicht einen an-
deren Vertreter der Koalition in der zweiten 
Runde um einige Erläuterungen, weil die Ge-
spräche bereits weit fortgeschritten sind. Mir ist 
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bekannt, dass die Gespräche mehr oder weni-
ger gescheitert sind. Es wird jetzt wohl noch 
nach ein paar Modellen gesucht. Wie geht es 
dort eigentlich weiter? Was muss man den Leu-
ten in Oslebshausen und vor Ort sagen? Es 
wäre ganz nett, wenn Sie dazu ein paar Hin-
weise geben würden.  
 
Wir werden ansonsten Ihre Anträge ablehnen, 
und vielleicht schließt sich die Koalition unse-
rem Antrag an. - Vielen Dank!  
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking.  
 
Abg. Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
weiß nicht, wie es Ihnen ging - zumindest die 
Mitglieder der Baudeputation haben es ja sehr 
eindringlich erlebt -, als wir vor einiger Zeit im 
Haus des Reichs zusammengesessen haben. 
Es war eine große Delegation vom Bündnis 
Menschenrecht auf Wohnen und vor allen Din-
gen aus der Holsteiner Straße anwesend. Sie 
saßen dort alle aufgereiht. Ein Abgeordneter, 
der heute auch anwesend ist, hat das Wort zu 
einem Zeitpunkt ergriffen, an dem schon klar 
war, dass wir keine Mittel sehen, den Abriss die-
ser Siedlung zu verhindern. 
 
Der Vortrag von Adem - erlaube mir, weil du ei-
nen komplizierten Nachnamen hast, dass ich 
dich hier mit dem Vornamen anspreche! - ist 
uns allen ziemlich in die Glieder gefahren. Ich 
möchte das für alle Fraktionen sagen, denn da 
bin ich mir ganz sicher. Wir hatten das Gefühl, 
mit einem sehr ernsten sozialen Problem kon-
frontiert zu sein. Ich komme gleich noch einmal 
darauf zurück.  
 
Als die Sitzung beendet war, habe ich mich mit 
meinem Kollegen Pohlmann zusammenge-
setzt, und wir haben gesagt, wir müssen mehr 
machen als dieses schwierige Format Baude-
putation, denn in der Baudeputation kann man 
nicht anständig antworten, man kann nicht 
nachfragen, man kann den Dialog nicht entwi-
ckeln, man kann auch nicht zum Ausdruck brin-
gen, was man einleuchtend und was man nicht 
einleuchtend findet.  
 
Wir dachten, wir müssen den Sachverhalt noch 
einmal detaillierter beleuchten. Wir haben einen 
Brief an die Vonovia geschrieben. Wir haben in 
diesem Brief die Anliegen, die im Haus des 
Reichs von den Vertretern vorgetragen worden 
sind, aufgegriffen und um ein Gespräch gebe-
ten. Das Gespräch hat auch stattgefunden. Ich 
berichte gleich genauer darüber. Wir haben uns 

außerdem vorgenommen, noch einmal die Hol-
steiner Straße zu besuchen. 
 
Den Besuch haben wir vor gar nicht langer Zeit 
gemacht. Es war sehr nett, es gab morgens hei-
ßen Tee mit viel Zucker und leckeres Gebäck, 
und wir saßen zusammen. Es ist uns noch ein-
mal sehr klar geworden, dass es bei jedem wirk-
lich harten sozialen Konflikt neben einem mate-
riellen Kern auch immer noch um ein paar an-
dere Fragen geht. Es geht beispielsweise um 
die Fragen, wie man miteinander umgeht, 
nimmt man sich auf Augenhöhe wahr, demütigt 
man einander, ignoriert man einander, redet 
man aneinander vorbei, hat man Respekt vor 
dem, was der Einzelne geleistet hat.  
 
Wir haben sehr stark ein Gespür dafür entwi-
ckelt, dass es etwas bedeutet, wenn man 30 
Jahre dort wohnt. Diejenigen von Ihnen, die 
diese Häuser in der Holsteiner Straße gesehen 
haben, wissen, was es heißt. Andere Leute ha-
ben unterschiedliche Entwicklungen in ihren 
Wohnverhältnissen vollzogen, und dort ist es 
kalt. Die Keller sind - sofern vorhanden - feucht, 
der Schimmel geht durch die Wand, und es ist 
eine Anstrengung, dass man dort wohnen kann 
und trotzdem alles in Ordnung hält.  
 
Wir saßen in einem wunderbar gemütlichen 
Wohnzimmer, das in Ordnung war, alles funkti-
onierte. Es ist eine Anstrengung, die diese Mie-
ter in den letzten 30 Jahren erbracht haben, und 
zwar nicht nur für die bescheidenen Verhält-
nisse ihrer Häuser, sondern auch in Bezug auf 
die Nachbarschaft, auf die Gärten, auf all das. 
Aus dieser Perspektive heraus empfindet man 
es als einen ignoranten, bösartigen Übergriff, 
wenn plötzlich Leute vorbeikommen und schon 
einmal die Hecke abschneiden. Man empfindet 
es als ignorant und bösartig, wenn man nur eine 
Mitteilung bekommt, kommen Sie doch einmal 
vorbei, wir erzählen Ihnen, dass Sie hier dem-
nächst ausziehen müssen. Das ist schlechter 
Stil. So ging uns das. Wir hatten das Gefühl, es 
geht um einen materiellen Kern und welches 
Dach man am Ende über dem Kopf hat, und es 
geht um ganz viel gegenseitige Wahrnehmung. 
  
Dann haben wir den Termin bei der Vonovia 
wahrgenommen, ganz oberste Etage. Uns saß 
Herr Schiller gegenüber. Herr Schiller ist der 
Geschäftsführer des nördlichen Bereichs der 
Vonovia, Herr über 100 000 Wohnungen, in der 
Größenordnung. Ein knorriger Kapitalist, wie er 
im Buche steht. Erst einmal sitzt er einem so ge-
genüber. Jürgen und ich haben zunächst die 
Frage aufgeworfen: Sage einmal, Vonovia, wel-
cher Quadratmeterpreis ist eigentlich im Durch-
schnitt für eure Wohnengen in der Stadt zu zah-
len? Er antwortete ziemlich flüssig und sagte: 
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5,30 Euro, 5,30 Euro im Schnitt! Das sind 30 
Cent weniger als bei der GEWOBA.  
 
Dann haben wir gefragt, welchen Betrag die 
Vonovia eigentlich im Jahr investiert, um die Be-
stände in Ordnung zu halten. Die Antwort war: 
Im Jahr 2017 sind es 23 Millionen Euro. Uns hat 
ein bisschen Respekt ergriffen, als wir diesem 
Mann versucht haben, unsere Sicht auf die 
Dinge vorzutragen. Der Mann hat dann auf das 
Grundbuch verwiesen, eine der zentralen 
Rechtsinstanzen in dieser Gesellschaft, auf das 
Bürgerliche Gesetzbuch, auf die Verträge, auf 
seine Bilanz, und er hat, das war deutlich zu hö-
ren, geredet, wie ein engagierter Unternehmer 
redet, der seine Interessen vertritt. Man muss 
nicht glauben, dass sie mit den Interessen der 
Bewohner der Holsteiner Straße zusammenfal-
len würden, aber man konnte einiges davon 
nachvollziehen.  
 
Er hat dann in sein Dossier gegriffen, es aufge-
blättert und gesagt, schaut einmal, das habe ich 
angeboten, die Bewohner haben sechs Ange-
bote erhalten, die haben drei Angebote erhal-
ten, und die haben vier Angebote erhalten, 
schaut einmal, das ist ein Foto von dem Haus, 
in das sie hätten einziehen können und so wei-
ter. Dann haben wir gefragt, um Gottes Willen, 
können sie das bezahlen? Da hat er geantwor-
tet, wir haben noch gar nicht eröffnet, darüber 
zu reden.  
 
Ich erzähle das deswegen, weil hier zwei Wel-
ten einander gegenüber stehen, ein Unterneh-
men, das seinen wirtschaftlichen Vorteil sucht, 
aber viele zehntausend Kunden hat und sich 
überlegt, wie gehen wir damit um, verderben wir 
es uns auf alle Zeit? Auf der anderen Seite steht 
ein sehr berechtigter, sorgenvoller Kiez in der 
Holsteiner Straße, Am Sackskamp und in der 
Reiherstraße. Das steht einander gegenüber.  
 
Wie beraten wir die beiden Parteien? Was tun 
wir jetzt politisch? Wir stellen uns nicht hin und 
erzählen denen den Blödsinn, dass der Senat 
nur mit dem Finger schnipsen müsste, und 
dann wäre dieser Konflikt aus der Welt. Das ist 
er nicht. Nach meinem Informationsstand ist es 
nicht möglich, mit einer Milieusatzung einen 
Schutz auf alle Ewigkeit zu erreichen. Das be-
kommen wir nicht hin. Ich bin sicher, unser Se-
nator wird dazu gleich noch einmal flüssig argu-
mentieren.  
 
Es verbleibt die einzige Möglichkeit, die Ver-
handlungen zwischen den Mietern mit ihren so-
zialen Interessen auf der einen Seite und der 
großen Vonovia mir ihren wirtschaftlichen Inte-
ressen auf der anderen Seite fair zu führen. 
Dazu haben wir eine kleine Moderationsfirma 

beauftragt. Das hat das Sozialressort bezahlt. 
Sie betreut jetzt die Mieterinnen und Mieter.  
 
Ich habe gelernt, es gibt unter den Leuten, die 
dort wohnen, Leute, die sagen, wir wollen ent-
schädigt werden, gebt uns Geld! 
 
(Glocke) 
 
Es gibt Leute, die schon weggezogen sind. Es 
gibt Leute, die sagen, für uns bitte auf jeden Fall 
etwas, wo wir mit unseren Nachbarn zusam-
menwohnen können! Es gibt aber immer wieder 
auch den Kehrreim, die angebotenen Wohnun-
gen seien zu teuer.  
 
(Glocke) 
 
Wir sind der Auffassung, verhandelt konkret, 
kämpft darum, dass Angebote entstehen, die 
am Schluss akzeptabel sind! Für diejenigen, die 
schon gegangen sind, ist das an der einen oder 
anderen Stelle gelungen, das habe ich über-
prüft. Für diejenigen, die noch nicht gegangen 
sind, ist es eine realistische Perspektive. - 
Danke! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.  
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Es ist, 
glaube ich, in der Rede von Herrn Bücking sehr 
deutlich geworden, dass es um einen Interes-
senausgleich geht. Auf der einen Seite geht es 
um die Interessen der Mieterinnen und Mieter, 
um ihr Recht, angemessen zu Preisen zu woh-
nen, die man bezahlen kann, mit den Unterstüt-
zungen, die der Staat dazu auch gibt - das muss 
man nämlich auch in die Betrachtung einbezie-
hen, dass wir gerade die Sätze für Wohngeld 
und so weiter erhöht haben, weil wir wissen, wie 
schwer es ist, in gewissen Marktsegmenten 
Wohnungen zu finden -, und auf der anderen 
Seite um die Interessen des Eigentümers, hier 
die Interessen einer Wohnungsbaugesellschaft. 
  
Man muss dabei dann auch im Blick behalten, 
welchen Zustand diese Wohnungen haben und 
was wir eigentlich von Wohnungsbauunterneh-
men und Eigentümern erwarten, welchen Sa-
nierungsstand Wohnungen heute haben soll-
ten, welche Energiestandards sie einhalten soll-
ten, welche Waschmöglichkeiten sie bieten soll-
ten, welche Heizmöglichkeiten sie bieten soll-
ten. Dazu muss man eben sagen, dass natür-
lich der Anspruch bestehen muss, Wohnungen 
auf einem für heutige Verhältnisse adäquaten 
Stand zu haben. Das ist hier, und davon kann 
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man sich wirklich überzeugen, nur mit wirt-
schaftlichen Mitteln möglich, wenn man hier neu 
baut, weil die Bauten in den Zwanzigerjahren 
des letzten Jahrhunderts für 40 Jahre Nut-
zungsdauer gebaut worden sind. Das muss 
man wissen, entsprechend ist eben der Zu-
stand, und entsprechend sind die Standards, 
die dort herrschen und heutigen Standards 
nicht entsprechen.  
 
 
Insofern teilen wir die Auffassung der Deputa-
tion, dass hier eben nicht mit Milieuschutzsat-
zungen und so weiter abgeholfen werden kann. 
Wir sind aber sehr wohl dabei, wenn es darum 
geht, diesen Interessenausgleich zwischen 
Mietern und Vermietern zu finden, denn es geht 
darum, dass Menschen hier angemessenen 
Wohnraum finden, und wenn sie in den Grup-
pen zusammenbleiben wollen, ihnen eben auch 
nicht einzelne Wohnungen angeboten werden, 
sondern sie möglichst in ihren Nachbarschaften 
verbleiben können, wenn auch nicht an dem Ort 
und der Stelle. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Bernhard. 
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Als Erstes möchte ich einmal festhalten: 
Niemand ist hier gegen Sanierung! Die Zu-
stände dieser Wohnungen sind schlecht, das 
haben wir nie bestritten. Die Frage ist nur: Wie 
wird saniert, und wer wohnt danach darin? Da-
rum geht es uns!  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich möchte noch einmal auf den Punkt des Um-
gangs eingehen, den ja auch der Kollege Bü-
cking hier eingeführt hat. Ich muss sagen, der 
Umgang in der Baudeputation war nicht adä-
quat, in keiner Weise! Wir haben eine Ge-
schäftsordnung, worauf bestanden wurde, weil 
darin faktisch gar kein Rederecht für entspre-
chende Gäste und Initiativen ist.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir haben doch das Rederecht einge-
räumt, Frau Bernhard!) 
 
Das finde ich letztendlich schwierig. Es gab 
noch eine andere Initiative, die überhaupt nicht 
zu Wort gekommen ist. Da muss man doch ein-
mal über Partizipation grundsätzlich nachden-
ken! 
 
(Beifall DIE LINKE) 

Dann möchte ich auf diese geradezu herzer-
greifende Schilderung der Situation der Bewoh-
nerinnen und Bewohner und der Situation des 
Unternehmers und quasi Kapitalisten eingehen.  
 
(Abg. Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
hat dein Herz ergriffen? Du hast ein sensibles 
Herz, das ist ein Vorteil!) 
 
Herzergreifende Schilderung! Die Schilderung 
fand ich natürlich zu Tränen rührend, interes-
santerweise kam die Politik darin gar nicht vor. 
Da gibt es nichts dazwischen, und das, finde 
ich, ist der interessante Punkt: Wenn wir den 
Markt lassen, wie der Markt will, dann haben 
wir, ehrlich gesagt, hier überhaupt nichts mehr 
verloren. Diese Haltung teile ich nicht! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es geht mir in keiner Weise um die Erhaltung 
des Status quo. Ich weiß nicht, wie oft ich das 
hier betonen soll. Es geht ein Stück weit darum, 
dass für diese Bewohnerinnen und Bewohner 
vor Ort die Möglichkeit geschaffen wird, ge-
nauso wieder anständig - wirklich anständig! - 
zu wohnen.  
 
Wir haben hier verschiedenste Zielgruppen. Wir 
haben Menschen, die einen Job haben. Die 
kommen wahrscheinlich in Hartz IV, wenn sie 
demnächst diese erhöhte Miete zahlen müssen. 
Wir haben Menschen, die keinen Job haben, wir 
haben Familien mit entsprechendem Woh-
nungsbedarf, mit entsprechendem Wohnungs-
größenbedarf. Wir haben auch Menschen - ge-
rade in der Holsteiner Straße, möchte ich nur 
einmal sagen! -, die letztendlich einen sozialen 
Zusammenhang brauchen, der sie nicht in den 
Geschosswohnungsbau zwingt. Alle diese ver-
schiedenen, differenzierten Zielgruppen haben 
wir.  
 
Jetzt komme ich zu unserem Kernproblem: Wir 
haben dafür kein Angebot in dieser Stadt. Wenn 
wir die Schlichtwohnungen an diesen drei 
Standorten mehr oder weniger plattmachen, 
gibt es keine adäquaten Alternativen. Das ist 
unser Problem, und davor können wir nicht die 
Augen verschließen! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn Sie mir beispielsweise sagen, die Ge-
woba setzt in entsprechender Nähe zum Bei-
spiel fünf Punkthäuser hin, da können X, Y und 
Z dann letztendlich unterkommen: Meinetwe-
gen, die Mieten sind ja vielleicht gar nicht so 
weit weg, dann wäre das eine Möglichkeit, aber 
nicht die Variante, was die Vonovia freiwillig 
herausrückt, das finden wir ganz prima, aber wir 
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ziehen uns mehr oder weniger aus diesem Zu-
sammenhang zurück! 
 
(Zuruf Abg. Strohmann [CDU]) 
 
Das ist der Punkt, an dem ich sage: Es fehlt ein 
Bauplan für den Sacksdamm. Da können wir 
Kriterien entwickeln, da können wir Auflagen 
entwickeln, da können wir uns eine Verhand-
lungsstrategie überlegen, die genau auf der an-
deren Seite des Tisches die Vonovia auch dazu 
zwingt - meinetwegen zwingt! - zu sagen, okay, 
es gibt diesen und jenen Bereich, da kommen 
wir euch entgegen, da machen wir etwas für die 
entsprechende Zielgruppe. Das ist das, worum 
es hier geht! Da, finde ich, brauchen wir eine 
entsprechende Unterstützung. Da kann man 
nicht sagen, hier sind die einen, da sind die an-
deren - das hört sich ein bisschen nach David 
und Goliath an -, und wir überlassen sie ihrem 
Schicksal. Das finde ich nicht richtig. - Danke! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff:  Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Pohlmann.  
 
Abg. Pohlmann (SPD)*): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich möchte auf zwei Punk-
ten eingehen, die die Kollegin Bernhard ange-
sprochen hat. Erstens, die Milieusatzung! Es 
geht um den Paragrafen 172 des Baugesetzbu-
ches. Beantwortet werden muss die Frage, ob 
es für die drei Bereiche möglich ist, eine Milieu-
satzung zu erlassen. 
  
In der Deputation haben wir uns intensiv mit die-
ser Frage beschäftigt, und es wurde uns vorge-
tragen, dass es aus fachlicher Sicht nicht mög-
lich ist. Deshalb muss man einfach einmal zur 
Kenntnis nehmen, dass geltendes Recht vor-
handen ist und weder die Sozialsenatorin noch 
der Bausenator oder der Senat eine entgegen-
stehende Entscheidung treffen können. Das 
geltende Recht lässt keine andere Entschei-
dung zu, und deshalb kann das Instrument Mili-
eusatzung nicht angewendet werden. 
  
Zweiter Punkt: Frau Kollegin Bernhard, Sie ha-
ben sich auf die Beratung in der Baudeputation 
bezogen und das Rederecht angesprochen. Zu 
Beginn der Legislaturperiode hat die Baudepu-
tation über alle Fraktionsgrenzen hinweg eine 
Geschäftsordnung beraten und beschlossen. 
Die Geschäftsordnung legt fest, wer aus den 
einzelnen Bereichen zu den Tagesordnungs-
punkten sprechen darf. Im Wesentlichen sind 
es die Beiratssprecherinnen und Beiratsspre-
cher oder in Vertretung die Ortsamtsleitungen, 
und ansonsten haben wir aus langer Erfahrung 
heraus gesagt, weiteren Personen billigen wir 
kein Rederecht zu, weil wir dann an einen Punkt 

kommen, an dem es nicht mehr möglich ist, den 
Sitzungsablauf gestalten und die Tagesordnung 
abarbeiten zu können.  
 
Wir können gern die Diskussion der Geschäfts-
ordnung noch einmal aufrufen und beraten, ob 
sie sich bewährt hat. Ich weise allerdings aus-
drücklich zurück, dass den Bewohnerinnen und 
Bewohner sowie dem Bündnis ausschließlich 
zu diesem Tagesordnungspunkt kein Rede-
recht eingeräumt worden ist.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Haben wir ja sogar! Er durfte doch reden!) 
 
Darüber hinaus möchte ich noch zur Kenntnis 
geben, dass die Vertreterin des Sozialressorts 
einen Mitarbeiter vorgestellt hatte, der bereit ge-
wesen ist, Fragen zu beantworten.  
 
 
Ich weise auch ausdrücklich zurück - ich will da-
bei aber nicht ins Klein-Klein verfallen, aber das 
passt ein bisschen in das Bild -, dass Sie den 
Koalitionsfraktionen, der Regierung, aber auch 
dem Parlament unterstellen, dass den Problem-
lagen dieser Menschen nicht die notwendige 
Achtung und die Wertschätzung entgegenge-
bracht wird. Ganz im Gegenteil, wir haben uns 
ganz deutlich - und das möchte ich noch einmal 
für die SPD-Fraktion sagen - und eindeutig po-
sitioniert. Wir werden alles Mögliche dafür tun, 
dass wir in Bremen diese besondere Wohnform 
ermöglichen. Das ist unser Anspruch. Aus dem 
Bericht der Deputation geht allerdings auch 
deutlich hervor, in welchem Zustand sich die 
Wohnhäuser beziehungsweise Wohnungen in 
den drei Bereichen befinden. 
  
 
Gestatten Sie mir, auf einen Punkt hinzuweisen: 
Wir haben uns mit einem Vertreter der Vonovia 
getroffen und ein Gespräch geführt. Ich finde es 
absolut richtig - und das ist nach meiner Ein-
schätzung ein Ergebnis des Gesprächs gewe-
sen -, dass jetzt auch wirklich fair und auf Au-
genhöhe miteinander verhandelt wird. Man 
muss zur Kenntnis nehmen, dass die Bewohne-
rinnen und Bewohnern unterschiedlich an die 
Problematik herangehen.  
 
Aus den Gesprächen und den Kontakten mit 
den Menschen habe ich erfahren - und das 
kann ich auch nachvollziehen -, dass ein Groß-
teil der Bewohner selbstverständlich gern die 
gewohnte Umgebung beibehalten möchten: 
ihre Nachbarschaft, die Form, wie sie dort lebt, 
die Kontakte, gewachsen über lange Jahre, teil-
weise über Jahrzehnte. Das kann ich vollkom-
men nachvollziehen. Ein anderer Teil der Be-
wohner vertritt die Auffassung, dass das Ange-
bot der Vonovia nicht ausreiche.  
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Ich habe mir die Angebote gemeinsam mit dem 
Kollegen Bücking vorstellen lassen. Vielleicht 
wurden sie nicht als ausreichend angesehen, 
aber die Vonovia hat den dortigen Bewohnern 
nicht nur eine Wohnung, sondern mehrere 
Wohnungen angeboten. Wenn ich dort das In-
teresse gehabt hätte, einen adäquaten und be-
zahlbaren Wohnraum zu bekommen, dann 
wäre das nach meinem Kenntnisstand möglich 
gewesen. Das ist mein subjektiver Eindruck. Es 
geht jetzt darum, in vernünftige Verhandlungen 
einzutreten.  
 
In den Verhandlungen muss es auch um die an-
gemessene Abgeltung der erbrachten Eigen-
leistungen gehen. Nach meiner Auffassung 
muss in einem vernünftigen Rahmen verhandelt 
werden, und es muss auch die Wertsteigerung 
entsprechend berücksichtigt werden. 
  
Nach meiner Kenntnis legen einige Bewohner 
eher auf einen Ausgleich wert. Sie haben kein 
Interesse daran, weiterhin dort zu wohnen. Das 
ist so, und ich mache  ihnen daraus überhaupt 
keinen Vorwurf. Ich sage deshalb, es reicht 
nicht aus, eine Schwarz-Weiß-Malerei zu be-
treiben, sondern man muss insgesamt die Kom-
pliziertheit der Lage betrachten.  
 
Die Mediation, die das Sozialressort eingeführt 
hat, muss weitergeführt werden. Die Verhand-
lungen müssen auf Augenhöhe vernünftig und 
fair geführt werden. Wir erreichen dann unser 
Ziel, dass wir für alle Bewohner eine Lösung fin-
den. -  Ich bedanke mich!  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Strohmann.  
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Koali-
tion, lieber Herr Pohlmann, lieber Herr Bücking, 
so geht es aber nicht, und das sage ich Ihnen 
ganz ehrlich. Bei aller Kritik, die ich an Frau 
Bernhard gerichtet habe, sie hat wenigstens 
klare Aussagen gemacht. Die habe ich bei 
Ihnen nicht gehört. 
 
(Beifall CDU) 
 
Lieber Robert Bücking, du stellst dich hier hin 
und erzählst, wie dir das zu Herzen gegangen 
ist. Ehrlicherweise: Die Menschen warten auf 
Antworten! Sie haben mit Ihren Ausführungen 
keine Antworten gegeben.  
 
Einige Dinge sind zwar noch nicht geklärt, aber 
wir haben in der Deputation gegen die Stimmen 
der LINKEN beschlossen, dass in der Holstei-
ner Straße und Am Sacksdamm abgerissen 

werden soll. Die Reiherstraße soll der Woh-
nungshilfe übergeben werden. Die Gespräche 
sind jetzt gescheitert. Die Frage ist - ich stelle 
sie hier noch einmal, und ich bitte um eine Ant-
wort, weil auch die Menschen eine Antwort ha-
ben wollen -: Wie geht es weiter? Was ist ge-
plant? Gibt es einen Plan B?  
 
(Beifall CDU) 
 
Die nächste Frage ist: Wie gehen Sie als Koali-
tion mit dem Antrag des Beirats Gröpelingen 
um, der den Abriss gefordert hat, aber sich ge-
gen den Ersatz der Schlichtwohnungen durch 
Wohnungen im Rahmen des sozialen Woh-
nungsbaus ausgesprochen hat? Ich glaube, 
hier nur zu sagen, dass uns das alles zu Herzen 
gehe und gleich die Anträge der LINKEN abzu-
stimmen und zu sagen, es gehe schon alles sei-
nen Gang, ist eine Veralberung der Menschen, 
und das haben sie auch nicht verdient.  
 
(Beifall CDU) 
 
Man kann dann auch nicht sagen, bei allem Ver-
ständnis, wir machen das jetzt so. Das ist un-
redlich. Man stellt sich vielmehr  hin und begrün-
det seine Auffassung, wie DIE LINKE das ge-
macht hat, und dann kann man auch das Pro 
und Kontra erkennen. Man muss den Men-
schen eine Antwort geben, und die ist die Koa-
lition bisher schuldig geblieben, ich habe sie zu-
mindest nicht gehört. Deswegen bitte ich da-
rum, konkreter zu werden und auch auf die Fra-
gen zu antworten, die ich Ihnen gestellt habe! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking.  
 
Abg. Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! In al-
ler Kürze! 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Aber konkret! - Hei-
terkeit CDU) 
 
Ich bin in dem, was ich vorgetragen habe, da-
von ausgegangen, dass jeder weiß, dass der 
Eigentümer eines Grundstücks im Rahmen des 
Planungsrechts mit einem Grundstück machen 
kann, was ihm richtig erscheint. Insofern hat die 
Vonovia das Recht, in der Holsteiner Straße, 
Am Sacksdamm und die Reihersiedlung abzu-
reißen, um auf den Grundstücken neue Wohn-
bebauung zu errichten. Für den Sacksdamm ist 
neues Planungsrecht notwendig. Für die Hol-
steiner Straße kann sie im Rahmen des vorhan-
denen Planungsrechts handeln. Für die Reiher-
straße ist nach meinem Kenntnisstand die Situ-
ation noch nicht zu Ende abgearbeitet.  
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Die Vonovia hat im Beirat einen Vorschlag  prä-
sentiert, der nicht mit dem Bauressort abge-
stimmt gewesen ist. Dieser Vorschlag geht da-
von aus - wenn ich richtig informiert bin -, dass 
ausschließlich Sozialwohnungen errichtet wer-
den. Es ist jetzt eine Prüfung notwendig, ob die 
Bebauung, die der Vonovia vorschwebt, mit den 
Vorstellungen des Bauressorts zusammenfällt. 
Dann klärt sich das.  
 
Ich gehe nicht davon aus, dass wir diesen Pro-
zess an irgendeiner Stelle mit der Milieusatzung 
aufhalten. Ich gehe auch nicht davon aus, dass 
wir bei der Reiherstraße gegen das Votum der 
Ortspolitik handeln werden. Das ist mittlerweile 
auch die Auffassung des Sozialressorts, das 
sich sehr klar dahingehend geäußert, dass es 
eine Konzentration von Menschen mit besonde-
ren Problemlagen an einer Stelle und an dieser 
Stelle für nicht klug halte. Das ist auch die Bot-
schaft des Beirats.  
Deswegen ist es sehr eindeutig, wo die Koali-
tion steht.  
 
Ich möchte einen Absatz machen, eine neue 
Zeile eröffnen und noch einen Gedanken anfü-
gen. Am Anfang dieser Debatte hat mich ein Ar-
gument von Claudia Bernhard ziemlich lange 
beschäftigt. Sie hatte davon gesprochen, dass 
in diesen Siedlungen ein Gemeinschaftsleben 
entstanden ist, das so wertvoll ist, dass man 
auch unter schwierigen Rahmenbedingungen - 
Armut in der Familie und schwierige Wohnver-
hältnisse - eigentlich ganz gut leben kann und 
dass solche Angebote in der Stadt notwendig 
sind. Sie haben das dann zu der Position wei-
terentwickelt, dass man das an dieser Stelle 
durchsetzen muss. 
 
Ich habe mich dann damit weiter beschäftigt 
und habe mich gefragt: Müssen wir ein Angebot 
von Schlichtwohnungen in der Stadt erhalten? 
Brauchen wir das, um Leuten Wohnraum anzu-
bieten, die, wie man so in Fachkreisen sagt, 
nicht geschosswohnungsbaufähig sind, also 
Menschen, die im dritten Stock eines Wohn-
blocks der GEWOBA nicht untergebracht wer-
den können, weil sie mit zwei Hunden in einer 
Wohnung leben oder weil sie den Lebensstil 
von Messies pflegen? 
 
(Unruhe auf dem Besucherrang) 
 
Das ist nicht bei euch der Fall, aber das gibt es!  
 
Es stellt sich die Frage: Wo kann man ihnen ein 
Angebot machen? Früher hat diese Wohnform 
ein bisschen in Kaisenhäusern stattgefunden. 
Früher waren es auch oft Schlichtwohnungen in 
heruntergewirtschafteten Häusern. Wir müssen 
uns also die Frage stellen: Kann diese Wohn-
form in der Stadt stattfinden? Kann man das 

verteidigen? Welches Maß an Betreuung brau-
chen sie? An welchem Ort kann es stattfinden? 
In welcher Konzentration ist es möglich? Es ist, 
finde ich, ein Thema, das noch nicht bearbeitet 
worden ist. Wir müssen diese Erkenntnis aus 
dieser Debatte mitnehmen. Wir müssen uns mit 
diesem Thema beschäftigen, aber auch die So-
zialpolitiker und die Bauabteilung.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff:  Als nächster Redner 
hat das Wort Senator Dr. Lohse.  
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Debatte hat das Thema nun schon sehr 
ausführlich von allen Seiten beleuchtet. 
 
Ich möchte eingangs noch einmal Sie, Frau 
Bernhard, ansprechen. Sie haben Ihren ersten 
Debattenbeitrag mit der Frage eingeleitet, wel-
che Verantwortung die Politik hat. Ich glaube, 
die erste und vornehmste Verantwortung, die 
die Politik hat, ist, hier den Menschen die Wahr-
heit zu erzählen und nicht in einer Weise zu po-
larisieren, wie es den Dingen einfach nicht ge-
recht wird. Die Frage muss doch lauten, welche 
Instrumente die Politik zur Verfügung hat, und 
das ist ja von verschiedenen Debattenrednern 
auch ausgeführt worden. Die Milieuschutzsat-
zung steht hier auf jeden Fall nicht zur Verfü-
gung.  
 
 
Sie haben das Beispiel Berlin genannt, 33 Sat-
zungen für 260 000 Wohnungen, und da kom-
men Sie auf einen Durchschnitt von mehr als 
10 000 Wohnungen pro Milieuschutzgebiet. 
München haben Sie angesprochen, Mindest-
zahl 1 500 Wohneinheiten, Sie haben auch ge-
sagt, es gibt dort eine einzelne Wohnanlage. Ich 
kenne den Fall jetzt nicht, aber wir reden hier in 
Bremen einmal von 80, einmal von 40 und ein-
mal von 52 Wohnungen, von denen im Schnitt 
die Hälfte bis drei Viertel leer steht.  
 
Das heißt, es geht am Ende um zwölf, 15 oder 
18 bewohnte Wohneinheiten, um viel mehr geht 
es nicht. Da passt dieses Instrument einfach 
nicht, denn es sind zwei Voraussetzungen nicht 
gegeben: Es ist einfach zu klein, um es als ein 
Milieuschutzgebiet auszuweisen, und es gibt 
auch nicht die städtebaulichen Strukturen, mit 
denen man argumentieren könnte, dass es in 
dem Stadtteil, in das Umfeld so eingefügt wäre, 
dass es genau an dieser Stelle erhalten werden 
müsste. Ich finde es nicht richtig, den Menschen 
immer weiter zu suggerieren, dass dieses In-
strument hier helfen könnte, nachdem rechtlich 
geprüft worden ist, dass es in Wirklichkeit nicht 
helfen kann.  
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Ich möchte noch einmal sowohl die Bewohne-
rinnen und Bewohner der betroffenen Wohnan-
lagen als auch die Vertreter vom Aktionsbünd-
nis für menschengerechtes Wohnen grüßen. 
Wir haben es uns in der Deputation angehört. 
Ich möchte auch noch einmal sagen, Herr Pohl-
mann hat als Vorsitzender eine Ausnahme von 
der Geschäftsordnung gemacht, er hat es zuge-
lassen, und wir haben einen wirklich sehr bewe-
genden Vortrag gehört. Er hat uns alle - auch 
mich - angerührt, und wir haben durchaus ernst 
genommen und verstanden, dass es hier nicht 
nur um Interessen geht, sondern auch um Be-
dürfnisse, das ist noch einmal eine andere 
Ebene. Ich glaube, auch das ist sehr deutlich 
geworden, das hat Robert Bücking auch in sei-
nem Debattenbeitrag nochmals deutlich ge-
zeigt, wie viele unterschiedliche Ebenen hier mit 
hineinspielen.  
 
Wir alle, die das gehört haben, spüren eine Ver-
antwortung, Lösungen für diese Bedürfnisse zu 
finden. Das heißt auch, dass wir miteinander 
sprechen, dass wir auf Augenhöhe miteinander 
kommunizieren und das ernst nehmen, uns auf 
der anderen Seite aber - auch das hat Robert 
Bücking deutlich gemacht - die Situation des 
Unternehmens genauso auf Augenhöhe anhö-
ren, also auch da nicht abwerten, auch da nicht 
zu Heuschrecken oder Kapitalisten erklären. 
Das sind sie wahrscheinlich auch irgendwo, 
aber sie sind eben auch Leute, die eine be-
stimmte Rechtsposition haben, auch eine be-
stimmte Realität, in der sie agieren. Ich glaube, 
wir sind durch die vielen Gespräche zumindest 
ein Stück weitergekommen.  
 
An der Stelle auch nochmal herzlichen Dank an 
beide, Jürgen Pohlmann und Robert Bücking, 
dass sie die Gespräche sowohl vor Ort als auch 
mit der Vonovia noch einmal geführt haben! Ich 
glaube, genauso können Politik, Legislative, 
Exekutive  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Nichts erreichen, 
genau!) 
 
und die betroffene Bevölkerung die Dinge auch 
bewegen. Wir sind hier, wie ich finde, durch die 
Gespräche, die auch vom Sozialressort geführt 
werden, auf einem ganz guten Wege, und ich 
glaube, wir müssen jetzt für die unterschiedli-
chen Bedürfnisse der verschiedenen Betroffe-
nen adäquate Lösungen finden.  
 
Ich möchte noch eines sagen, weil das themati-
siert wurde: Auch wir vom Ressort sprechen mit 
der Vonovia. Es gibt die Angebote von Ersatz-
wohnraum, das hat Jürgen Pohlmann ausge-
führt, es gibt auch eine Gesprächsbereitschaft 
hinsichtlich der Rückkehrmöglichkeiten, da 

muss man schauen, ob das auch tatsächlich in 
den einzelnen Fällen passt.  
 
Noch einmal kurz möchte ich etwas ansprechen 
- das ist auch mein letzter Punkt -, weil das in 
der Debatte noch nicht so deutlich geworden ist, 
hinsichtlich der Frage, ob wir Am Sacksdamm 
ein neues Baurecht schaffen oder die Vonovia 
nach Paragraf 34 bauen lassen. Das ist für uns 
eine Zielkonfliktabwägung. Natürlich können wir 
sagen, wir schaffen kein neues Baurecht und 
versuchen, den Wunsch der Vonovia, das Bau-
recht zu bekommen, daran zu knüpfen, dass 
eine Rückkehrgarantie für die betroffenen Fami-
lien ausgesprochen wird.  
 
Die Vonovia kann aber auch innerhalb des bis-
herigen Baurechts bauen, also nach Paragraph 
34. Sie ist dann ein Altfall im Sinne unserer So-
zialwohnungsquote, das heißt, dann muss sie 
dort keine einzige Sozialwohnung herstellen. 
Das ist für das Ressort auch eine Zielkonfliktab-
wägung, was jetzt der taktisch klügere Weg ist, 
das heißt, ob man sagt, man schafft ein neues 
Baurecht. Dadurch fällt das gesamte Objekt un-
ter die Sozialwohnungsquote. Das ist es, was 
man an der Stelle betrachten muss, auf wel-
chem Weg man mehr erreicht.  
 
Ich glaube, wir sind hier mit den Gesprächen, 
die geführt werden, auf einem vernünftigen 
Weg, und ich würde mir wünschen, dass alle 
Beteiligten auch weiterhin schauen, dass wir für 
die verschiedenen Betroffenen Lösungen fin-
den, mit denen wir dann auch den Bedürfnissen 
gerecht werden. - Ich danke Ihnen! 
 
 (Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen).  
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Zuerst lasse ich über den Antrag der Fraktion 
DIE LINKE mit der Drucksachen-Nummer 
19/455 S abstimmen.  
 
Wer diesem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit 
der Drucksachen-Nummer 19/455 S seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE, Abg Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR) 
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Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab.  
 
Ich lasse nun über den Antrag der Fraktion DIE 
LINKE mit der Drucksachen-Nummer 19/150 S 
abstimmen.  
 
Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Ge-
schäftsordnung lasse ich zunächst über den 
Änderungsantrag abstimmen.  
 
Wer dem Änderungsantrag der städtischen De-
putation für Bau, Umwelt, Verkehr, Stadtent-
wicklung, Energie, Landwirtschaft mit der 
Drucksachen-Nummer 19/453 S zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, DIE LINKE, LKR, Abg. Tassis 
[AfD]) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt 
dem Antrag zu.  
 
Wer der Ziffer 1 des Antrags der Fraktion DIE 
LINKE seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt die 
Ziffer 1 ab.  
 
Wer der Ziffer 2 unter Berücksichtigung der 
soeben vorgenommenen Änderungen seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, DIE LINKE, FDP, LKR, Abg. 
Tassis [AfD]) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt der 
Ziffer 2 zu.  
 
Ich lasse über den Antrag der Fraktion CDU mit 
der Drucksachen-Nummer 19/156 S abstim-
men. 
 

Auch hier lasse ich gemäß Paragraph 51 Ab-
satz 7 unserer Geschäftsordnung zuerst über 
den Änderungsantrag abstimmen.  
 
 
Wer dem Änderungsantrag der städtischen De-
putation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtent-
wicklung, Energie und Landwirtschaft mit der 
Drucksachen-Nummer 19/453 S zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, 
FDP, LKR) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen DIE LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt 
dem Änderungsantrag zu.  
 
 
Wer der Ziffer 1 des Antrags der Fraktion der 
CDU unter Berücksichtigung der soeben vorge-
nommenen Änderungen seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen DIE LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt der 
Ziffer 1 zu.  
 
 
Wer der Ziffer 2 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, LKR) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt die 
Ziffer 2 ab.  
 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von 
dem Bericht der städtischen Deputation Um-
welt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie 
und Landwirtschaft mit der Drucksachen-Num-
mer 19/453 S Kenntnis.  
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Hartz-IV-Empfängerinnen/Hartz-IV-
Empfänger und Grundsicherungsempfän-
gerinnen/Grundsicherungsempfänger nicht 
von der medialen Teilhabe abschneiden - 
DVB-T2-Umstellungskosten kommunal 
übernehmen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 7. Februar 2017 
(Drucksache 19/456 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Stahmann. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Erlanson.  
 
Abg. Erlanson (DIE LINKE): Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Kollegen, sehr ge-
ehrte Kolleginnen! Wir debattieren heute die 
Einführung eines neuen DVB-T2-Übertra-
gungsstandards und vor allen Dingen seine so-
zialen Folgen. Es fragt sich natürlich jeder, was 
DVB-T2 bedeutet. 
 
(Abg. Frau Krümpfer [SPD]: Das wissen wir! Es 
ist Ende des Monats vorbei!)  
 
DVB-T2 bedeutet - und da setze ich mir die 
Brille  auf -: Digital Video Broadcasting -Terrest-
rial 2nd generation. Man könnte es salopp über-
setzen - ich will das einmal versuchen - und sa-
gen, es handelt sich im Grunde genommen um 
ein digitales Antennenfernsehen, mehr ist es 
nämlich eigentlich nicht. Das sind terrestrische 
Antennen, also erdgestützte Antennen, und ein 
digitales Übertragungssystem. Dieser neue 
Standard soll nun in Bremen eingeführt werden.  
 
(Abg. Frau Krümpfer [SPD]: Fernsehen!) 
 
Durch diesen neuen Standard soll, wie es dann 
immer so ist oder zumindest so gesagt wird, al-
les größer, schöner und weiter werden. Die 
Fernseher werden immer größer, die Bilder 
werden immer schärfer und so weiter und so 
fort. Das ist der eigentliche Sinn.  
 
Um das Neue einführen zu können, muss das 
Alte allerdings abgeschaltet werden, weil die 
beiden Übertragungssysteme nicht kompatibel 
sind. Das führt dazu, dass für 22 Prozent - im-
merhin 22 Prozent! - der Bremerinnen und Bre-
mer ab Ende März die Mattscheibe schwarz 
bleibt. Die 22 Prozent entsprechen immerhin 
73 000 Menschen in Bremen, die über das An-
tennenfernsehen fernsehen.  
 
Welche sozialen Folgen entstehen? Ich habe 
vorhin gesagt, wir wollen über die Umstellung 
auf diesen neuen Standard reden, allerdings 

auch über die sozialen Folgen. Bei den sozialen 
Folgen ist es eigentlich relativ einfach, man 
muss feststellen, wenn man der schwarzen 
Mattscheibe Ende März entkommen will, dann 
gibt es nur eine Möglichkeit, das heißt, man 
muss sich ein neues Empfangsgerät kaufen.  
 
Dieses neue Empfangsgerät, das man sich kau-
fen muss - ich habe jetzt gerade aktuell eine 
kleine Marktanalyse gemacht und mir seriöse 
Angebote angeschaut - kostet zwischen 60 und 
150 Euro. Billiger ist es tatsächlich nicht zu be-
schaffen. Vielleicht könnte die Kommune einen 
günstigeren Preis erzielen, wenn sie eine be-
stimmte Menge abnimmt, aber darüber wollen 
wir ja eigentlich nicht reden. 
  
Wir als LINKE, um das auch noch einmal deut-
lich zu sagen, sind der Meinung, dass diese Art 
des technischen Zugangs - es ist ja eigentlich 
nur ein Zugang - zum öffentlich-rechtlichen 
Fernsehen einen Teil des sozioökonomischen 
Existenzminimums ausmacht.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir glauben, dass das Fernsehen eine ganz 
wichtige Funktion hat, zu der ich noch nähere 
Ausführungen machen werde. Aber, um das auf 
den Punkt zu bringen, und deshalb haben wir 
diesen Antrag eingebracht, wir sagen einfach, 
dass diese Umstellung vor allen Dingen für 
Hartz-IV-Empfänger und für Grundsicherungs-
empfänger auf Antrag durch das Jobcenter oder 
durch das Amt für Soziale Dienste kostenfrei er-
folgen sollte.  
 
Man kann natürlich sagen, okay, andere Men-
schen müssen die neuen Empfänger auch be-
zahlen.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das stimmt!) 
 
Ich glaube, man muss deutlich sagen, wenn ein 
Regelsatz von 409,00 Euro für den Lebensun-
terhalt im Monat zur Verfügung steht - das ist 
der aktuelle Regelsatz - und wenn man dann 
zwischen 60 und 150 Euro aus dem Regelsatz 
bestreiten soll, dann ist das nicht einfach. Es ist 
deshalb nicht einfach, weil es für diese Perso-
nengruppe auch bedeutet, dass andere Investi-
tionen von der Waschmaschine bis zum Schul-
ranzen aus dem Regelsatz beglichen werden 
müssen.  
 
Das ist unser Antrag. Er ist eigentlich relativ ein-
fach und relativ kompakt. Wir haben auch ganz 
viel auf der einen Seite geschrieben. Die Sena-
torin - das mussten wir leider feststellen - hat 
bereits abgewunken. Sie hat im „Weser-Report“ 
sogar behauptet, ich zitiere: „Rechtlich wäre es 
gar nicht zulässig“, dass möglicherweise die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/456%20S
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Behörde die Receiver bezahlt. Ich sage Ihnen 
ganz deutlich, das bestreiten wir, das stimmt 
nicht! 
 
Wir haben in unserem Antrag deutlich aufge-
führt, dass eine Regierung im sozialen Bereich 
freiwillig durchaus tätig werden kann, wenn 
keine gesetzlichen Vorschriften entgegenste-
hen. Als Beispiele sind die kostenlose Abgabe 
von Kondomen oder die Schuldnerberatung, die 
im sozialen Bereich durchgeführt wird, zu nen-
nen.  
 
(Beifall Die LINKE - Glocke) 
 
Meine Redezeit ist abgelaufen, ich setze mei-
nen Redebeitrag in der zweiten Runde fort.   
 
Vizepräsident Imhoff:  Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Mustafa Öztürk.  
 
Abg. Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Kollege Erlanson, ich 
bin über Ihren Debattenbeitrag irritiert. Das 
möchte ich zu Beginn meiner Rede festhalten. 
Ich hätte es als gut empfunden, wenn Sie einen 
Faktencheck betrieben hätten, bevor Sie diesen 
Antrag auf den Weg bringen. Alles hat den An-
schein einer Scheindebatte. Es ist Ihnen nicht 
gelungen, hier zwei Sachen komplett auseinan-
derzuhalten.  
 
Erstens: Mir ist kein Bundesland bekannt, auch 
kein Bundesland, in dem Die LINKE mitregiert, 
in dem das, was Sie im Beschlussteil Ihres An-
trags fordern, umgesetzt wird, weil wir eine Ge-
setzeslage haben, eine sozialpolitische Geset-
zeslage, eine Rechtsprechung, die für ganz 
Deutschland gültig ist, und innerhalb dieser 
Rechtsprechung ist dargelegt, dass keine Ver-
pflichtung besteht, die Kosten für die Umstel-
lung von DVB-T auf DVB-T2 zu tragen. Die 
Rechtsprechung ist hier eindeutig.  
 
(Abg. Frau Vogt [Die LINKE]: Man ist nicht dazu 
verpflichtet, sondern man kann!) 
 
Wir sollen hier kein Recht brechen, Frau Vogt!  
 
(Abg. Frau Vogt [Die LINKE]: Man kann!) 
 
Ich trage Ihnen einfach nur die bestehende 
Rechtslage vor.  
 
(Abg. Frau Vogt [Die LINKE]: Es ist rechtlich 
möglich! Ich habe lange genug in dem Bereich 
gearbeitet, sorry, man kann!) 
 
Hören Sie zu? Nein, Sie haben keinen Plan! 
Darf ich bitte aussprechen, Frau Vogt? Viel-

leicht nehmen Sie einen Schluck Wasser, viel-
leicht hilft das! Ich weiß nicht, was Ihnen gerade 
hilft. Vielleicht hören Sie einfach einmal zu, 
denn ich möchte die Fakten darlegen, aber 
keine Schärfe in die Debatte bringen! 
  
Herr Erlanson, Sie hatten die Zahl 22 Prozent 
genannt, und die ist auch nicht richtig. 22 Pro-
zent der bremischen Bevölkerung haben den 
Zugang zum Fernsehen über DVB-T, also über 
die Box mit der Zimmerantenne, die der eine o-
der andere von uns in seiner Wohnung stehen 
hat. Das sind 73 000 Haushalte, das stimmt. Sie 
haben allerdings nicht erwähnt, dass 22 Pro-
zent dieser Menschen den Fernsehzugang über 
DVB-T meistens für ein Zweitgerät nutzen. Das 
heißt, sie haben einen Fernseher im Schlafzim-
mer, vielleicht einen Fernseher im Kinderzim-
mer, einen Fernseher im Keller oder in einer 
Gartenlaube stehen. Die überwiegende Zahl, 
das sind über 80 Prozent der Bremerinnen und 
Bremer, verfügen über einen Fernsehzugang 
über Kabel oder Satellit. Das hätten Sie erwäh-
nen müssen. Wir sprechen also über eine sehr, 
sehr kleine Gruppe. 
 
(Abg. Erlanson [DIE LINKE]: Wir sprechen über 
73 000!) 
 
Sie haben in Ihrem Antrag massiv übertrieben, 
und das ist nicht in Ordnung.  Sie streuen den-
jenigen Sand in die Augen, die am Ende viel-
leicht verwirrt sind, weil sie nicht wissen, was sie 
Ende März machen sollen, ob sie eine Box 
brauchen, und die dann bei dem einen oder an-
deren Einzelhändler über den Tisch gezogen o-
der falsch beraten werden. Das ist nicht in Ord-
nung! 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Wir reden über 
Sozialhilfeempfänger!) 
 
Wenn man sich das bundesweit anschaut, dann 
stellen wir eine Digitalisierungsquote von über 
80 Prozent fest. Das widerlegt alles, was Sie 
hier vorgetragen haben. Das heißt, 80 Prozent 
der Menschen in Deutschland haben Zugang 
zum Fernsehen über Kabel oder Satellit, haupt-
sächlich über Kabel. Wir reden also wiederum 
über 20 Prozent beziehungsweise über noch 
weniger Menschen, die nur einen Fernsehzu-
gang über die Box haben, um Fernsehen emp-
fangen zu können. 
 
Sie haben auch nicht erwähnt - obwohl das in 
Ihrem Antrag steht -, dass man jetzt schon in 
einem begründeten Einzelfall ein Darlehen be-
antragen kann. Der Senat hat im Mai letzten 
Jahres - ich schaue einmal zur Senatsbank, 
vielleicht kann nachher die Senatorin dazu ein 
paar erläuternde Worte verlieren -  dazu Stel-
lung genommen, dass auf Antrag ein Darlehen 
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60, 70, 80 Euro, ich weiß es nicht genau, ge-
währt werden kann. 
 
(Abg. Erlanson [DIE LINKE]: Das ist absurd!) 
 
Nein, das ist nicht absurd, Herr Erlanson! Es 
wird ein Darlehen gewährt, damit man in der 
Lage ist, sich eine entsprechende Box zu kau-
fen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Sie können ja ein-
mal Ihre Diät gegen den Regelsatz für einen 
Monat tauschen! Sagen Sie doch einmal etwas 
zum Regelsatz!) 
 
Zum Regelsatz sage ich gleich etwas! Ich habe 
leider meinen Sprechzettel an meinem Sitzplatz 
vergessen, aber vielleicht reichen ein paar 
Sätze aus.  
 
Der Zugang zum öffentlich-rechtlichen Fernse-
hen ist im Regelbedarf enthalten, Frau Vogt. Sie 
wissen das, ich weiß das, Herr Erlanson weiß 
es auch. Wir haben jahrelang gemeinsam in der 
Sozialdeputation gesessen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Mit mir nicht!) 
 
Mit Ihnen nicht, aber mit Herrn Erlanson!  
 
Ich weiß auch, dass er immer ein aufmerksamer 
Kollege gewesen ist. Das heißt, er weiß, dass 
das im Regelbedarf enthalten ist. Im Regelbe-
darf enthalten heißt, dass es im Regelsatz ab-
gebildet ist. Das ist im Regelsatz enthalten. Im 
Regelsatz wird das jetzt schon abgebildet, da-
mit man sich zum Beispiel ein Smartphone, ein 
iPad oder einen Fernseher anschaffen kann.  
 
 
Sie haben nicht erwähnt, dass die Finanzierung 
eines Fernsehers nach den geltenden gesetzli-
chen Regelungen nicht zur Erstausstattung ge-
hört. Man kann darüber streiten, ob ein Fernse-
her zur Erstausstattung oder zur Zweitausstat-
tung gehört. Sie haben hier allerdings eine 
Scheindebatte angezettelt, und das, finde ich, 
ist nicht in Ordnung.  
 
Viel besser wäre es gewesen, darüber zu spre-
chen, wie es uns in Bremen gelingen kann, die 
Menschen zu erreichen, die nicht in der Lage 
sind, sich eine Box zu kaufen, weil sie sagen, 
ich habe diese 60 oder 70 Euro nicht angespart, 
oder ich erfahre jetzt erst, dass Ende März auf 
DVB-T2 umgeschaltet wird. Wichtig wäre es ge-
wesen, darüber zu sprechen, wie wir diese 
Menschen erreichen, damit sie zum Amt gehen, 
einen Antrag stellen, um ein Darlehen gewährt 
zu bekommen, sodass sie sich eine Box kaufen 
können und nicht vor der schwarzen Matt-
scheibe sitzen müssen. Ich wünsche mir ein 

bisschen mehr Ehrlichkeit Ihrerseits. Gern 
komme ich in einer zweiten Runde zu weiteren 
Ausführungen wieder. - Danke!  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen).  
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Grönert.  
 
Abg. Frau Grönert (CDU)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Die Frage nach der 
Kostenübernahme wurde hier bereits vor eini-
gen Monaten von der Sozialsenatorin in einer 
Frage für die Fragestunde mit einem deutlichen 
Nein beantwortet. 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Korrekt!)  
 
Dieses Nein wurde auch erklärt. Daher habe ich 
mich schon gewundert, dass dann plötzlich der 
Antrag doch noch eingereicht wurde, weil klar 
sein musste, dass Sie sich ein Nein abholen 
werden! 
 
Die Umstellung auf DVB-T2 war lange ange-
kündigt, und die Summe für diese Umstellung 
ist grundsätzlich im normalen Regelbedarf ent-
halten. Das wurde eben auch ausgeführt. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Versuchen Sie 
das einmal!) 
 
Jetzt warten Sie erst einmal ab! 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Hier werden Sa-
chen erzählt, da geht mir das Klappmesser 
hoch! - Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Ich hoffe, nicht im Plenarsaal!) 
 
 
Jetzt warten Sie doch ab! Jeder Betroffene 
hatte auch bereits seit vielen Monaten grund-
sätzlich die Möglichkeit, etwas für die Umstel-
lungskosten zurückzulegen. Wer das Geld 
trotzdem nicht hat, aber weiterhin fernsehen 
können möchte, kann ein Darlehen beim Job-
center oder beim Amt für Soziale Dienste bean-
tragen, damit er nicht auf das Fernsehen ver-
zichten muss.  
 
 
Das Argument der LINKEN, dass Bremen und 
Bremerhaven doch auch in anderen Bereichen 
außerhalb der Grundversorgung etwas dazuge-
ben würden, wie zum Beispiel bei den Kosten 
für Verhütungsmittel, zeigt, dass hier bei der 
LINKEN etwas fehlgeleitet läuft. Sich jetzt da-
rauf zu berufen, um Druck zu erzeugen, zeigt 
nur, wie schnell gut gemeinte soziale Zuge-
ständnisse als Rechte gesehen werden, von 
denen man dann eben schnell noch mehr for-
dern kann.  
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Die Umstellung auf DVB-T2, die ich mir übri-
gens auch nicht aussuchen kann, will ich als 
solche auch gar nicht bewerten, aber sie wurde, 
wie gesagt, bereits lange angekündigt, und es 
gibt notfalls finanzielle Unterstützung in Form 
eines Darlehens. Deshalb wird auch die CDU-
Fraktion den Antrag der LINKEN ablehnen.  
 
Trotzdem möchte ich noch abseits von dieser 
politisch sicher nachvollziehbaren Entschei-
dung ein paar Sätze sagen, denn für eine 
Scheindebatte, wie Herr Öztürk sagte, halte ich 
das, ehrlich gesagt, auch nicht. Es gibt ja doch 
viele Menschen, die davon betroffen sind, ge-
rade die, die ohnehin jeden Cent umdrehen 
müssen. Sie können diese Umstellung auf 
DVB-T2 nicht abbestellen. Sie haben sie nicht 
bestellt und können sie auch nicht abbestellen. 
Sie werden nun mit diesen 70 Euro belastet, 
ohne darauf Einfluss zu haben, und nur, um hin-
terher weiter fernsehen zu können. Das ist eine 
Entwicklung, die, wenn auch technisch sicher 
gut begründbar, in ihrer Auswirkung aber ge-
rade für viele Sozialleistungsempfänger, die 
eben im Moment wirklich mit nur rund 400 Euro 
auskommen müssen, unbestritten nur sehr 
schwer zu verkraften ist, denn es bleibt ja für 
viele der Betroffenen auch nicht einmal bei den 
70 Euro Umstellungskosten; es wird ja letztlich 
für viele auch laufend teurer, wie gewohnt wei-
ter fernzusehen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Da haben Sie 
aber noch einmal die Kurve bekommen!) 
 
Diese Entscheidung ist aber bereits auf einer 
anderen Ebene gefallen, und sie ist dem tech-
nischen Fortschritt geschuldet, dem wir uns an-
dererseits auch nicht in den Weg stellen wollen. 
Ich hoffe allerdings, dass die Nachricht über die 
Ende März anstehende Umstellung inzwischen 
wenigstens alle Betroffene auch erreicht hat 
und nicht zu viele plötzlich völlig überrascht. Ich 
hoffe auch, dass diese doch kostenintensive 
Umstellung für viele für längere Zeit eine der 
letzten ist und sich nicht gleich wiederholt.  
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.  
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ja, die 
Umstellung auf DVB-T2 erfolgt, und die Men-
schen müssen diese Umstellung selbst bezah-
len. Das ist rechtlich so geregelt, nicht von uns 
in der Bremischen Bürgerschaft, sondern vom 
Bundesgesetzgeber und denjenigen, die das 
festlegen, was in Sozialhilfesätzen ist und was 
nicht. Die Regelsätze umfassen persönliche 
Bedarfe. Wir können über die Höhe streiten, ob 

sie ausreichend ist oder nicht, aber der Bundes-
gesetzgeber hat die Auffassung, dass es aus-
reichend ist. Jetzt sind wir als Notlageland ge-
fragt, ob wir noch mehr Geld dazugeben. 
 
(Präsident Weber übernimmt wieder den Vor-
sitz.) 
 
 
Dann muss ich sagen, als Kommune oder als 
Land, die sich hier überlegen müssen, wo sie 
ihre Prioritäten setzen, müssen wir dann abwä-
gen, wofür wir Sonderleistungen geben können 
und dürfen. In diesem Fall dürfen wir es nicht, 
aber trotzdem möchte ich an dieser Stelle auch 
sagen, es ist mehr als daneben und ein Ver-
gleich von Äpfeln und Birnen, die Gewährung 
von Verhütungsmitteln mit der Gewährung von 
Fernsehempfängern zu vergleichen. Das ist völ-
lig daneben, und insofern möchte ich doch da-
rauf hinweisen, dass das der falsche Vergleich 
ist, der mehr als hinkt, das sei mir doch bitte ge-
stattet! 
 
(Beifall FDP) 
 
Insofern kommen wir als Freie Demokraten zu 
dem Schluss, wir sagen, es ist vom Bundesge-
setzgeber so geregelt, es besteht hier rechtlich 
keine Möglichkeit, aus Bremer Sicht diese Mittel 
zusätzlich zu geben, aber selbst wenn es recht-
lich zulässig wäre, müssten wir uns die Frage 
stellen, ob wir uns das als Kommune mit unse-
rem Schuldenstand leisten können und wollen. 
Da sagen wir, auch wenn wir es für notwendig 
erachten, dass es öffentlich-rechtlichen Rund-
funk gibt und es wichtig ist und auch zum Bil-
dungsauftrag gehört, dass möglich viele Men-
schen erreicht werden, die Kommune kann das 
nicht leisten! - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Hamann.  
 
Abg. Hamann (SPD)*): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen - es sind noch ein 
paar Besucher da -, liebe Besucher! Es wird Sie 
nicht verwundern, dass wir - der Kollege Öztürk 
hat es schon angekündigt - als rot-grüne-Koali-
tion diesen Antrag ablehnen werden. Die Be-
gründungen sind ja schon genannt worden. Ja, 
DVB-T2 haben sich die Leute nicht aktiv ausge-
sucht, das ist der technologische Fortschritt. 
Man kann sagen, wir brauchen ihn nicht, aber 
wenn man HD schauen möchte, ist es die heu-
tige Möglichkeit, das hinzubekommen. Irgend-
wann ist auch einmal das Farbfernsehen erfun-
den worden, da haben am Anfang auch viele 
gemeint, es nicht zu brauchen. 
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(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Das ist schon deswe-
gen falsch, weil man mit einem Farbfernsehge-
rät auch Schwarz-Weiß-Fernsehen sehen 
konnte! Das ist kein technologischer Fortschritt, 
sondern Ausgrenzung!) 
 
Gut, der Vergleich hinkt vielleicht ein bisschen, 
aber auch dort musste man, wenn man es ha-
ben wollte, zur Umstellung kommen. Das ist 
eben der technologische Fortschritt.  
 
Die Bundesgesetzgebung ist angesprochen 
worden, und ich habe einmal eben recherchiert, 
es gibt jetzt ein aktuelles Urteil beziehungs-
weise eines, das ich gefunden habe, des Sozi-
algerichts Berlin vom 28. Februar 2017. Das 
Sozialgericht Berlin hat entschieden, dass es so 
in Ordnung ist, dass die entsprechenden Gerät-
schaften durch die Betroffenen anzuschaffen 
sind und dementsprechend die gesetzliche Re-
gelung so in Ordnung ist. Geklagt hatte eine 
Dame, die das bezuschusst haben wollte. Da-
her sind wir an der Stelle sauber, kann man sa-
gen.  
 
Es ist auch angesprochen worden, wer nicht in 
der Lage ist, diese 40 bis 150 Euro, je nach Mo-
dell für ein Receiver-Modell, auf einmal aufzu-
bringen, der kann einen Antrag bekommen, der 
kann einen Antrag auf ein Darlehen bekommen. 
So ergibt der Satz dann doch noch einen Sinn, 
ja. 
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Der bekommt das so-
gar gewährt, nicht nur den Antrag!) 
 
Vielleicht, das ist ja nicht meine Entscheidung 
an der Stelle.  
 
 
Dann ist eine Sache auch noch nicht zu ver-
nachlässigen, für viele Leute wird danach das 
Bezahlen nicht zu Ende sein, weil auch viele 
Privat-TV-Anbieter die Gelegenheit nutzen, mit 
der neuen Technologie und Hinweis auf die 
bessere Qualität auch eine monatliche Gebühr 
zu erheben oder einen Beitrag zu erheben. Ich 
glaube, bei ProSieben oder der RTL-Gruppe 
sind es in etwa um sechs oder sieben Euro pro 
Monat, die zusätzlich dazukommen. Daher ja, 
die Lage ist so, wie sie dargestellt worden ist.  
 
 
Mich interessiert an der Stelle noch, Frau Sena-
torin, wir hatten ja, ich glaube, im Mai letzten 
Jahres schon das Thema angesprochen, es ist 
diskutiert worden, inwieweit so eine Art Informa-
tionskampagne durchgeführt worden ist. Schön 
wäre es, wenn wir eben nicht bei der Umstel-
lung am nächsten Morgen x-hundert Leute ha-
ben und uns hier mit E-Mails und so belegen 
lassen müssen.  

(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das sieht man doch 
immer unten im Fernseher!) 
 
Die Kollegin Frau Grotheer sagt es auch ge-
rade, es wird immer noch, glaube ich, unten ein-
geblendet. Daher, meine ich, sollten alle mit 
dem Thema jetzt vertraut sein. Die Lage ist nicht 
schön für die Betroffenen, das will ich in keiner 
Weise schönreden, aber die Lage ist jetzt an der 
Stelle so, dass wir diesem Antrag nicht folgen 
werden. Die Gründe sind genannt worden. - 
Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Erlanson.  
 
Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Natürlich ist 
mir bekannt, dass zurzeit Urteile vorliegen - der 
Kollege vorher hat es ausgeführt, dass es ver-
schiedene erstinstanzliche Urteile gibt -, die im 
Moment sagen, ja, das muss aus dem Regel-
satz finanziert werden. Es gibt natürlich Streit 
darüber, es gibt gerichtliche Auseinanderset-
zungen darüber, ob das so ist.  
 
Ich vertrete nach wie vor die Auffassung, wenn 
man als Kommune der Meinung ist, dass man 
bestimmte Gerechtigkeitslücken vielleicht 
schließen will, dann kann man das als Parla-
ment tatsächlich unterstützen.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es kann sein, dass das wegen der Schulden-
bremse irgendwie schlecht aussieht, aber trotz-
dem!  
 
Ich meine, mein Vorredner hat mit den Zahlen 
jongliert, die so auch nicht stimmten. Mir liegt 
der Digitalisierungsbericht 2016 vor, danach 
verfügen 59 Prozent über einen Kabelan-
schluss, 22 Prozent empfangen Fernsehen 
über Satellit, und 22 Prozent nutzen die digitale 
Antenne.  
 
(Abg Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): 
Also über 80 Prozent!) 
 
Es sind keine 80 Prozent, es sind nur 59, auf-
gerundet sind es von mir aus dann eben 60 Pro-
zent, aber nicht mehr! Ich denke, die Zahl von 
73 000 Menschen, die in Bremen erst einmal 
davon betroffen sind, ist keine geringe Summe. 
 
Ich möchte jetzt noch einmal ganz, ganz deut-
lich sagen, warum wir uns als LINKE an dieser 
Stelle dermaßen echauffieren, obwohl die Ent-
scheidung schon gefallen ist. Ich will versuchen, 
Ihnen das ein bisschen näher zu bringen.  
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Ich denke, wir leben heute in einer Situation, in 
der wir uns verdutzt die Augen reiben und uns 
im postfaktischen Zeitalter wähnen. Wir reiben 
uns die Augen und sehen Trump, wir haben 
Angst vor Marine Le Pen, und wir reiben uns 
verdutzt die Augen und sehen die AfD im eige-
nen Land. Liebe Kollegen und Kolleginnen, man 
muss dann doch wirklich einmal sagen, das ein-
zige wirklich wirksame Mittel gegen Rechtspo-
pulismus, gegen Fake News und andere hirn-
lose Rohheiten ist Bildung, Bildung, Bildung, 
aber auch soziokulturelle Teilhabe. Verdammt 
noch einmal, das ist wichtig! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
 
Um es noch einmal deutlich zu sagen, schauen 
Sie sich doch einmal die Realität an! Wenn Sie 
erwarten, dass Menschen weiter in unserer Ge-
sellschaft integriert bleiben, wenn Sie wollen, 
dass sie sich aktiv beteiligen, dann muss man 
doch einmal sagen, derjenige, der sich zum Bei-
spiel in der Bremer Politik engagieren soll oder 
will, verdammt noch einmal, der muss „buten un 
binnen“ schauen können! 
 
(Beifall DIE LINKE - Abg. Leidreiter [LKR]: Den 
Sender können wir abschaffen!) 
 
Welche Informationen gibt es denn hier, ver-
dammt noch einmal! Man muss doch dazu in 
der Lage sein. Wenn man Hartz-IV-Empfänger 
oder Grundeinkommensempfänger ist, dann ist 
das wirklich schwer, dass man das überhaupt 
erreichen kann. Deshalb ist das ein Punkt, an 
dem wir sagen, verdammt noch einmal, das ist 
wichtig, darum müssen wir uns kümmern! 
 
 
Ein bisschen Polemik ist auch immer dabei. Ich 
habe mich schon etwas geärgert, wenn die Se-
natorin im „Weser-Report“ sagt - ich zitiere -:„ 
DIE LINKE sollte endlich aufhören, den Men-
schen Hoffnungen zu machen, Bremen könne 
mehr tun und die Geräte zahlen.“ Frau Senato-
rin, ich kann Ihnen sagen, wir werden das in die 
Hartz-IV-Beratungsstellen mitnehmen, wir wer-
den das mitnehmen zu den Leuten, die Hartz IV 
oder die Grundsicherung bekommen, und wer-
den ihnen mitteilen, dass sie auf die Grünen 
keine Hoffnungen mehr setzen müssen. Das ist 
vorbei! - Danke! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Mustafa Öztürk.  
 
(Abg. Röwekamp (CDU): Das führt uns zu der 
Frage, was er denen bisher erklärt hat!) 
 

Abg. Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Kollege Erlanson, Sie 
haben mich heute mit Ihrer wirklich populisti-
schen Rede verwirrt. 
 
(Abg. Leidreiter [LKR]: Bravo!) 
 
Das Thema wird von Ihnen total instrumentali-
siert. Sie sprechen hier von Fake News, von 
Trump, Sie stellen sich hierhin und erzählen 
den Menschen draußen, die uns auch noch zu-
hören, dass sie in Zukunft nicht mehr „buten un 
binnen“ und öffentlich-rechtliches Fernsehen 
wegen der Umstellung auf DVB-T2 empfangen 
können. 
 
(Abg. Erlanson (DIE LINKE): Das habe ich nicht 
gesagt!) 
 
Doch, das haben Sie gesagt! Sie hätten sagen 
müssen, deswegen sage ich das jetzt mit mei-
nen Worten, Herr Erlanson, ich werbe um Ge-
duld, auch wenn Sie die Debatte jetzt emotional 
führen: Wenn auf DVB-T2 umgestellt wird, wird 
jeder Bürger in diesem Land trotzdem die öf-
fentlich-rechtlichen Programme empfangen 
können, weiterhin die Privaten für mindestens 
ein Jahr, und danach hat er die Wahlentschei-
dung, wenn er RTL 2 zusätzlich sehen möchte, 
dann muss er bezahlen.  
 
(Abg. Erlanson [DIE LINKE]: Sie reden von et-
was, von dem ich nicht gesprochen habe!) 
 
Vielleicht stellen Sie dann auch einen Antrag, 
dass die Kommune zahlen soll, damit die Bür-
ger RTL 2 schauen können! Ich weiß nicht, ob 
Sie einen entsprechenden Antrag stellen. Zur 
Wahrheit gehört aber, dass der Zugang zu den 
öffentlich-rechtlichen Programmen nicht ver-
sperrt ist. Das hätten Sie sagen müssen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das hat er nicht 
erzählt!) 
 
Doch, das hat er gemacht!  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das hat er eben 
gerade nicht erzählt! Reden Sie keinen Stuss, 
Herr Öztürk! - Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das mit dem Stuss nehmen Sie jetzt aber 
zurück! - Unruhe - Glocke) 
 
Ich erzähle hier keinen Stuss! Frau Vogt, wenn 
ich Herrn Kollegen Erlanson missverstanden 
hätte, dann würde ich jetzt hier nicht stehen und 
das zurückweisen, was er gesagt hat, also 
muss ich ja wohl das Richtige verstanden ha-
ben. Von mir aus können Sie eine Fake-News-
Debatte führen, das ist mir jetzt an dieser Stelle 
wirklich völlig egal.  
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Ich möchte noch einmal auf Folgendes hinwei-
sen: Herr Erlanson, Sie haben die Zahlen ge-
nannt, und auch die Zahlen haben Sie nicht kor-
rekt zitiert, Sie haben nämlich an einem Punkt 
innegehalten. Sie haben gesagt, 59 Prozent der 
Bürger empfangen Fernsehen über Kabel - und 
wir reden über das Bundesland Bremen -, 59 
Prozent. Knapp 30 Prozent empfangen über 
Satellit.  
 
(Abg. Erlanson (DIE LINKE): 22!) 
 
Gut, 22 Prozent, trotzdem komme ich immer 
noch auf über 80 Prozent - ich kann ja  ein biss-
chen rechnen -, wenn ich die beiden Zahlen ad-
diere. Ich komme also auf über 80 Prozent der 
Bevölkerung Bremens, die eben nicht über 
DVB-T, sondern über Satellit, über Kabel, über 
IPTV oder über mobile Endgeräte, weil man die 
Mediathek nutzt, den Zugang zum öffentlich-
rechtlichen Fernsehen haben. Das hätten Sie 
sagen müssen.  
 
 
Wie gesagt, Sie haben hier eine richtige Popu-
lismusdebatte geführt und streuen den Leuten 
Sand in die Augen. Es ist nicht so, wie Sie es 
dargestellt haben. An der Stelle möchte ich 
wirklich einen Strich unter diese Debatte zie-
hen. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit!  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Senatorin Stahmann.  
 
Senatorin Stahmann*): Herr Präsident, sehr 
verehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr 
Erlanson! Es ist von den Vorrednerinnen und 
Vorrednern schon angesprochen worden, dass 
wir nicht das erste Mal über die Einführung des 
digitalen Antennenfernsehens reden. DVB-T ist 
schon vor einigen Jahren eingeführt worden, es 
war auch genauso, dass Menschen sich Recei-
ver anschaffen mussten. Wir haben uns im Mai 
vergangenen Jahres auch in der Bremischen 
Bürgerschaft mit dem Thema auseinanderge-
setzt. 
 
Herr Erlanson, ich habe eine Kollegin in Berlin, 
die auch Sozialsenatorin ist, sie ist von der 
LINKEN. Bei der letzten Ministerkonferenz ist 
mir kein Antrag der LINKEN-Sozialminis-
terinnen und -Sozialminister aufgefallen, der 
dieses Thema umfasst hat. Es gab keine De-
batte. 
 
(Zuruf Bündnis 90/Die Grünen: Hört, hört!) 
 
Es gab einen Austausch über die Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts, und jetzt liegt 
seit wenigen Tagen eine Rechtsprechung des 

Berliner Sozialgerichts vor. Es hat eine Be-
troffene geklagt, Herr Hamann hat das richtiger-
weise angesprochen. Es ist geurteilt worden, 
dass digitales Fernsehen eben kein grundle-
gendes Bedürfnis ist, dass ein Receiver nicht 
zur Erstausstattung gehört, er ist kein Haus-
haltsgerät.  
 
Es kommen zusätzliche Kosten auf Hilfeemp-
fänger zu, ja, das muss man dann von seinem 
Regelsatz auch abzwacken. Über die Höhe des 
Regelsatzes haben wir hier in der Bürgerschaft 
auch oft gesprochen, aber das Bundessozialge-
richt in Kassel hat vor einiger Zeit ein Grund-
satzurteil gefällt, dass eben Fernsehgeräte 
nicht zur Erstausstattung gehören, dass Fern-
sehen zu Unterhaltung und Information gehört, 
es aber kein Grundbedürfnis wie Essen und 
Schlafen ist.  
 
Wir haben uns dafür entschieden, dass wir ein 
Darlehen gewähren. Ich finde Ihren Ansatz 
sympathisch. Wenn man ein Herz hat, denkt 
man auch, Mensch, das ist ja ein guter Vor-
schlag von der LINKEN, aber wir würden damit 
auch ein großes Fass aufmachen, was wir denn 
noch alles zusätzlich finanzieren sollten. Das 
muss man auch einmal vom Ende her denken. 
Auch auf Bundesebene sind mir kein anderer 
Sozialminister, kein Sozialsenator und keine 
Sozialsenatorin bekannt, die gesagt hätten, bei 
diesem Thema davon abzuweichen. Deswegen 
haben wir diesen Weg gewählt, ich bitte, das zu 
akzeptieren!  
 
Ich finde es absolut in Ordnung, dass ich in ei-
nem Pro und Kontra vom „Weser-Report“, der 
über diese Frage berichtet hat, den Leuten auch 
redlich sage, was sie zu erwarten haben, und 
da nicht irgendetwas verspreche, was wir nicht 
halten können.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Das finde ich auch falsch, dass man sagt, dies 
und jenes könnten wir tun, und ja, Herr Erlan-
son, wir sind ein Haushaltsnotlageland! Wenn 
wir jetzt anfangen, freiwillige Leistungen auszu-
zahlen, die Debatte ließe nicht lange auf sich 
warten, auch von den anderen Ländern, die sa-
gen, Mensch, ihr bekommt Geld von uns, und 
ihr bezahlt dies und jenes, das machen wir aber 
in Baden-Württemberg und Bayern nicht, und 
wir haben auch bei uns arme Menschen! 
 
Wir halten uns also an die Gesetze, wir halten 
uns in dieser Frage an die Regeln. Ich glaube, 
die Spielregeln haben wir auch klar bekannt ge-
macht. Es haben Kampagnen stattgefunden. 
Jeden Tag wird im Fernsehen eingeblendet, 
dass der Standard umgestellt wird. Die Men-
schen konnten sich darauf einstellen. Ich will 
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noch einmal sagen, die Kosten belaufen sich 
auf 40 bis 60 Euro, wenn man in die großen Bre-
mer Elektromärkte geht. Das ist Geld, das man 
auch ansparen kann. Wie gesagt, eine Grund-
satzdebatte auf Bundesebene über die Höhe 
von Hartz-IV-Regelsätzen muss man auch im 
Bundestag führen. Wir haben das ja einmal vor 
einiger Zeit anhand der Regelsätze, die Kinder 
zugestanden werden, gemacht. Auch da sehe 
ich Nachbesserungsbedarf, das will ich an die-
ser Stelle sagen.  
 
 
Herr Erlanson, Sie finden, die Menschen sollen 
„buten un binnen“ sehen, „buten un binnen“ ist 
aber nicht hier, um über diese Debatte zu be-
richten! Das finde ich auch sehr schade, aber 
wir hoffen, dass Sie uns jetzt nicht weiter mit 
Fragen in dieser Hinsicht bombardieren, denn 
ich sage es noch einmal klipp und klar: Wir wer-
den es nicht machen, da fußt unsere Handha-
bung auf geltenden Gesetzen und Gerichtsur-
teilen, so ist die Lage! - Danke für das Zuhören! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD).  
 
 
Präsident Weber: Weiter Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der 
Drucksachen-Nummer 19/456 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR) 
 
Stimmenthaltungen?  
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab.  
 
 
Ortsgesetz zur Änderung von Zuständig-
keitsvorschriften zur Gründung eines Ord-
nungsamtes und zur Übertragung von Auf-
gaben aus dem Stadtamt auf den Senator 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 
Mitteilung des Senats vom 28. Februar 2017 
(Drucksache 19/467 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Ehmke. 

Nachträglich möchte ich Ihnen noch mitteilen, 
dass die städtische Deputation für Inneres in ih-
rer Sitzung am 2. März 2017 dem Gesetzent-
wurf zugestimmt hat. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Senkal. 
 
Abg. Senkal (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Hinter dieser 
doch sehr technischen Vorlage, die wir heute 
debattieren, verbirgt sich eine grundlegende 
Veränderung in Teilen der Bremischen Verwal-
tung. Normiert wird hier rein rechtlich die Ände-
rung von Zuständigkeitsvorschriften zur Grün-
dung eines Ordnungsamtes und zur Übertra-
gung von Aufgaben aus dem Stadtamt auf den 
Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen. Diese 
Vorlage bezieht sich hier in der Stadtbürger-
schaft logischerweise auf die zu ändernden 
Ortsgesetze. Auch die Bürgerschaft (Landtag) 
wird sich in ihrem entsprechenden Zuständig-
keitsbereich mit weiteren zu ändernden Geset-
zen beschäftigen.  
 
Die Erforderlichkeit der Umstrukturierung ist 
selbsterklärend. Nach Auflösung des Stadtam-
tes und Gründung der Nachfolgeämter in klei-
neren Einheiten bedarf es auch der gesetzli-
chen Änderung. Im Vordergrund steht für mich 
persönlich aber nicht die juristisch-technische 
Vorlage, sondern die tatsächliche Veränderung, 
gerade im Hinblick auf das neue Ordnungsamt.  
 
Die Neustrukturierung des Stadtamtes in kleine-
ren und flexibleren Einheiten soll der verbesser-
ten Steuerungsfähigkeit dienen, wie es dazu 
auch in der entsprechenden Deputationsvor-
lage heißt. Schon wieder recht technisch, tat-
sächlich sollen aber schlicht und einfach die 
Bürgerinnen und Bürger eine verbesserte 
Dienstleistung auf ihrem Amt gewährleistet be-
kommen, denn die jüngere Geschichte des 
Stadtamtes ist keine, mit der man sich rühmen 
kann. Es erfolgten immer wieder Notmaßnah-
men, es bestand Veränderungsbedarf und vor 
allem Verbesserungsbedarf.  
 
Dazu reichen natürlich nicht das Aufsplitten in 
kleinere Einheiten und eine neue Namensge-
bung, denn die Aufgaben des Ordnungsamtes 
werden weiterhin Aufgaben des allgemeinen 
und besonderen Ordnungsrechts bleiben. Dazu 
gehören Maßnahmen nach dem Polizeigesetz, 
zum Beispiel Fanmarschverbote und Sicher-
stellungen oder Ordnungsverfügungen gegen-
über Sportwettbüros nach dem Bremischen 
Glücksspielgesetz, Erlaubnisse für Sondernut-
zungen nach dem Bremischen Landesstraßen-
gesetz, Aufgaben nach dem Versammlungs- 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/467%20S
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und Vereinsgesetz, Alkoholtestkäufe, Erlaub-
nisse für Freiluftpartys und so weiter.  
 
Darüber hinaus wird das Ordnungsamt auch die 
Aufgaben der Waffenbehörde, wie die Ertei-
lung, Versagung oder Aufhebung von Waffen-
erlaubnissen sowie die Kontrolle der sicheren 
Aufbewahrung von Waffen, wahrnehmen und 
wie zuvor Abteilung 2 des Stadtamtes in der so-
genannten Bußgeldstelle allgemeine Ord-
nungswidrigkeiten und Verkehrsordnungswid-
rigkeiten bearbeiten. Schließlich soll auch die 
bisher der Abteilung 3 des Stadtamtes zugewie-
sene Verkehrsüberwachung in das Ordnungs-
amt eingegliedert werden.  
 
Im Koalitionsvertrag haben wir außerdem die 
Gründung eines städtischen Ordnungsdienstes 
beschlossen. Die Voraussetzungen dafür müs-
sen auch hier schon Berücksichtigung finden, 
sodass ein Modell dafür entwickelt werden 
kann. Mit einem solchen Ordnungsdienst soll 
sowohl für den Bereich Jugendschutz, für die 
Gewerbeüberwachung und die Kontrollen von 
Spielhallten als auch bei Beschwerden über 
Lärm, Behinderung und Verschmutzung auf öf-
fentlichen Flächen zukünftig eine konkrete Zu-
ständigkeit entstehen. Ein Modell soll einen 
Streifendienst und auch Außendiensttätigkeiten 
vorsehen. Dieser neu zu gründende städtische 
Ordnungsdienst soll in das Ordnungsamt inte-
griert werden. Ich denke aber auch, hierin kann 
eine erhebliche Prozessoptimierung liegen.  
 
Zur Effizienzsteigerung liegt auch Potenzial in 
der technischen Fortentwicklung, die im Ord-
nungsamt und anderen neu gegründeten Äm-
tern stets Berücksichtigung findet. So soll die in 
der Bußgeldstelle bereits eingesetzte E-Akte 
durch eine automatisierte Übernahme von ein-
gehenden E-Mails in die E-Akte, elektronische 
Aktenübermittlung an Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte sowie elektronische Datenüber-
mittlung aus den melde- und verkehrsrechtli-
chen Fachanwendungen in die Bußgeldakte 
dazu beitragen. Gleiches gilt im Bereich der 
Verkehrsüberwachung für den Einsatz leis-
tungsfähiger mobiler Erfassungsgeräte. Aus 
diesen Gründen befürworte ich diese Vorlage 
und begrüße die stetige Verbesserung im Be-
reich Bürgerservice, die hier beginnt.  
 
Doch lassen Sie mich zum Abschluss ergän-
zen: Guter Bürgerservice ist aber auch nur 
möglich, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zufrieden und motiviert sind, und dazu ist 
es auch wichtig, die hohe Arbeitsbelastung zu 
verringern. Das kann in einigen Bereichen mit 
mehr Personal erreicht werden. Sie sehen, wir 
befinden uns in den Haushaltsberatungen! - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!  
 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will die 
Rede von Herrn Senkal hier jetzt nicht entspre-
chend würdigen. Es geht um die Zerteilung des 
Stadtamts und die Verlagerung bestimmter Zu-
ständigkeiten in das Wirtschaftsressort. Das In-
nenressort soll zudem ein Ordnungsamt grün-
den, das die Zuständigkeiten des ehemaligen 
Stadtamts übernimmt. 
 
Vorweg: Wir sind nicht grundsätzlich gegen die 
Neuaufteilung des Stadtamts, das habe ich 
auch schon des Öfteren betont. Das Stadtamt 
war in der bisherigen Form eine eher chaotisch 
geführte Großbehörde. Die Probleme sind be-
kannt: Ein enormer Krankenstand, Personalab-
bau und eine hohe Personalfluktuation haben 
die Situation im Stadtamt eigentlich für alle Be-
teiligten in den letzten Jahren zu einer Zumu-
tung werden lassen. Dass man das ändern will, 
das finden wir durchaus richtig.  
 
Ich sage aber an dieser Stelle ganz klar, dass 
viele Probleme des Stadtamts auch ein Ergeb-
nis der Zentralisierung der Bürgerämter aus 
dem Jahr 2003 ist. Ich hätte mir an dieser Stelle 
zu dieser Debatte auch einmal gewünscht, dass 
man das anerkennt und Teile der bestehenden 
Strukturen wieder in die Stadtteile zurückverla-
gert, so zum Beispiel die Melde- und Passange-
legenheiten, aber das wird hier leider nicht ver-
folgt.  
 
Das, was uns heute vorliegt, ist meines Erach-
tens nicht entscheidungsreif. Es gibt immer 
noch kein tragfähiges Personalkonzept für das 
Stadtamt, die daraus hervorgegangenen neuen 
Ämter und die Abteilungen und die strukturellen 
Engpässe bleiben bestehen. Sie werden ein-
fach verlagert und bekommen einen neuen Ti-
tel.  
 
Die inhaltlichen Zuständigkeiten werfen eben-
falls Fragen auf. Ich will einmal zwei, drei 
Punkte benennen, die wir durchaus kritisch se-
hen. Die Abteilung Gewerbe des Stadtamts soll 
in das Wirtschaftsressort verschoben werden, 
darunter fallen Gewerbeanmeldungen, Geneh-
migungen und Aufsicht über Gaststätten, Auf-
sicht über genehmigungspflichtige Tätigkeitsfel-
der, wie zum Beispiel Türsteher und Sicher-
heitsgewerbe. Ehrlich gesagt, ich habe Zweifel, 
ob das inhaltlich sinnvoll ist.  
 
Aus meiner Sicht handelt es sich bei der Kon-
zessionserteilung für Gaststätten oder die Zu-
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verlässigkeitsprüfung für Türsteher um klassi-
sche ordnungspolitische Zuständigkeiten. In 
den Landkreisen oder kreisfreien Städten Nie-
dersachsens sind diese Aufgaben zum Beispiel 
immer fest in der Hand der Ordnungsämter und 
nicht der Gewerbeämter. Ich glaube, dass es 
auch inhaltlich sinnvoll ist, das in Bremen so zu 
belassen.  
 
Ich finde es im Übrigen nicht logisch - das muss 
ich auch einmal an dieser Stelle erwähnen -, 
dass die Ordnungsmaßnahmen im Bereich 
Spielautomaten in das Wirtschaftsressort verla-
gert werden, die Zuständigkeit für Wettbüros 
aber nicht. Die Zuständigkeit für Gewerbebau-
ten im Bereich Bauträger und Baubetreuung 
wechselt in das Wirtschaftsressort, die Zustän-
digkeit für Schornsteinfeger bleibt bei Inneres. 
Dafür gibt es keine nachvollziehbare Begrün-
dung, und das wissen Sie auch.  
 
Ich finde, an dieser Stelle muss man grundsätz-
lich kritisch anmerken, dass es auf jeden Fall 
nicht sein kann, dass die Anwendung und Aus-
legung des Gaststättengesetzes nun eher im 
Sinne von wirtschaftspolitischen Antworten auf 
Standortfragen, anstatt ordnungspolitisch be-
antwortet wird.  
 
Wir sehen einen zweiten Punkt kritisch - und 
das ist auch kein Geheimnis -, nämlich dass die 
Abteilung Marktangelegenheiten zum Wirt-
schaftsressort verlagert wird. Die Abteilung 
Marktangelegenheiten ist für die Volksfeste 
Osterwiese und Freimarkt, aber auch für den 
Weihnachtsmarkt zuständig. In der Abteilung 
wurde bislang alles vom Marketing bis hin zu 
den Ausschreibungen und dem Betrieb der 
Volksfeste organisiert. Es handelte sich in der 
Vergangenheit auch um eine gewachsene 
Struktur.  
 
Jetzt gibt es, auch das ist kein Geheimnis, bei 
den Schaustellern und Schaustellerinnen große 
Befürchtungen, dass sich zukünftig der Charak-
ter der Volksfeste verändert. Herr Strohmann, 
lachen Sie nicht!  
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Nein, ich höre Ihnen 
gespannt zu!) 
 
Wir wissen, dass die Befürchtungen vielleicht 
nicht unbegründet sind. Wenn sie sich auch 
nicht an der Frage der Gebührenordnung fest-
machen, muss man trotzdem schauen, dass die 
Verlagerung zu Wirtschaft und damit gegebe-
nenfalls die Begründung der Zuständigkeit bei 
der WFB nicht zu einer Kommerzialisierung der 
Volksfeste führt. Insofern teile ich die Befürch-
tung der Schaustellerinnen und Schausteller, 
dass es in Zukunft weitere oder größere Bier-
zelte geben könnte, die in der Vergangenheit 

zum Beispiel vom städtischen Messebetrieb be-
reits gefordert worden sind. Daher sehe ich 
auch diesen Punkt eher problematisch.  
 
 
Ich denke, an dieser Stelle wäre es richtig ge-
wesen, den Schaustellern zumindest zu garan-
tieren, dass man innerhalb der bestehenden 
Marktstrukturen einen gewissen Bestands-
schutz garantiert. Das ist leider nicht der Fall ge-
wesen, und das finde ich sehr schade. Schauen 
wir einmal, ob wir gleich noch etwas zu diesem 
Aspekt hören! 
  
Dritter Punkt, Gründung des Ordnungsamts! 
Alle ordnungsrechtlichen Zuständigkeiten, die 
nicht, wie eben beschrieben, nach einem kaum 
nachvollziehbaren Muster in das Wirtschafts-
ressort übergehen, werden von dem neu zu 
gründenden Ordnungsamt wahrgenomen. Das 
Ordnungsamt untersteht weiterhin dem Innen-
ressort. Ich finde, dort gehört es auch hin.  
 
 
Zu den Aufgaben des Ordnungsamts gehört 
zum Beispiel die Verkehrsüberwachung, also 
die Knöllchenverteilung. Bei der Verkehrssach-
bearbeitung fällt durchaus auf, dass das Ver-
kehrsressort bei der Zerlegung des bisherigen 
Stadtamts überhaupt nicht auftaucht. Während 
sich die Senatoren Mäurer und Günthner offen-
sichtlich handelseinig geworden sind, scheint 
die angedachte Übertragung in das grüne Ver-
kehrsressort momentan vollständig blockiert.  
 
(Glocke) 
 
Auch das zeigt, dass die Reform nicht aus ei-
nem Guss ist. Wir werden uns daher bei dieser 
Vorlage der Stimme enthalten.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Hinners.  
 
Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Um es 
gleich deutlich zu machen, die CDU-Fraktion 
wird dem Ortsgesetz zur Gründung eines Ord-
nungsamtes und zur Übertragung von Aufga-
ben aus dem Stadtamt auf den Senator für Wirt-
schaft, Arbeit und Häfen nicht zustimmen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das hätte mich 
jetzt auch gewundert!) 
 
Für uns ist die Aufgabenverlagerung weder ver-
nünftig geplant noch mit den erforderlichen per-
sonellen und materiellen Ressourcen hinterlegt. 
Auf die Einzelmaßnahmen haben meine beiden 
Vorredner schon hingewiesen.  
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Seit Jahren, meine Damen und Herren, haben 
wir hier in Bremen gerade vonseiten der CDU 
auf die Probleme des Stadtamts hingewiesen. 
Die Aufgabenwahrnehmung des Stadtamts war 
für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt 
häufig mehr als mangelhaft und mit der Folge 
überlanger Wartezeiten und hoher Unzufrieden-
heit sowohl bei den Bürgern als auch bei den 
Mitarbeitern des Stadtamts verbunden. 
  
Immer wieder haben wir hier in der Bürgerschaft 
den zuständigen Innensenator aufgefordert, 
endlich die Probleme für alle Beteiligten ver-
nünftig zu lösen. Der ehemalige Staatsrat und 
jetzige BKA-Präsident Holger Münch hatte mit 
einer umfangreichen Analyse der Arbeitsab-
läufe sehr gute Vorarbeit geleistet, um den de-
solaten Zustand im Stadtamt zu verbessern. Mit 
seinem Weggang vor mehr als zwei Jahren sind 
diese Ziele vom Innensenator mit dem Ergebnis 
nicht weiter verfolgt worden, dass das Stadtamt 
immer mehr Probleme bekommen hat.  
 
Meine Damen und Herren, nun versucht der Se-
nat durch die Auflösung des Stadtamts dem 
Herr zu werden, allerdings nicht, indem er die 
Arbeitsabläufe sowie die Personal- und Finanz-
ausstattung im Stadtamt verbessert, sondern 
indem er die Aufgaben ohne Weiteres in andere 
Ressorts verlagert. Wir haben es eben schon 
gehört.  
 
Heute befassen wir uns unter anderem auch mit 
der Verlagerung von Aufgaben in Gewerbe-, 
Markt- und Fischereiangelegenheiten und der 
Gründung des Ordnungsamts. Die Regelung 
zur Übertragung der Marktangelegenheiten und 
das Verhalten auf Volksfesten, meine Damen 
und Herren, betreffen vornehmlich den bei Be-
suchern sehr beliebten Freimarkt, den Weih-
nachtsmarkt und die Osterwiese, also Familien-
feste für Jung und Alt mit überregionaler Bedeu-
tung. 
 
Ordnungspolitisch - wir haben eben schon eini-
ges dazu gehört - lag die bisherige Zuständig-
keit beim Stadtamt und damit ideal beim Innen-
senator, weil in eigener Zuständigkeit auch Auf-
lagen der Polizei und Feuerwehr ohne Zustän-
digkeitsgerangel von Stadtamt berücksichtigt 
werden konnten. Meine Damen und Herren, 
durch die Aufgabenverlagerung sind in Zukunft 
nach Ansicht der CDU-Fraktion hier erhebliche 
Probleme zu erwarten, da der direkte Zugriff auf 
die Polizei und die Feuerwehr nicht mehr mög-
lich sein wird. 
  
Ein weiterer Kritikpunkt an der Aufgabenverla-
gerung, der insbesondere aus den Reihen der 
Schaustellerverbände zu vernehmen ist, ist die 
Befürchtung, dass in Zukunft nicht mehr eine 
senatorische Behörde, sondern eine GmbH für 

das Marktwesen mit der Folge einer Kommerzi-
alisierung der Märkte zuständig werden könnte. 
Am Beispiel anderer Volksfeste ist zu erkennen, 
wohin das führt, nämlich zu mehr Alkoholaus-
schankbetrieben, damit zu mehr Sicherheits-
problemen und naturgemäß weniger Familien-
fest, weil Eltern mit ihren Kindern kaum noch 
entsprechende Angebote vorfinden werden.  
 
Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion 
hat mehrfach vom Senat ein Gesamtkonzept 
zur Verbesserung der Situation im Stadtamt 
verlangt. Es liegt immer noch nicht vor. Statt-
dessen versucht der Senat, wie im vorliegenden 
Fall, durch Einzellösungen die Probleme auf 
verschiedene Ressorts zu verteilen, aber nicht 
zu lösen. Wir lehnen deswegen den Antrag ab.  
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Zenner.  
 
Abg. Zenner (FDP)*): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Das Stadtamt hat uns in 
den letzten Monaten des Öfteren beschäftigt. 
Das Stadtamt war einmal ein Herzstück der In-
nenverwaltung und sollte auch eigentlich ein 
Herzstück der Innenverwaltung bleiben. Aus-
länderangelegenheiten, Kfz-Zulassungen, Ge-
werbe, Märkte, ordnungsrechtliche Fragen, all 
dies wurde im Stadtamt behandelt. Ein Innen-
senator, der scheibchenweise diese Zuständig-
keiten in andere Ressorts abgibt, schafft sich 
teilweise selbst ab und verliert die Fähigkeit des 
politischen Gestaltens.  
 
(Beifall FDP - Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: 
Nein, Uli schafft sich nicht selbst ab! Das glaube 
ich nicht!)  
 
Wir haben Mängel im Standesamt gehabt - das 
gehört jetzt nicht unmittelbar zum Stadtamt -, da 
lag es an Krankheiten und an mangelnder Moti-
vation der Mitarbeiter. Wir hatten auch aufgrund 
der Flüchtlingswelle einen Überhang im Stan-
desamt, wir hatten bei den Kfz-Zulassungen 
und in der Ausländerbehörde aufgrund beson-
deren Andrangs Probleme. Worum es aber 
geht, sind nicht zeitliche Besonderheiten, son-
dern wenn man eine Behörde reformieren will, 
dann muss man sich mit den Strukturmängeln 
dieser Behörde beschäftigen, und dies ist nicht 
abschließend erfolgt und nicht abschließend 
umgesetzt. 
 
(Beifall FDP - Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Hört, 
hört!) 
 
Ich weiß bis heute nicht, welche strukturellen 
Mängel eigentlich für die Umstrukturierung des 
Stadtamtes erforderlich sind. Das Einzige, was 
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ich an vernünftigen Gründen bisher lesen 
konnte, war, dass sich der Innensenator, der 
Personalrat und die Amtsleitung des Stadtam-
tes nicht mehr grün waren, um das einmal so zu 
formulieren, dass es kein Vertrauen mehr zwi-
schen den Dreien gab, man sich wechselseitig 
persönlich blockiert hat und dann zu dem Er-
gebnis gekommen ist: Wir zerschlagen das, wir 
bekommen das zusammen nicht mehr hin! Das 
ist aber nicht die Aufgabe, die die Politik gegen-
über dem Bürger hat und leisten muss. 
 
(Beifall FDP) 
 
Wenn wir schneller und zuverlässiger werden 
wollen, so wie das für die Polizeireform ange-
kündigt worden ist, dann müssen wir uns über-
legen: Liegt es vielleicht am Personalmangel, 
und muss hier und da eingestellt werden? Wir 
müssen uns überlegen, können wir nicht auch 
durch Einsparungen eine Strukturreform errei-
chen? Auch das kann ich hier überhaupt nicht 
erkennen. Was ist mit der Digitalisierung? Wie 
soll sie weiter voranschreiten und genutzt wer-
den?  
 
Was ich völlig vermisse, ist eine Flexibilisierung 
innerhalb der Verwaltung. Wir müssen errei-
chen, dass gut ausgebildete Verwaltungsbe-
amte auch im Einzelfall einmal an einer anderen 
Behörde, bei der der Bedarf zeitweise erheblich 
größer ist, dann eingesetzt werden. So viel So-
lidarität muss es im öffentlichen Dienst geben. 
 
(Beifall FDP) 
 
Dies alles ist für mich Modernisierung, und da-
von haben Sie eigentlich nicht Gebrauch ge-
macht. Sie kappen einfach Abteilungen ab und 
versuchen, sie an andere Ressorts anzudo-
cken. Dies wird dazu führen, dass wir keine Ein-
sparungen beim Personal haben, sondern das 
wird teilweise zu höheren Dotierungen von Mit-
arbeitern führen, so wie es im Standesamt be-
reits der Fall ist.  
 
Die Arbeit muss auch in den anderen Abteilun-
gen weiterhin gemacht werden, ob nun in der 
Stresemannstraße gearbeitet wird oder in ei-
nem anderen Gebäude, die Arbeit fällt für alle 
weiterhin an, und da wird sich nichts irgendwo 
reduzieren! Sie können nicht von vornherein da-
von ausgehen, dass die Arbeit dadurch, dass 
man sie in kleinere Abteilungen separiert, weni-
ger wird und schneller erledigt werden kann.  
 
Also, summa summarum, das Stadtamt war bis-
her ein konzentrierter Bürgerservice, es war das 
Herzstück der Innenverwaltung, und es ist eben 
vom Bürger aus gedacht gewesen. Das Stadt-
amt war nicht für Wirtschaftspolitik oder für Ver-
kehrspolitik zuständig, sondern es sollte die 

persönlichen Fragen der betroffenen Bürgerin-
nen und Bürger abarbeiten, Führerschein, Fahr-
erlaubnis, Gewerbeanmeldung und die persön-
lichen einzelnen Probleme der Bürgerinnen und 
Bürger überprüfen. Es ist sinnvoll, dies in einer 
Gesamtbehörde zu organisieren und auch 
räumlich eng beieinander zu halten.  
 
Zu Gewerbe, Wirtschaft und Ordnungsamt ei-
nige Bemerkungen: Bei der Vorlage fällt auf, 
und das hatte ich eben schon ausgeführt, es 
wird einfach die Abteilung Gewerbe beim Wirt-
schaftssenator angedockt, es wird dort einfach 
noch neues Personal oben aufgesetzt, aber 
eine Gesamtstrukturierung, eine Neustrukturie-
rung dieser Abteilung im Wirtschaftsressort wird 
nicht vorgenommen. 
 
Zweiter Punkt, Märkte! Auch hier halte ich es 
überhaupt nicht für erforderlich, dass dieser Be-
reich im Wirtschaftsressort angesiedelt werden 
muss. Das Bisherige hat sich über viele Jahr-
zehnte bewährt. Ich finde auch, es hätten hier 
die Schaustellerverbände intensiver in so eine 
Reform einbezogen werden müssen, und zur 
Befürchtung, die aus dem Bereich der Schau-
stellerverbände kommt, dass wir zu einer Kom-
merzialisierung der Volksfeste kommen: Diese 
Befürchtung ist durchaus berechtigt. Das hätte 
weiter im Innenressort angesiedelt werden kön-
nen. 
 
(Beifall FDP - Glocke) 
 
Das Ordnungsamt, das Sie vorschlagen, ist er-
heblich reduziert. Allgemeine und besondere 
Ordnungsaufgaben, dabei fällt mir auch auf - 
das ist vorgetragen worden -, dass Sie für viele 
Aufgaben, zum Beispiel im Verkehr oder im Ge-
werberecht, gar nicht stringent das durchhalten, 
was Sie in andere Ressorts abgeben wollen. 
Der Ordnungsdienst soll auch für Spielhallen- 
und Gewerbeüberwachung zuständig sein. Da 
machen Sie wieder einen Rückzieher von dem, 
was Sie für Wirtschaft vorher begründet haben. 
Gleiches gilt für Sportwetten und Glücksspiele.  
 
Insgesamt: Dieses Projekt, diese Reform ist 
nicht hinreichend ausgearbeitet, auch personal-
wirtschaftlich nicht ausgearbeitet. Beim Ord-
nungsdienst sind Sie völlig am Anfang und kön-
nen auch noch nichts Zusammenhängendes für 
das Ordnungsamt präsentieren. Wir halten das 
insgesamt für unausgewogen, weil es nicht um 
die Struktur des Stadtamtes geht, sondern es 
wird einfach nur etwas aufgeteilt und woanders 
angedockt. 
 
(Glocke) 
 
Wir werden den Antrag deshalb ablehnen müs-
sen. - Danke schön! 
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(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Fecker. 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich kann verstehen, dass 
diese Vorlage zum Ordnungsamt und zur Ab-
gabe von Aufgaben aus dem Stadtamt von der 
Opposition genutzt wird, um grundsätzlich noch 
einmal über den Prozess beim Stadtamt zu 
sprechen. Fakt ist, dass das Stadtamt eigentlich 
die Visitenkarte der öffentlichen Verwaltung 
sein sollte. Fakt ist aber auch, dass das, was 
Bürgerinnen und Bürger im Stadtamt erleben 
durften, nicht nur jetzt, sondern auch in der Ver-
gangenheit immer wieder zu der Benotung 
„mangelhaft“ führte, und zwar - lassen Sie mich 
das ruhig sagen! - auch schon vor dem Jahr 
2007. Aus Sicht der grünen Fraktion ist der Weg 
der Zerschlagung des Stadtamtes der richtige 
Schritt. Die Steuerung einer solchen Behörde 
war und ist offensichtlich in dieser Größe mit 
dieser Aufgabenvielfalt nicht mehr möglich ge-
wesen. 
 
 
Wie man beim Migrationsamt sieht, kann das 
auch eine sehr erfolgreiche Lösung sein. Wir 
haben als Fraktion jüngst einen Besuch vor Ort 
gemacht, und wenn man sieht, wie sowohl die 
motivierte Leitung als auch die motivierten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter arbeiten, dann 
kommt das einer Visitenkarte der öffentlichen 
Verwaltung schon sehr nahe. Der Einsatz dort, 
der bedingt durch den hohen Zuzug nach Bre-
men von Flüchtlingen enorm sein muss, ist 
schon aller Ehren wert und verdient Respekt. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich will noch einmal die Diskussion aufnehmen, 
die hier ja verschiedentlich von den Kolleginnen 
und Kollegen der Opposition benannt wurde, 
nämlich Gesamtkonzept versus Problem für 
Problem lösen. Ich glaube, dass uns bei der 
Größe dieses Amtes und bei den vielfältigen 
Aufgaben ein Gesamtkonzept nur behindert 
hätte, weil es in der Tat darum ging, aktuell 
Probleme zu lösen, und - das können Sie als 
Opposition jetzt doof finden, das kann ich sogar 
verstehen - sowohl beim Standesamt als auch 
beim Migrationsamt haben die Maßnahmen der 
Innenbehörde und des Innensenators Wirkung 
gezeigt. Ich glaube, dass das deswegen auch 
der richtige Schritt war, den die Innenbehörde 
da gewählt hat. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Aber das ist der-
selbe Innensenator, der vorher auch zuständig 
war!) 

Letzter Punkt: Der Anspruch, den wir an diese 
Behörde haben, Herr Staatsrat, ist allerdings 
auch, dass sich nun nicht nur die Namensschil-
der ändern, sondern auch einiges in der inhalt-
lichen Ausgestaltung. Wenn ich sehe, wie we-
nig weit wir im Bereich der Digitalisierung sind, 
um es einmal ganz höflich zu sagen, dass es 
immer noch kein Online-Terminmanagement 
gibt, dann ist das nicht das, was wir Grüne uns 
als Bürgerservice vorstellen, meine Damen und 
Herren! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Lassen Sie mich auch sagen, dass wir den ei-
nen oder anderen Verwaltungsprozess gern 
einmal an den Interessen der Bürgerinnen und 
Bürger ausrichten würden! Das heißt, wenn ich 
mit einem konkreten Anliegen komme, dann 
kann ich gleich zwei, drei weitere Anliegen mit 
erledigen. Das klappt in den BürgerServiceCen-
tern schon sehr gut. Ich glaube, dass auch da 
aber der Anspruch sein muss, dass es noch 
besser werden muss. 
 
Nun zu den beiden konkreten Punkten! Der eine 
betrifft das Ordnungsamt. Da sind wir inhaltlich 
bei Ihnen, daraus ein Ordnungsamt zu machen, 
aber wir weisen den Senat auch darauf hin, 
dass das allein nicht reicht. Wir dürfen hier nicht 
auf halber Strecke stehen bleiben, sondern das, 
was unter kommunalem Ordnungsdienst schon 
als Idee im Raum steht, müssen wir nun sehr 
zügig sowohl inhaltlich und konzeptionell als 
auch personell hinterlegen, denn in unseren 
Stadtteilen sind aktuell Probleme, wie Vermül-
lung, wie der Umgang mit zugeparkten Gehwe-
gen, wie andere Fragen, wie die Kontrolle der 
Zockerbuden, allesamt aktuell, da muss ein 
kommunaler Ordnungsdienst her! Dafür gibt es 
aus unserer Sicht auch keine Alternative. Das 
kann die Polizei nicht allein leisten. 
 
Es bleibt der Punkt der Märkte. Ich habe ver-
standen, dass es da Sorgen gibt. Wir haben 
auch noch einmal den Austausch mit den 
Schaustellerverbänden gepflegt. Aus Sicht der 
grünen Bürgerschaftsfraktion muss bei der Ver-
lagerung eines klar sein: Es darf am Charakter 
der bremischen Volksfeste, insbesondere von 
Freimarkt und Osterwiese, nicht gerüttelt wer-
den. Das sind Volksfeste, das sind Feste für die 
ganze Familie, und daraus wollen wir keine 
Saufgelage machen, aber da sehen wir auch 
momentan keine Gefahr. Die Ausrichtung muss 
ganz klar sein: Feste für die ganze Bevölke-
rung! Wenn es uns auch noch gelingt, in 
schwieriger finanzieller Situation die Gebühren 
stabil zu halten, würden wir das noch umso bes-
ser finden. - Herzlichen Dank an diejenigen, die 
noch zugehört haben! 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Staatsrat Ehmke. 
 
Staatsrat Ehmke*): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zum Abschluss 
des heutigen Tages noch die Debatte zum 
Stadtamt! Ich möchte nur auf einige wenige 
Punkte der hier vorgetragenen Argumente ein-
gehen. 
 
Zum einen möchte ich gern noch einmal die 
Frage der Zuständigkeitsverlagerungen auf-
greifen. Streng genommen wird in der gesam-
ten Reform des Stadtamts nur eine einzige Zu-
ständigkeit im Rahmen der bisher existierenden 
Regelung verlagert, und das ist die Aufsicht 
über den Bereich der Volksfeste und Märkte. 
Sämtliche anderen Zuständigkeiten waren auch 
vorher schon wie bisher geregelt, lediglich die 
Aufgabenwahrnehmung verändert sich. 
 
Derjenige, der die These vertritt, dass bisher im-
mer der Innensenator für die Gewerbeangele-
genheiten zuständig war, der irrt schlicht und er-
greifend. In der Vergangenheit war der Senator 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen auch für die Ge-
werbeangelegenheiten zuständig. Die Wider-
sprüche wurden im Wirtschaftsressort bearbei-
tet, die ermessenslenkenden Verwaltungsvor-
schriften sind auch dort erlassen worden. Das 
war noch nie Geschäft des Innensenators, es ist 
nur im Stadtamt exekutiert worden. Die Dienst-
aufsicht lag bei uns, mit den Inhalten hatten wir 
auch bisher nichts zu tun. Es ändert sich über-
haupt nichts. Ich finde, es gehört zur Redlichkeit 
dazu, darauf einmal hinzuweisen.  
 
Bei den Märkten kommt es in der Tat zu einer 
Veränderung. Manchmal gewinnt man den Ein-
druck, als ob eine Bremensie entstehe, wenn 
wir jetzt die Zuständigkeit für das Volksfestwe-
sen auf die Wirtschaftsbehörde übertragen. Es 
lohnt sich ein Blick nach Hamburg. Dort war es 
schon immer so, dass das Domreferat zur Wirt-
schaftsbehörde gehörte. Man kann nicht sagen, 
dass das dazu geführt hätte, dass in Hamburg 
niemand Interesse an den Volksfesten hätte, 
sondern dort ist natürlich eine entsprechende 
Tradition vorhanden. Ich muss ganz ehrlich sa-
gen, ich finde es an der Stelle schon fast ein 
bisschen putzig, dass die FDP jetzt die große 
Angst vor der Kommerzialisierung entdeckt hat. 
 
(Beifall SPD) 
 
Wir wollen auch, und zwar als Senat insgesamt, 
dass der Charakter des Freimarkts und der Ost-
erwiese als Volksfeste erhalten wird, aber ich 
finde es ein bisschen albern, so zu tun, als ob 
mit den Volksfesten nicht auch Geld verdient 

werden sollte. Natürlich soll mit den Volksfesten 
Geld verdient werden, und zwar sowohl für die 
Schaustellerinnen und Schausteller als auch 
die Stadt insgesamt. Es ist ein touristisches Er-
eignis, und andere touristische Großereignisse 
werden auch aus der Wirtschaftsbehörde ver-
waltet. Das kann man anders organisieren, aber 
es ist auch nicht schlimm, wie man es jetzt ge-
denkt zu organisieren. Ich glaube, am Ende 
wird die Neuorganisation den Anforderungen ei-
ner solchen Großveranstaltung auch gerecht. 
 
 
Herr Hinners, Sie haben erklärt, aus welchen 
Gründen Sie an dieser Stelle den Weg nicht mit-
gehen. Das respektiere ich. Ich will nur darauf 
hinweisen, wir setzen eigentlich ein bisschen 
das um, was die CDU hier vor einiger Zeit ge-
fordert hat - und der Antrag liegt ja noch der In-
nendeputation zur Beratung vor -, nämlich das 
Stadtamt strukturell neu aufzustellen.  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Genau!) 
 
 
Die CDU hat damals in der Debatte gesagt, man 
müsse einmal auf den Resetknopf drücken, und 
man müsse alles ganz von vorn neu aufsetzen. 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Aber nicht zulasten des 
Stadtamts!) 
 
Das haben Sie damals nicht gesagt!  
 
Ich will sagen, ich glaube, dass das richtig ist. 
Man kann die Frage stellen, inwieweit be-
stimmte Probleme auch innerhalb des Stadt-
amts hätten gelöst werden können, aber seien 
wir doch einmal ehrlich: Manche tun so, als ob 
wir lediglich in den letzten zwei, drei Monaten 
Probleme mit dem Stadtamt gehabt hätten, auf 
die der Senat jetzt reagiert. Das stimmt ja nicht. 
Wir haben in den letzten 20 Jahren Probleme 
mit dem Stadtamt gehabt. Seit seiner Gründung 
hat das Stadtamt immer wieder Probleme ge-
habt. Herr Hinners, es ist ja nicht nur so, dass 
die CDU das hier jahrelang im Parlament kriti-
siert hat, sie hat es vorher auch jahrelang im 
Parlament verantwortet. 
 
(Beifall SPD) 
 
 
Ich finde, man muss nicht so tun, als hätte sich 
irgendjemand der Verantwortlichen bei der Her-
stellung der Bürgerfreundlichkeit des Stadtamts 
in der Vergangenheit mit Ruhm bekleckert. Das 
war an ganz, ganz vielen Stellen nichts. Des-
halb ist es so, irgendwann ist die Reformfähig-
keit einer Struktur aufgebraucht, und dann 
muss man in der Tat auf den Resetknopf drü-
cken und noch einmal ganz von vorn anfangen.  
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Das hat nicht nur etwas damit zu tun, dass der 
Senator und der Personalrat nicht mehr mitei-
nander sprechen konnten, sondern das hat 
auch etwas damit zu tun, dass die Beschäftig-
ten  und die Bevölkerung nicht mehr an die alte 
Struktur glaubten und es jede kleinere Proble-
matik, die in jeder Behörde vorkommen kann, 
dass irgendwo einmal eine Akte außer Kontrolle 
gerät, beim Stadtamt immer nach dem Motto 
„Die können es sowieso nicht!“ auf die Titelseite 
schaffte. Das muss man an einer bestimmten 
Stelle auch aus der Verantwortung für die Be-
schäftigten einmal durchbrechen und sagen, wir 
ziehen hier einen Strich, und wir fangen noch 
einmal neu an, wir lösen die Probleme nicht nur 
durch die Aufteilung, sondern wir schaffen die 
Strukturen für einen Neustart in allen Arbeitsbe-
reichen.  
 
Es wird so getan, als sei das die einzige Maß-
nahme. Das stimmt ja auch nicht. Wer in die 
Vorlagen schaut, wird feststellen und kann es 
lesen, dass im Bereich Bürgerservice intensive 
Bemühungen für den Bereich Digitalisierung in 
Angriff genommen werden. Wir haben im Be-
reich des Standesamts eine ganze Reihe zu-
sätzlicher Kräfte eingesetzt, um die Probleme 
abzuarbeiten. Das eine geht Hand in Hand mit 
dem anderen, strukturelle Veränderungen, in-
haltliche Veränderungen, personelle Verände-
rungen. Das ist ein Prozess, der gemeinsam 
läuft und von dem ich glaube, dass er erforder-
lich ist, um in einem neuen Rahmen anfangen 
zu können. 
 
Ich will damit schließen, dass ich mich an dieser 
Stelle einmal bei den Beschäftigten bedanke, 
die diesen Prozess im Moment mit uns gestal-
ten. 
 
(Beifall SPD) 
 
Wir erleben es im Moment genauso wie Herr 
Fecker im Migrationsamt: Die Beschäftigten in 
allen Dienststellen des Stadtamts haben Lust 
auf diesen Neuanfang. Sie haben sich darauf 
eingestellt, dass es jetzt endlich nach vorn geht. 
Sie sind bereit, daran mitzuwirken. Wir erleben 
überall engagierte Kolleginnen und Kollegen, 
die auch ihre eigenen Vorstellungen einbringen, 
die Ideen haben, wie es in ihren Behörden bes-
ser werden kann. Das nehmen wir gern auf.  
 
Ich will es auch einmal ausdrücklich sagen, es 
hat in dem gesamten Prozess der Umgestal-
tung des Stadtamts bisher keinen einzigen Vor-
gang gegeben, der es nicht durch die Mitbe-
stimmung geschafft hätte. 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Gesamtpersonalrat, ja!) 
 

Alle Vorgänge sind in wunderbarer Eintracht 
zwischen der Leitung, unserem Haus, dem Ge-
samtpersonalrat und den örtlichen Personalrä-
ten aufgelöst worden. Ich freue mich, dass alle, 
die konkret mit dem Stadtamt und seinen Nach-
folgebehörden zusammenwirken und beteiligt 
sind, im Moment bereit sind, sich auf diesen 
Prozess einzulassen. Deshalb werben wir auch 
hier um Ihre Zustimmung. - Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer das Ortsgesetz zur Änderung von Zustän-
digkeitsvorschriften zur Gründung eines Ord-
nungsamtes und zur Übertragung von Aufga-
ben aus dem Stadtamt auf den Senator für Wirt-
schaft, Arbeit und Häfen beschließen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, FDP, LKR, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(DIE LINKE) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
das Ortsgesetz. 
 
Ich rufe jetzt noch die Tagesordnungspunkte 
auf, die ohne Debatte vorgesehen sind.  
 
Wahl eines Mitglieds des städtischen Haus-
halts- und Finanzausschusses 
 
Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor. 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Wahl. 
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft wählt ent-
sprechend. 
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(Einstimmig) 
 
Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des 
städtischen Rechnungsprüfungsausschus-
ses 
 
 
Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor. 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Wahl. 
 
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft wählt ent-
sprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Bericht des städtischen Petitionsausschus-
ses Nr. 17 
vom 3. März 2017 
(Drucksache 19/469 S) 
 
 
Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. 
 
 
Wir kommen daher zur Abstimmung. 
 
 
Es ist getrennte Abstimmung beantragt. 
 
Zuerst lasse ich über die Petitionen S 19/49 und 
S 19/55 abstimmen. 

Wer der Behandlung der Petitionen S 19/49 und 
S 19/55  in der empfohlenen Art zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen DIE LINKE) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
Jetzt lasse ich über die restlichen Petitionen ab-
stimmen. 
 
Wer der Behandlung der restlichen Petitionen in 
der empfohlenen Art zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Meine Damen und Herren, das war die Stadt-
bürgerschaft.  
 
Wir sehen uns morgen wieder. 
 
Ich schließe die Sitzung. 
 
 
 
(Schluss der Sitzung 19.02 Uhr) 
 
Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden 
vom Redner/von der Rednerin nicht überprüft. 
 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/469%20S
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Anhang zum Plenarprotokoll 
 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der  
Fragestunde der Stadtbürgerschaft  

vom 7. März 2017 
 
 
 
 
Anfrage 12: Anwohnerparken im Gebiet 
Rembertistraße, Am Dobben, Fedelhören 
und Rembertiring 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie haben sich die Parkplatzkapazitä-
ten und Auslastungsgrade durch die Einführung 
des Anwohnerparkens im Gebiet Rember-
tistraße, Am Dobben, Fedelhören und Rember-
tiring verändert? 
 
Zweitens: Wie bewertet der Senat die Kapazitä-
ten und die Attraktivität des Parkangebots für 
Kunden der Gewerbetreibenden seit Umset-
zung des Konzeptes? 
 
Drittens: Inwiefern beabsichtigt der Senat, Kun-
denparken durch Maßnahmen wie kostenfreies 
Kurzparken attraktiver zu gestalten? 
 

Buchholz, Dr. Buhlert, Frau Steiner und Frak-
tion der FDP 

 
 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage eins: Vor der Einrichtung des Bewoh-
nerparkgebietes standen 172 Stellplätze zur 
Verfügung. Um die Stellplatzkapazität zu erhö-
hen, wurde mit der Einrichtung des Bewohner-
parkgebietes das eingeschränkte Halteverbot 
im Bereich Am Dobben aufgehoben. Durch 
diese Maßnahme konnten dem ruhenden Ver-
kehr tagsüber circa 19 zusätzliche Stellplätze 
zur Verfügung gestellt werden. Über die Auslas-
tungsgrade seit Einführung des Anwohnerpar-
kens im Bewohnerparkgebiet liegen dem Senat 
keine Erhebungsergebnisse vor. 
 
Zu Frage zwei: Das Bewohnerparken wurde als 
sogenanntes Mischprinzip konzipiert. Dieses 
sieht vor, dass alle Parkplätze im Bewohner-
parkgebiet bewirtschaftet werden und gleich-
falls für die Bewohner mit Bewohnerparkaus-
weis nutzbar sind. Dies erhöht die Flexibilität 
und hat den Vorteil, dass alle Parkplätze für alle 
Nutzergruppen zur Verfügung stehen. Auch die 
Kunden der Gewerbetreibenden können daher 
sämtliche Parkplätze im Gebiet nutzen. Diese 
Parkplätze sind nicht nur den Bewohnern vor-
behalten. Es steht ausreichend Parkraum für 
alle Nutzergruppen zur Verfügung. 

 
 
 
Zu Frage drei: Aufgrund der Staffelung der 
Parkzeiten von 15 Minuten bis zu einer Höchst-
dauer von zwei Stunden wurde in Übereinstim-
mung mit dem Beirat auf die Einrichtung der so-
genannten Brötchentaste verzichtet. Die Ein-
richtung des kostenfreien Parkens in diesem 
Bereich ist derzeit nicht vorgesehen.  
 
 
Anfrage 13: Planungen zur Verlängerung der 
Straßenbahnlinie 1 bis Mittelshuchting ein-
schließlich Linie 8 bis Landesgrenze 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Welche Folgen hat die Aussage im 
Planfeststellungsbeschluss vom 1. Juni 2016 
für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis 
Mittelshuchting einschließlich der Linie 8 bis 
Landesgrenze, wonach Rechtsbeständigkeit 
nur eintritt, wenn der entsprechende Beschluss 
für den niedersächsischen Teil des Straßen-
bahnprojektes rechtsbeständig ist? 
 
 
Zweitens: Wie bewertet der Senat die Wirt-
schaftlichkeit und den örtlichen Nutzen der Ver-
längerung der Linie 1 ohne Fortführung der Li-
nie 8 auf niedersächsisches Gebiet, und mit 
welchen Auswirkungen auf die Finanzierung ist 
zu rechnen? 
 
Drittens: Welche weiteren Schritte und Maß-
nahmen wird der Senat zur Umsetzung des 
Planfeststellungsbeschlusses wann einleiten, 
und inwiefern ist die Beteiligung beziehungs-
weise Anhörung des zuständigen Beirats erfolgt 
beziehungsweise geplant? 
 
 

Dr. Buhlert, Buchholz, Frau Steiner und Frak-
tion der FDP 

 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage eins: In der Planfeststellung ist sicher 
zu stellen, dass Baurecht für Straßenbahnab-
schnitte nur dann entsteht, wenn diese selb-
ständig betrieben werden können. Insofern war 
eine Aussage im Planfeststellungsbeschluss 
notwendig, die verhindert, dass Baurecht für ei-
nen Torso auf bremischem Gebiet auf der Stre-
cke der Bremen-Thedinghauser-Eisenbahn  
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zwischen Heinrich-Plett-Allee und der Landes-
grenze Bremen/Niedersachsen hergestellt wird. 
Auf Antrag der Stadtgemeinde Bremen, ist eine 
1. Änderung des Planfeststellungsbeschlusses 
durch die bremische Planfeststellungsbehörde 
am 3. Januar 2017 ergangen. Hiernach darf mit 
dem Bau des bremischen Abschnittes der Li-
nie 8 erst begonnen werden, wenn für den auf 
niedersächsischem Gebiet anschließenden Ab-
schnitt, der die Fortführung der Linie 8 dort ge-
währleistet, ein vollziehbares Baurecht vorliegt. 
Damit wurde der Anwendungsbereich der Ne-
benbestimmung auf diesen Abschnitt einge-
schränkt. Für den Bau der Linie 1 einschließlich 
aller dafür erforderlichen Maßnahmen wäre auf-
grund dieser Änderung des Planfeststellungs-
beschlusses nun ein sofortiger Baubeginn mög-
lich. 
 
Zu Frage zwei: Seit 2006 wurden für die Verlän-
gerung der Linie 1 sowie für die Verlängerung 
der Linie 8 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
erstellt. Diese wurden in Form von sogenannten 
Standardisierten Bewertungen für beide Linien-
verlängerungen getrennt voneinander durchge-
führt. Die Ergebnisse sind für beide positiv. Eine 
Aktualisierung der Standardisierten Bewertun-
gen getrennt für beide Verlängerungen, befin-
det sich in Erarbeitung und Abstimmung mit 
dem Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur. Mit einer „positiven“ Standar-
disierten Bewertung ist sowohl die Förderfähig-
keit gemäß Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz des Bundes als auch der verkehrliche 
Nutzen nachgewiesen.  

Die Investitionskosten für den Bau der Linie 1 
sind unabhängig vom Fortgang des Klagever-
fahrens zum Planfeststellungsbeschluss in Nie-
dersachsen bis zu 60 Prozent aus dem Bunde-
sprogramm des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes und bis zu 30 Prozent aus Mit-
teln des Gesetzes über den öffentlichen Perso-
nennahverkehr im Land Bremen förderfähig.  
 
Der Eigenanteil der Stadtgemeinde Bremen 
liegt bei zehn Prozent. Der Finanzierungsrah-
men gemäß Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz-Bund über 2019 hinaus ist politisch 
durch die Beschlüsse der Konferenz der Minis-
terpräsidenten der Länder und der Bundesre-
gierung vom 14.10.2016 gesichert, ein verbind-
licher Rechtsrahmen befindet sich auf Bundes-
ebene in Vorbereitung.  
 
Zu Frage drei: Im 1. Halbjahr 2017 wird eine Fi-
nanzierungsvorlage in Senat, Deputation und 
Haushalts- und Finanzausschuss zum Be-
schluss vorgelegt. Diese dienen der Sicherstel-
lung des bremischen Eigenanteils und somit als 
Grundlage für den abschließenden Finanzie-
rungsantrag an den Bund bezüglich der Förde-
rung aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetzes. Der Beirat wird zeitnah über 
Entwicklungen im Projekt informiert. Dies gilt 
besonders bezüglich der Abstimmung zu den 
einzelnen Bauabschnitten und der baustellen-
bedingten Änderungen der Verkehrsführung. 
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